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Zusammenfassung 
 

Seit einigen Jahren versuchen Regierungen auf verschiedenen Ebenen, die Gesellschaft auf bereits ein-
getretene und zu erwartende Folgen des Klimawandels vorzubereiten. Bei der so genannten Anpas-
sung an den Klimawandel kommen oft multi-sektorale (bzw. Sektor-übergreifende) Strategieprozesse 
oder Aktionspläne zum Einsatz. Diese zielen darauf ab, die vom Klimawandel betroffenen Sektoren 
widerstandsfähiger („resilient“) bzw. weniger verwundbar („vulnerabel“) gegenüber dem Klimawandel 
zu machen.  

In diesem Bericht wird die inhaltliche und prozessuale Ausgestaltung von insgesamt 14 multi-sektora-
len Anpassungsstrategien auf verschiedenen politischen Ebenen und deren Relevanz für Politikwandel 
untersucht. Gegenstand unserer Analyse sind zwei transnationale (EU und Ostseeraum), sechs natio-
nale und sechs lokale Anpassungsstrategien. Den Erfolg von Anpassungsprozessen können wir im Rah-
men dieser Studie nicht objektiv anhand von umgesetzten Politiken („outputs“ und „outcomes“) eva-
luieren. Wir explorieren vielmehr, inwiefern und warum es Anpassungsprozessen aus Sicht verschie-
dener Akteure gelingt, Vertreter relevanter Sektoren und Regierungsebenen einzubinden und zur Um-
setzung von Anpassungsmaßnahmen zu bewegen. Die Sichtweisen verschiedener Akteure haben wir 
mithilfe von 35 Interviews erhoben. Da die 14 Fallstudien mehrere politische Ebenen abdecken, achten 
wir in deren Analyse auch darauf, inwiefern Anpassungsprozesse über politische Ebenen hinweg inter-
agieren bzw. aufeinander einwirken. Weiters interessiert uns, inwiefern mögliche Faktoren eines Poli-
tikwandels auch politisch gestaltet werden können. 

Um die zentralen Faktoren für den Erfolg von Anpassungsprozessen möglichst fokussiert zu erfassen, 
entwickeln wir in Kapitel 3 einen entsprechenden Analyseraster. Als Ausgangspunkt dafür dient der 
„Models of Change“-Ansatz von Kristof (2010), der umweltpolitischen Wandel interdisziplinär zu erklä-
ren versucht. Wir ergänzen dieses Modell um politikwissenschaftliche Literatur zu politischem Wandel 
(„policy change“) sowie um Studien zu Hindernissen bzw. Barrieren der Klimawandelanpassung. In Ka-
pitel 4 werden die 14 Fallstudien kurz vorgestellt und in Kapitel 5 mit Hilfe der in Kapitel 3 eingeführten 
Erfolgsfaktoren analysiert. In Kapitel 6 rekapitulieren wir die von unserer Empirie bestätigten Erfolgs-
faktoren, bevor wir abschließend in Kapitel 7 unsere Forschungsfragen beantworten.  

Die wichtigsten Erkenntnisse können wie folgt zusammengefasst werden: (i) Auslöser von Anpassungs-
prozessen sind für deren weitere Entwicklung relevant. Demnach erhöhen vor allem großer Problem-
druck sowie neue wissenschaftliche Erkenntnisse die Chance, Anpassung nicht nur in Form von Strate-
giepapieren, sondern auch durch konkrete Maßnahmen zu forcieren. (ii) So genannte „Change Agents“ 
können (in Abhängigkeit einiger Charakteristika wie Kompetenz und Vernetzung mit anderen Akteu-
ren) Anpassungsprozesse gezielt vorantreiben. Auch Koalitionen politischer Akteure können dabei eine 
wichtige Rolle spielen. (iii) Darüber hinaus scheinen vor allem politisch schwer beeinflussbare Rahmen-
bedingungen, wie z.B. Zeitfenster oder dominante Grundhaltungen einer Gesellschaft bzw. Zeitgeist, 
den Erfolg von Veränderungsprozessen mitzubestimmen. (iv) Hingegen sind für Anpassungsprozesse 
weder deren inhaltliche Ausgestaltung (Art der Zielformulierung, adressieren von Zielkonflikten in Po-
litikdokumenten) noch Vorgaben anderer politischer Ebenen besonders relevant. Vor allem lokale Ak-
teure suchen den Kontakt zu darüber liegenden Ebenen selten oder nie, in den meisten Fällen weil ihre 
Prozesse vergleichsweise weit fortgeschritten sind. Systematische Zusammenarbeit über Ebenen hin-
weg wurde bislang so gut wie nie institutionalisiert. 
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Der großen Bedeutung von Einzelpersonen („change agents“) steht gegenüber, dass diese wiederum 
vom Interesse und der Kooperationsbereitsschaft anderer Sektoren abhängig sind. Hinzu kommt, dass 
wesentliche Erfolgsfaktoren von Anpassungsprozessen (wie z.B. Problemdruck, Zeitfenster und Zeit-
geist) politisch kaum beeinflusst werden können. Dies limitiert den Gestaltungsspielraum der „change 
agents“ vor allem auf jene Erfolgsfaktoren, denen vergleichsweise geringe Bedeutung zugestanden 
wird. Dazu zählen das Governance-Design und das Zeitmanagement von Anpassungsprozessen. 
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1. Einleitung  

In vielen Bereichen der Gesellschaft werden die Folgen des Klimawandels immer offensichtlicher. Ne-
ben den vom Klimawandel verursachten Schäden liegt das auch daran, dass vermehrt wissenschaftlich 
gesicherte Erkenntnisse darüber existieren. Vor diesem Hintergrund nehmen sich politische Akteure 
zunehmend dieses Problems an und entwickeln Politiken, die unabhängig vom Klimaschutz („Mitiga-
tion“) die Gesellschaft auf unvermeidbare Folgen des Klimawandels vorbereiten sollen („Adaption“ 
bzw. Anpassung).  

Die Folgen des Klimawandels treffen verschiedene Sektoren auf unterschiedliche Weise. Damit sich 
Anpassungs- und Sektor-Politiken nicht entgegenstehen, sondern ergänzen, wird versucht, Anpassung 
in umfassenden politischen Prozessen „horizontal“ (d.h. über betroffene Sektoren hinweg) zu integrie-
ren. Besonders in föderalen Staaten wie Deutschland, in denen die politischen Verantwortlichkeiten 
für Anpassung auf verschiedene Regierungsebenen verteilt sind, muss ein umfassender Anpassungs-
prozess außerdem verschiedene politische Ebenen einbeziehen („vertikale Integration“). Durch die ho-
rizontale und vertikale Integration von Anpassungspolitik sollen neue Politiken ausgelöst und beste-
hende Politiken so verändert werden, dass dadurch Anpassungskapazitäten steigen. In der Folge soll 
dadurch die Widerstandsfähigkeit einer Gesellschaft gegenüber Klimawandel-Folgen („Resilienz“) ge-
steigert bzw. die Verwundbarkeit („Vulnerabilität“) gesenkt werden (Adger et al. 2005, 79; Fichter et 
al. 2010, 13ff). Zudem geht es auch darum, positive Folgen des Klimawandels optimal zu nutzen. 

Unser Forschungsinteresse gilt jenen Bedingungen, die über den Erfolg von Anpassungsprozessen ent-
scheiden. Unsere Arbeit wurde von den folgenden Forschungsfragen angeleitet: 

a) Wie werden Veränderungsprozesse in Bezug auf Anpassung an den Klimawandel gestaltet?  
b) Welche Faktoren entscheiden darüber, wie erfolgreich diese Anpassungsprozesse auf unter-

schiedlichen Regierungsebenen sind? Inwiefern können diese Faktoren politisch beeinflusst 
werden?  

c) Wie sind Anpassungsprozesse auf verschiedenen Regierungsebenen miteinander verbunden? 
Welche Rolle spielen diese Verbindungen? 
 

Bei der Beantwortung dieser Fragen interessiert uns vor allem, welche Akteure, Institutionen und Me-
chanismen an der Koordination der Veränderungsprozesse beteiligt sind, wie sich Zielkonflikte zwi-
schen verschiedenen Sektoren sowie Regierungsebenen minimieren und Synergien maximieren lassen 
(„Governance“). Darüber hinaus interessiert uns, welche Rolle jene Policy-Dokumente (Strategien, Ak-
tionspläne, etc.) spielen, die den Anpassungsprozessen formal zugrunde liegen. Abschließend disku-
tieren wir, wie hilfreich der gewählte analytische Rahmen im Allgemeinen und ein spezifischer Aus-
schnitt dieses Rahmens (der sogenannte „Models of Change“-Ansatz, vgl. Kapitel 3) im Speziellen für 
die Analyse von politischen Anpassungsprozessen ist.  

Der Bericht ist wie folgt gegliedert: In Kapitel 2 stellen wir die Frage, wie Erfolg politisch angeleiteter 
Veränderungsprozesse überhaupt definiert werden kann. Dafür diskutieren wir unterschiedliche Kon-
zepte und Methoden und präsentieren im Anschluss daran, welches Verständnis von Erfolg unserer 
Untersuchungsmethode zugrunde liegt. In Kapitel 3 entwickeln wir einen Literatur-basierten Analyse-
raster zu Faktoren des Politikwandels im Allgemeinen und zu Umweltpolitik im Speziellen. Nach einer 
Vorstellung der Fallstudien in Kapitel 4 analysieren wir in Kapitel 5 die Erfolgsfaktoren von Anpassungs-
strategien als Policy-Dokumente (5.1.) und als Governance-Prozesse (5.2.). In Kapitel 6 fassen wir die 
zentralen empirischen Ergebnisse vor allem mit Blick auf den in Kapitel 3 erarbeiteten Analyseraster 
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zusammen. Darauf aufbauend beantworten wir in Kapitel 7 unsere Forschungsfragen (7.1.) und ziehen 
Schlussfolgerungen zum hier verwendeten analytischen Rahmen (7.2). 

 

2. Erfolg in der Klimawandelanpassung: Konzepte und Methoden 

SozialwissenschafterInnen, die sich in den 1990er Jahren mit erfolgreicher Umweltpolitik beschäftig-
ten, sahen sich vor allem mit der Frage konfrontiert, wie denn Erfolg überhaupt definiert werden kann 
(Jänicke & Weidner 1995, 10). Diese Frage muss auch für das junge Feld der Klimawandelanpassungs-
politik gestellt werden, da von ihrer Beantwortung abhängt, wie Erfolg beurteilt werden kann.  

Im Lichte der Policy-Forschung der frühen 1990er Jahre unterscheidet Jänicke (1996, 13) zwei Kriterien, 
anhand derer erfolgreiche Umweltpolitik festgemacht werden kann: (i) tatsächlich erreichte Umwelt-
verbesserungen und (ii) der Einstieg in einen längerfristigen Lern- und Veränderungsprozess. Da es bei 
der Anpassung an den Klimawandel meist darum geht, Lösungen für Probleme zu finden, die sehr 
wahrscheinlich in der Zukunft auftreten werden, sind diese mit großen Unsicherheiten verbunden. 
Weil vor diesem Hintergrund tatsächlich erreichte Verbesserungen oft erst in Zukunft deutlich werden, 
kann bei der Bewertung von Anpassungspolitiken in Anlehnung an Jänicke (1996) oft nur der Einstieg 
in einen längerfristigen Veränderungsprozess (z.B. infolge der Institutionalisierung eines Strategiepro-
zesses) als Erfolgskriterium herangezogen werden. Im Zuge dieses Veränderungsprozesses sollen 
strukturelle, situative und akteursspezifische Faktoren Lernprozesse generieren (Jänicke 1996, 12).  

Diese zwei Möglichkeiten der Erfolgsbewertung überschneiden sich mit der Ausdifferenzierung des 
Konzepts der Umweltpolitik-Integration („Environmental Policy Integration/EPI“). Jordan und Len-
schow (2010) zufolge kann EPI in eine konzeptionell-inhaltliche, eine Prozess-orientierte und eine Out-
put-/Outcome-orientierte Dimension differenziert werden (für Klimapolitik, siehe auch Dupont & 
Oberthür 2012, 230; Adelle & Russell 2013). Diese drei Dimensionen können folgendermaßen auf das 
Politikfeld Anpassung umgelegt werden: Die konzeptionell-inhaltliche Dimension bezieht sich hier auf 
die normative Forderung, Klimawandelanpassung in all jene Politiken zu integrieren, die vom Klima-
wandel betroffen sind, sich mit diesem üblicherweise aber nicht auseinandersetzen (Gupta 2007; Yohe 
et al. 2007). Diese Forderung wird meist in Policy-Dokumenten, wie z.B. Anpassungsstrategien, erho-
ben. Die Prozess-orientierte Dimension verweist auf Governance-Prozesse bzw. die daran beteiligten 
Akteure, Institutionen und Mechanismen. Diese versuchen in der Regel, Zielkonflikte zwischen ver-
schiedenen Sektoren sowie Regierungsebenen zu minimieren und Synergien zu maximieren. Insofern 
müssen Anpassungsstrategien nicht nur als Policy-Dokumente sondern auch als Governance-Prozesse 
(also als umfassende Veränderungsprozesse) verstanden und analysiert werden (Casado-Asensio & 
Steurer 2014). Bei der Output-/Outcome-orientierten Dimension geht es primär um die Umsetzung 
konkreter Anpassungsmaßnahmen („Output“) und deren Wirkung („Outcome“).  

Auf Basis der obigen Ausführungen zur Bewertung von Erfolg in der Umwelt- und Klimapolitik konzent-
rieren wir uns hier vor allem auf die prozessuale Governance-Dimension der Anpassungspolitik. Wir 
untersuchen also, wie erfolgreich Anpassungsprozesse darin sind, Akteure verschiedener Sektoren und 
Regierungsebenen in einen gemeinsamen (institutionalisierten oder ad hoc-) Prozess einzubinden (Lim 
& Spanger-Siegfried 2004, 189; Jacob et al. 2012, 12; Casado-Asensio & Steurer 2014). Erfolg wird hier 
also nicht anhand von umgesetzten Politiken und deren Wirkung („outputs“ und „outcomes“) evalu-
iert, sondern überwiegend anhand von Einschätzungen zur Qualität von Anpassungsprozessen seitens 
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unserer InterviewpartnerInnen beurteilt. Zusätzlich versuchten wir, Erfolg auch daran festzumachen, 
ob Anpassungsprozesse bereits konkrete Maßnahmen als Output generiert haben. Dazu konnten die 
InterviewpartnerInnen allerdings nur eingeschränkt Auskunft geben.  

Bei den analysierten Fällen handelt es sich um 14 Anpassungsprozesse auf unterschiedlichen politi-
schen Ebenen (zwei transnational, sechs nationalstaatlich, sechs lokal; vgl. Kapitel 4). Sie sind allesamt 
integrierte Strategieprozesse und stellen damit einen relativ neuen Ansatz dar, um komplexe Probleme 
oder Themen über mehrere Sektoren und Regierungsebenen hinweg zu organisieren (Rayner & How-
lett 2009; Casado-Asensio & Steurer 2014). Integrierte Strategieprozesse können entweder möglichst 
viele Sektoren, Regierungsebenen und Akteure integrieren oder sich nur auf wenige Sektoren, be-
stimmte Regionen o.ä. konzentrieren (Lim & Spanger-Siegfried 2004, 186). Sie sind jedenfalls darauf 
ausgerichtet, den vielfältigen politischen Zielen und politischen Instrumenten eines multi-sektoralen 
Politikfeldes einen ordnenden Rahmen zu geben bzw. verschiedene Sektoren und politische Ebenen 
untereinander abzustimmen (Rayner & Howlett 2009, 100).  

Auf transnationaler Ebene untersuchen wir die EU-Strategie zur Anpassung an den Klimawandel sowie 
die BaltAdapt-Strategie für die Anpassung an den Klimawandel im Ostseeraum. Diese wurden ausge-
wählt, weil es sich um zwei wesentliche staatenübergreifende Strategien in Europa handelt, die unsere 
nationalstaatliche Fallstudienauswahl sinnvoll ergänzen. Als Prozesse auf nationalstaatlicher Ebene ha-
ben wir mit Dänemark, England, Finnland und den Niederlanden vier europäische Staaten sowie Aust-
ralien und Kanada berücksichtigt. Diese Länder wurden ausgewählt, weil deren Anpassungsstrategien 
bereits vor einigen Jahren beschlossen wurden und sie noch heute für eine vergleichsweise pro-aktive 
Anpassungspolitik bekannt sind. Um die Mehrebenen-Koordination auch innerhalb von Staaten unter-
suchen zu können, wurden zusätzlich in jedem Land je ein lokaler Strategieprozess untersucht. Die 
ausgewählten Städte Helsinki, Kopenhagen, London, Melbourne, Rotterdam und Vancouver gehören 
zu den größten Metropolen der jeweiligen Länder und sind ebenfalls vergleichsweise aktiv.   

Die in Summe 14 Fallstudien stützen sich auf eine Analyse politischer Dokumente, wissenschaftlicher 
Literatur und 35 Leitfaden-gestützte Interviews. Die Interviews wurden zwischen November 2013 und 
April 2014 durchgeführt (33 per Telefon oder Skype, zwei schriftlich per Email1; 33 in englischer, zwei 
in deutscher Sprache), dauerten zwischen 30 und 90 Minuten und wurden aufgezeichnet. Zitate aus 
den englischsprachigen Interviews wurden von den Autoren ins Deutsche übersetzt. Als Interviewpart-
nerInnen wurden jeweils die verantwortlichen Strategie-KoordinatorInnen, VertreterInnen des von 
Anpassung durchwegs stark betroffenen Wassersektors sowie externe ExpertInnen ausgewählt. Damit 
war es uns möglich, Einblicke in die internen Mechanismen der Anpassungsprozesse, die Perspektive 
eines Schlüsselsektors der Anpassung und eine kritische „Außensicht“ miteinander zu verbinden. Le-
diglich für die transnationalen Strategieprozesse wurden keine Interviews mit VertreterInnen eines 
Sektors geführt, weil diese nicht als direkte Zielgruppe definiert sind. Alle Interviews wurden entlang 
der Kategorien des Analyserasters zu Politikwandel (vgl. Kapitel 3) teiltranskribiert und mithilfe der 
Software MAXQDA qualitativ ausgewertet. Verweise auf Interviews erfolgen anonymisiert in kodierter 
Form. (für Details zu den Interviews vgl. Annex 1).  

 

                                                            
1 Für die Interviews FIN1 und LON1 wurde der Interviewleitfaden auf Wunsch der InterviewpartnerInnen in ei-
nen Fragenkatalog umgearbeitet, der schriftlich beantwortet wurde.  
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3. Politikwandel in der wissenschaftlichen Literatur  

Um sich den Erfolgsfaktoren von Anpassungsprozessen mittels Interviews möglichst fokussiert annä-
hern zu können, haben wir aus der wissenschaftlichen Literatur einen umfassenden Überblick dazu 
generiert. Als Ausgangspunkt diente dabei der „Models of Change“-Ansatz von Kristof (2010). Sie gibt 
einen Überblick über jene Faktoren, die ihrer Erfahrung nach hauptverantwortlich für umweltpoliti-
schen Wandel sind. Dabei fasst sie folgende vier Gruppen von Faktoren zusammen: (i) Die Entwicklung 
tragfähiger Veränderungsideen und Lösungsvorschlägen, (ii) die Einbindung betroffener Akteure 
(„Change Agents“, Zielgruppe, etc.), (iii) die professionelle Gestaltung des Veränderungsprozesses so-
wie (iv) die adäquate Berücksichtigung von Zeitaspekten. Wir haben dieses Modell mit Hilfe jener po-
litikwissenschaftlichen Literatur erweitert, die sich entweder mit den Faktoren politischer Veränderun-
gen im Allgemeinen (vgl. z.B. Kingdon 1984; Sabatier 1993; Sabatier und Jenkins-Smith 1993) oder mit 
solchen im Kontext der Umwelt- (z.B. Jänicke und Weidner 1995; Jänicke 1996) bzw. Klimawandelan-
passungspolitik im Besonderen beschäftigt (vgl. z.B. Easterling et al. 2004; Adger et al. 2005; Moser & 
Boykoff 2013; Meister et al. 2009; Arens 2012; Ekstrom & Moser 2013). Auch die jüngere Literatur zu 
Hindernissen bzw. Barrieren in der Anpassungspolitik fand Berücksichtigung (z.B. Arens 2012; Clar et 
al. 2013), denn im Umkehrschluss gibt diese Perspektive ebenfalls Hinweise darauf, wie durch die 
Überwindung von Hindernissen die Chance auf erfolgreiche Klimawandelanpassung erhöht werden 
kann.  

Tabelle 1: Faktoren des politischen Wandels und deren Merkmale im Überblick 

Erfolgsfaktoren Merkmale 
Zeitaspekte • Auslöser 

• Prozessgeschwindigkeit und Zeitressourcen 
Veränderungsidee und  
Lösungsvorschläge 

• Ziele 
• Instrumente 
• Umgang mit Zielkonflikten 

Akteure und Qualifikationen • Change Agents 
• Akteure bzw. Akteurs-Koalitionen, die für Anpassung  

eintreten 
• Akteure bzw. Akteurs-Koalitionen, die Anpassung  

skeptisch gegenüber stehen 
Governance-Merkmale von  
Veränderungsprozessen 

• Horizontale Integration 
• Vertikale Integration 
• Diagonale Integration 
• Einbindung nicht-staatlicher Akteure 
• Wissensbasis 
• Umsetzung 

Persistente Rahmenbedingungen • Pfadabhängigkeit, anschlussfähige Grundhaltung und 
„Framing“ des Problems  

• Zeitfenster 
 

Die aus der Literatur extrahierten Faktoren des politischen Wandels (für einen Überblick vgl. Tabelle 
1) werden in diesem Abschnitt beschrieben und in Tabellen mit weiteren Details zur Operationalisie-
rung kurz zusammengefasst (vgl. auch Annex 2). Die in Abschnitte gegliederte Darstellung soll keines-
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wegs implizieren, dass die Faktoren des Wandels unabhängig voneinander wirken. Wie die Zusammen-
fassung unserer empirischen Ergebnisse in Kapitel 5 zeigt, überschneiden sich diese an mehreren Punk-
ten stark. Die Überschneidungen werden durch zahlreiche Querverweise im Text sowie in der abschlie-
ßenden Interpretation der Ergebnisse in den Kapiteln 6 und 7 hervorgehoben.  

 

3.1. Zeitaspekte 

Eine erste Gruppe von Faktoren, die in der Literatur als zentral für den Erfolg von Veränderungspro-
zessen ausgewiesen wird, lässt sich unter „Zeitaspekte“ zusammenfassen. Schon Jänicke und Weidner 
(1995, 17) argumentierten, dass die jeweilige Situation, in der umweltpolitische Maßnahmen gesetzt 
werden, mindestens so relevant ist wie die Maßnahmen selbst. In der Anpassungsliteratur finden sich 
Hinweise darauf, dass vor allem Auslöser und Zeitpunkt der Strategieformulierung mitbestimmen, ob 
und wie diese umgesetzt wird. Weiters können Prozessgeschwindigkeit und Zeitressourcen für den 
Erfolg von Anpassungsstrategien relevant sein. 

a) Auslöser 

Auslöser, die zu der Entwicklung von Anpassungsstrategien führen, sind vielfältig und reichen vom 
Wissens- bzw. Policy-Transfer aus anderen Ländern, Regionen oder Städten, über die Vorgaben ande-
rer politischer Ebenen (z.B. eines Nationalstaats oder der EU) bis hin zu wachsendem Problemdruck. 
In vielen Fällen ist eine Kombination dieser Faktoren anzutreffen. Die für uns interessante Frage lautet: 
Inwiefern hat der Auslöser von Strategien Einfluss auf deren Erfolgsaussichten? 

Hall (1993) zufolge ist Politikwandel nur dann wahrscheinlich, wenn der Status Quo (etablierte Arbeits-
prozesse, Wissensbasis, etc.) zum Beispiel durch Krisen so stark in Zweifel gezogen wird, dass er nicht 
mehr aufrecht zu erhalten ist (siehe auch Baumgartner 2013, 242; Kristof 2010, 116).2 Wenn zur selben 
Zeit neue Ideen bzw. Lösungen große Aufmerksamkeit und Glaubwürdigkeit erlangen, stehen deren 
Chancen vergleichsweise gut, in einen Veränderungsprozess integriert zu werden. 

Speziell im Politikfeld Klimawandelanpassung können außerdem einzelne Ereignisse zu Politikwandel 
beitragen. So stellen klimatisch bedingte Katastrophen (wie Überschwemmungen oder Hitzeperioden) 
politische Akteure sowie Institutionen auf die Probe (Dovers & Hezri 2010, 215) und öffnen Zeitfenster 
für grundlegende Veränderungen („Windows of Opportunity“ bzw. „Policy Windows“; siehe Kapitel 
3.5.b). Ob allein das Auftreten derartiger Ereignisse ausreicht, um weitreichende politische Verände-
rungen zu initiieren, wird jedoch auch angezweifelt. So kommen Berkhout et al. (2006, 152) zu dem 
Schluss, dass selbst Ereignisse, die Unklarheiten im Verständnis klimatischer Entwicklungen auszuräu-
men helfen, nicht immer ausreichen, um Anpassungsmaßnahmen oder -strategien zu rechtfertigen. 
Nur in Kombination mit verschiedenen Arten von Druck (ökonomische Notwendigkeit, internationale 
Vereinbarungen, etc.) oder anderen wichtigen Ereignissen (z.B. Regierungswechsel) werden langfristig 
wirksame Veränderungsprozesse in Gang gesetzt (siehe auch Biesbroek et al. 2010, 442; Tompkins & 
Amundsen 2008). Ein umfassender Vergleich europäischer Anpassungsstrategien unterstreicht diese 

                                                            
2 In Anlehnung an den sogenannten „Advocacy-Coalition“-Ansatz (siehe Kapitel 3.3.b) erhöht sich in diesem 
Moment beispielsweise die Wahrscheinlichkeit, dass sich dominante Vorstellungen betroffener Policy-Subsys-
teme ändern (lassen) (Weible et al. 2009). 
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Einschätzung: demzufolge nehmen Anpassungsstrategien nur dann tatsächlich Einfluss auf Klimawan-
delanpassungspolitik, wenn zeitgleich Erfahrungen mit Extremwetterereignissen durch neue Erkennt-
nisse über Vulnerabilitäten bestätigt werden (Biesbroek et al. 2010, 443). Das Timing eines Strategie-
prozesses (wann wird eine Strategie entwickelt und verabschiedet) kann dementsprechend mit dafür 
verantwortlich sein, inwieweit die Strategie die klimapolitische Ausrichtung eines Staates, einer Re-
gion, einer Stadt, etc. mitgestalten kann (siehe auch Kristof 2010). 

b) Prozessgeschwindigkeit und Zeitressourcen 

Als weiterer möglicherweise relevanter Zeitaspekt gilt der zeitliche Rahmen eines Veränderungspro-
zesses. Dieser hängt vom Ziel des jeweiligen Prozesses ab und sollte bereits in der Entwicklung definiert 
werden (Kristof 2010, 114f). Dabei geht Kristof (2010, 115) davon aus, dass sich ein zu großzügiger 
Zeitrahmen negativ auswirkt, „da der Veränderungsprozess die Beteiligten langweilt, sie ermüdet oder 
zu viel Zeit für die Diskussion von Nebensächlichkeiten bleibt.“ Wird hingegen zu wenig Zeit investiert, 
droht der Prozess keine nachhaltige Wirkung zu erzielen (z.B. weil Verhaltensroutinen nicht geändert 
werden können, weil die Zielgruppe nicht adäquat eingebunden werden kann, etc.; ebd.).  

Tabelle 2: Erfolgsfaktor „Zeitaspekte“ 

 

 

3.2. Veränderungsidee und Lösungsvorschläge 

Die inhaltliche Ausrichtung einer Anpassungsstrategie kann sehr unterschiedlich sein. Das Strategiedo-
kument kann eine eher allgemeine Vision mit unverbindlichen Zielen darstellen oder konkrete Pro-
gramme und Aktionspläne beinhalten. Die entsprechende inhaltliche Ausgestaltung der Strategie kann 
in weiterer Folge auch ihre Umsetzung beeinflussen. 

a) Ziele 

Die Ziele und Anpassungsmaßnahmen gehen in der Regel aus den Aushandlungsprozessen rund um 
die Formulierung der Strategie zwischen den beteiligten Akteuren hervor. Auch wenn keine universa-
len Aussagen dazu getroffen werden können, lassen sich dennoch unterschiedliche Präferenzen der 
verschiedenen Akteursgruppen feststellen. Nordbeck und Steurer (2015) stellen für Nachhaltigkeits-
strategien fest, dass politische EntscheidungsträgerInnen eher vage formulierte Ziele bevorzugen, weil 

Merkmale Operationalisierung 

Auslöser 
 

- Anlass für die Erstellung der Strategie (Extremwetterereignisse, 
Wahlen, Vorgaben höherer politischer Ebenen, öffentlicher Druck, 
etc.) 

- Motivation hinter der Erstellung der Strategie (wirtschaftliche 
Möglichkeiten, Angst vor Schäden, etc.) 

Prozessgeschwindigkeit 
und Zeitressourcen 

- (Geplante) Geschwindigkeit des Veränderungsprozesses (kurz-, 
mittel- oder langfristig) 

- Zeitressourcen der beteiligten Akteure 
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es den Formulierungsprozess vereinfacht, den Akteuren in der Umsetzung mehr Flexibilität zugesteht 
und Raum für politisch opportune Interpretationen schafft. Ihre Analyse zeigt, dass die damit einher-
gehende unklare Prioritätensetzung den politischen Akteuren die Möglichkeit gibt, sich auf jene Ele-
mente zu konzentrieren, die ihren Interessen am ehesten entgegenkommen, während sie andere Ele-
mente ignorieren oder an andere (oft schwache) Akteure delegieren. Der erfolgreichen Umsetzung 
einer integrierten Strategie steht diese Vorgehensweise allerdings meist im Wege. Dementsprechend 
sind es oft schwache Akteure, die sich für konkrete und verbindliche Zielsetzungen einsetzen, um in 
weiterer Folge deren Umsetzung einfordern zu können.  

Konkrete Zielsetzungen sind allerdings kein zwingender Erfolgsfaktor. So finden sich in der Literatur 
auch Hinweise darauf, dass Strategien jegliche Flexibilität genommen werden kann, wenn sich die Ak-
teure (zu) frühzeitig auf konkrete Ziele festlegen. In einem jungen Politikfeld wie jenem der Klimawan-
delanpassung ist diese Gefahr besonders groß. Die wissenschaftlichen Grundlagen des prognostizier-
ten Klimawandels sind in vielen Fällen noch unsicher und entwickeln sich relativ schnell weiter. Dem 
Veränderungsprozess könnten also unzureichende oder sogar falsche Annahmen zugrunde liegen. Nur 
flexible Strategien können sich auf veränderte Rahmenbedingungen einstellen (Kristof 2010, 120) und 
die potentiellen Kosten von Fehlannahmen so gering wie möglich halten (Hallegatte 2009, 244). Eine 
andere Lösungsmöglichkeit für dasselbe Problem sind sogenannte „Low-regret“- und „No-regret“-An-
passungsmaßnahmen. Diese verursachen nur geringe oder gar keine Kosten und versprechen auf je-
den Fall einen Nutzen, unabhängig davon, ob die prognostizierten Folgen eintreten oder nicht. Dem-
entsprechend populär sind sie in der gegenwärtigen Anpassungspolitik (Hallegatte 2009, 244; Füssel 
2007, 273). 

b) Instrumente  

Wie und ob ein Strategieprozess seine Ziele erreicht, kann auch im Zusammenhang mit der Wahl von 
Instrumenten stehen, die für die Umsetzung von Maßnahmen eingesetzt werden sollen. Vergleichende 
Untersuchungen belegen, dass unterschiedliche Gruppen von Instrumenten tendenziell unterschiedli-
che Vor- und Nachteile haben (Baldwin & Cave 1999; Böcher 2012; Prutsch et al. 2014). Für einen 
Überblick greifen wir auf eine Typologie von Baldwin und Cave (1999) zurück, die auch strategische 
Instrumente berücksichtigt. Die darin angeführten Stärken und Schwächen sind allerdings mit Vorbe-
halt zu verstehen, weil die Wirksamkeit jedes Instruments von situationsspezifischen Bedingungen 
(Jänicke 1996) und den Details der betreffenden Politiken abhängt. So hat beispielsweise der EU-Emis-
sionshandel (ein potentiell sehr wirksames Instrument) aufgrund von Fehlern in der Umsetzung bislang 
kaum Wirkung gezeigt (Wettestad 2014).  

Unabhängig von den Charakteristika der einzelnen Instrumentengruppen wird in der Literatur betont, 
dass als erste Voraussetzung für den Erfolg einer Strategie die politischen EntscheidungsträgerInnen 
dazu bereit sein müssen, Gebrauch von allen Instrumententypen zu machen (Flanagan et al. 2011, 703; 
Persson 2004; Brouwer et al. 2013). Immerhin können manche davon unpopulär (z.B. rechtliche und 
ökonomische Instrumente) oder vergleichsweise teuer sein (z.B. partnerschaftliche Instrumente).  
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Tabelle 3: Idealtypische Stärken und Schwächen von Politikinstrumenten3 

Instrumente Stärken Schwächen 
Rechtliche Instrumente  
(Gesetze, Verordnungen, 
Richtlinien, Erlässe, etc.) 

- Starke und schnelle Steue-
rungswirkung  

- Effektive Zielerreichung  

- Unpopulär/politisch riskant  
- Unflexibel bei der Zielerrei-

chung, erfordern regelmäßige 
Kontrolle (oft aufwändig und 
teuer)  

Ökonomische Instrumente 
(Steuern, Gebühren, steuer-
liche Anreize, Förderungen, 
etc.) 

- Effektive Verhaltenssteue-
rung  

- Machen sich Marktmecha-
nismen zu Nutze 

- Flexibel in der Umsetzung  

- Unpopulär (Steuern) oder 
teuer (Förderungen)  

- Zielerreichung nicht immer 
gesichert weil Verhaltensän-
derungen ungewiss  

Informationsinstrumente 
(Studien, Broschüren, Ver-
anstaltungen, Webseiten, 
etc.) 

- Politisch unproblematisch, 
weil kein bzw. schwacher 
Eingriff in eigene Interes-
sen  

- Fördern Bewusstsein und 
Eigenverantwortung  

- Nur indirekte, oft schwache 
und ungewisse Lenkungswir-
kung  

- Effektivität lässt sich schwer 
bewerten  

Partnerschaftliche Instru-
mente 
(Vernetzung, Vereinbarun-
gen, Koordinationsforen, 
etc.) 

- Politisch unproblematisch, 
weil nicht verpflichtend  

- Bündeln Ressourcen meh-
rerer Akteure 

- Kostengünstig für den öf-
fentlichen Sektor  

- Oft aufwändiger Prozess 
(hohe Transaktionskosten)  

- Zielerreichung ungewiss  
- Oft nicht effektiv  

Strategische Instrumente 
(Managementpläne, Akti-
onspläne, Programme, Stra-
tegien, etc.) 

- Ermöglichen gesamtheitli-
che Betrachtung 

- Geben Überblick und stel-
len Zusammenhänge her  

- Kombinieren mehrere In-
strumente 

- Umsetzung oft schwierig  
- Erfordert Kooperation mehre-

rer Akteure  

 

Empirische Befunde über politische Instrumente als Erfolgsfaktor für Veränderungsprozesse finden 
sich wenige. Eine Studie zu horizontaler Politik-Integration bzw. Mainstreaming4 in der EU, die sich mit 
einem breiten Spektrum an Instrumententypen befasst, stellt eine der wenigen Ausnahmen dar (Pol-
lack und Hafner-Burton 2010). Den AutorInnen zufolge haben „harte Stimuli“ (also rechtliche und öko-
nomische Instrumente) größeres Potenzial, Verhaltensänderungen in anderen Sektoren zu initiieren. 
Im Gegensatz dazu seien „weiche Stimuli“ (also Information, partnerschaftliche und strategische In-
strumente) nur dann erfolgsversprechend, wenn sie mit den Überzeugungen und Routinen der Ziel-
sektoren übereinstimmen oder Win-win-Situationen erzeugen.  

Zahlreiche Policy-AnalystInnen plädieren dafür, ein möglichst breites Spektrum an Instrumenten ein-
zusetzen (siehe z.B. Fichter et al. 2010, 114). Ein breiter Mix an Instrumenten kann allerdings auch 
Ausdruck eines Kompromisses zwischen mehreren Akteuren sein. Die Tauschgeschäfte (trade-offs) 
und Spannungen, die ein Kompromiss oft beinhaltet, können sich in weiterer Folge negativ auf die 
Umsetzung auswirken. Für die analytische Betrachtung bedeutet das, dass die Wahl der Instrumente 

                                                            
3 Basierend auf Baldwin & Cave (1999, 58ff). Siehe auch Prutsch et al. (2014, 208). 
4 „Mainstreaming“ wird oft vereinfachend als Synonym für horizontale Integration verwendet (vgl. Dovers & 
Hezri 2010; Pollack & Hafner-Burton 2010; Bauer et al. 2012). 
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Ausdruck dahinterstehender Machtverhältnisse ist (Kassim & Le Galès 2010, 4), welche grundsätzlich 
von weitaus größerer Bedeutung für die Erfolgsaussichten eines Prozesses im Allgemeinen sowie die 
Umsetzung eines Instruments im Speziellen sind. 

c) Umgang mit Zielkonflikten 

Selbst ein Anpassungsprozess, dessen Entwicklung auf einem breiten gesellschaftlichen Konsens oder 
auf guter Zusammenarbeit verschiedener staatlicher Akteure basiert, muss spätestens in der Umset-
zung mit Konflikten rechnen. Diese können sich auf die Auswahl, das Design oder den Umsetzungspro-
zess bestimmter Maßnahmen und Instrumente beziehen. In der Entwicklung von Strategien werden 
Zielkonflikte oft ignoriert, weshalb sie in weiterer Folge wenig zu deren Lösung beitragen können 
(Nordbeck & Steurer 2015). Dabei betont eine Prozess-bezogene Sichtweise, dass Konflikte und Wi-
derstände auf Verbesserungspotenziale hinweisen. In diesem Sinne sollten Widerstände nicht be-
kämpft, sondern viel mehr im Sinne der gewünschten Veränderung verstanden und konstruktiv adres-
siert werden (Kristof 2010, 107ff).  

Tabelle 4: Erfolgsfaktor „Veränderungsidee und Lösungsvorschläge“ 

 

 

3.3. Akteure und Qualifikationen  

Ein weiterer zentraler Faktor für die Erfolgsaussichten eines Veränderungsprozesses sind Akteure und 
deren Interessen, Ressourcen und Machtpositionen. Zu den wichtigsten Akteuren zählen jene, die ver-
suchen, den Anpassungsprozess voranzutreiben. In der Policy-Forschung ist diesbezüglich die Rede von 
„Policy Entrepreneurs“ (Kingdon 1984; Sharman & Holmes 2010; Karlstetter et al. 2010), „Pionieren 
des Wandels“ (Kristof 2010; WBGU 2011) oder „Change Agents“ (Kristof 2010; Grin et al. 2010; Som-
mer & Schad 2014). Darüber hinaus spielen auch all jene Akteure oder Akteursgruppen eine Rolle, die 

Merkmale Operationalisierung 

Ziele  
 

- Art der Zielsetzungen 
- Prioritäten 
- Passgenauigkeit (Raum, Zeit, Politikfeld, etc.) 
- Detailliertheit (allgemeine Visionen vs. detaillierte 

Arbeitsprogramme) 

Instrumente 
 

- Art der Maßnahmen (harte vs. weiche Instru-
mente: gesetzlich, informatorisch, ökonomisch, 
etc.) 

- Instrumentenmix 

Umgang mit Zielkonflikten 
- Art der Zielkonflikte 
- Umgang mit Konflikten 
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eine negative oder positive Einstellung zum Veränderungsprozess haben und ihn entsprechend beein-
flussen können. Dazu gehören vor allem auch Akteure, die von Folgen des Klimawandels und/oder der 
Anpassungspolitik selbst betroffen und somit die Zielgruppe von Anpassungspolitik sind. 

a) Change Agents 

Als „Change Agents“ treten einerseits öffentliche Akteure auf, die offiziell hinter dem Veränderungs-
prozess stehen, z.B. KoordinatorInnen oder verantwortliche MinisterInnen. Andererseits können auch 
Institutionen oder Individuen ohne offizielle Funktion aktive Promotoren sein. Unabhängig von dieser 
Unterscheidung nennen verschiedene AutorInnen spezifische Eigenschaften dieser Akteure als we-
sentliche Voraussetzungen für erfolgreichen Wandel: Dazu zählen professionelle Fähigkeiten, Qualifi-
kationen, Netzwerke, Kontakte und Ressourcen (Kristof 2010; Bauriedl 2011), aber auch Leadership-
Qualitäten (Fichter et al. 2010). An anderer Stelle wird die Handlungsmacht der verantwortlichen Ak-
teure hervorgehoben: Demnach ist es von Vorteil, wenn die antreibenden Akteure möglichst hoch in 
der politischen Hierarchie angesiedelt sind (Pittock 2011; für die lokale Ebene: Sommer und Schad 
2014) und somit die Möglichkeit haben, Themen auf die politische Agenda zu setzen (Tsebelis 2002, 
33; Skodvin et al. 2010, 857) oder ein Veto gegen Entscheidungen einzulegen (Skodvin et al. 2010, 857). 
Darüber hinaus hebt Bauriedl (2011) die Fähigkeit hervor, das zu lösende Problem inszenieren zu kön-
nen. Dazu müssen die notwendige Aufmerksamkeit erzeugt, adäquate Regulierungs- und Organisati-
ons-Prozesse in Gang gesetzt, zentrale Definitionen (von Zielsetzungen, Problemen, etc.) erarbeitet, 
Mehrheiten gewonnen, Foren bereitgestellt und logistische Vorarbeiten geleistet werden (siehe auch 
Kristof 2010, 110f).  

Biermann und Siebenhüner (2009) unterscheiden in Bezug auf Change Agents zwischen Personen und 
Institutionen. In ihrer Untersuchung internationaler Akteure kommen sie zu dem Schluss, dass die Fä-
higkeiten von Personen diesbezüglich oft unterschätzt werden. Globale Agenden und internationale 
Verhandlungen sowie die Umsetzung internationaler Vereinbarungen auf nationalstaatlicher oder sub-
nationaler Ebene werden grundsätzlich zwar von Organisationen oder Institutionen geprägt. Ob diese 
allerdings in der Lage sind, bestimmte politische Anliegen gezielt voranzutreiben, hängt neben ihrer 
politischen Position vor allem von ihren führenden RepräsentantInnen ab. Wenn diese über Charisma, 
Vision und Leadership-Qualitäten verfügen, sind sie eher in der Lage, Entscheidungen zu beeinflussen 
(Biermann & Siebenhüner 2009, 344). 

Andere Untersuchungen politischer Veränderungsprozesse – sowohl auf nationalstaatlicher wie auch 
auf internationaler Ebene – heben die individuelle Handlungsmacht politischer Akteure weniger stark 
hervor, sondern fokussieren mehr auf deren Einbindung in sogenannte „Policy Communities“. Der De-
finition von Coleman und Skogstad (1990) zufolge schließen sich in einer Policy Community öffentliche 
und private Akteure zusammen, die dasselbe Interesse in der Weiterentwicklung eines bestimmten 
Politikbereichs haben (siehe auch Skogstad 2005, 3; Atkinson und Coleman 1992; vgl. auch die Ausfüh-
rungen zu „Advocacy Coalitions“ unten). Studien, die derartige Netzwerke untersuchen, betonen z.B. 
bürokratische Strukturen und darin eingebundene ExpertInnen als mögliche Quellen von Veränderun-
gen (Baumgartner 2013, 251). Demzufolge genießen jene Mitglieder der Policy Communities besonde-
ren Einfluss, die bereits einen beträchtlichen Teil ihres beruflichen Lebens im betroffenen Politikbe-
reich verbracht haben. Ihre Expertise findet in Entscheidungsfindungsprozessen Gehör, weil sie ent-
sprechendes Wissen über historische Entwicklungen, fehlgeschlagene Experimente sowie die Hinter-
gründe aktueller Entwicklungen einbringen (Baumgartner 2013, 252). Diese Argumentation deckt sich 
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mit Untersuchungen, die zeigen, dass neue Ansätze vor allem dann Veränderungen institutioneller Ge-
gebenheiten vorantreiben können, wenn lang gediente ExpertInnen oder AdministratorInnen dafür 
Verantwortung übernehmen. Sie sind eher dazu in der Lage, neue Ansätze mit etablierten Arbeitspro-
zessen und eingespielten Routinen zu verknüpfen (Hall 1993, 291).  

Für den Politikbereich Klimawandelanpassung müssen darüber hinaus zusätzliche Aspekte von „Lea-
dership“ berücksichtigt werden. In den meisten Fällen sind VertreterInnen aus den Umweltministerien 
oder -abteilungen für die Umsetzung von Klimawandelanpassungspolitik verantwortlich. Nordbeck 
und Steurer (2015) zeigen, dass diese in der politischen Hierarchie im Vergleich zu anderen Ministerien 
und Abteilungen meist relativ weit unten stehen (siehe auch Steurer 2008; Pittock 2011). Erschwerend 
kommt hinzu, dass auch das Thema Klimawandelanpassung an sich nach wie vor weder in Umwelt- 
noch in anderen Ministerien und Abteilungen einen hohen Stellenwert genießt. Untersuchungen im 
Rahmen des Projektes KLIMZUG5 zeigen, dass begrenzte Ressourcen und Steuerungskapazitäten die 
Arbeit von Change Agents stark einschränken. Nur wenn diese lernen, damit umzugehen, kann ein 
Anpassungsprozess sinnvoll in bestehende Strukturen integriert werden (Bauriedl 2011, 14). In den 
von KLIMZUG untersuchten Fällen wurden die Klimawandelanpassungsbeauftragten durch ihre In-
tegration in die vorhandenen Verwaltungsstrukturen zwar einer starken Reglementierung unterwor-
fen. Die Tatsache, dass sie sich den einschränkenden Rahmenbedingungen bewusst waren, ermög-
lichte es ihnen jedoch, „Steuerungsressourcen staatlicher und nicht-staatlicher Akteure effektiv zu 
kombinieren und kooperative Prozesse mit klar definierter Steuerungsmacht zu begleiten“ (Bauriedl 
2011, 15). Auf Grundlage dieser Erfahrungen wird also die Fähigkeit, vorhandenen Spielraum möglichst 
effektiv zu nutzen, als Erfolgsfaktor interpretiert.  

b) Akteure bzw. Akteurs-Koalitionen  

Viele Untersuchungen beschränken sich nicht auf Change Agents, sondern betrachten alle für eine Po-
litik relevante Akteure. Dazu zählen öffentliche und private Akteure (also Unternehmen, nicht-staatli-
che Organisationen, Individuen, etc.), die z.B. einem Anpassungsprozess positiv oder negativ gegen-
über stehen und diesen entsprechend beeinflussen können.  

Diese Akteure sind wesentlich schwerer zu fassen als die Change Agents, weil sie nicht unbedingt eine 
formale Rolle einnehmen und möglicherweise verdeckt agieren. Der sogenannte „Advocacy-Coali-
tion“-Ansatz hilft, diesen weiteren Akteurskreis zu fassen: Ihm zufolge soll eine Policy-Analyse auf Ko-
alitionen fokussieren, in denen sich Akteure (Change Agents und andere) zusammenschließen, um Ein-
fluss zu erlangen (Kingdon 1984; Sabatier 1993; Weible et al. 2009). Die Identifikation dieser Koalitio-
nen erfolgt im Rahmen der Analyse von Policy-Subsystemen6, also durch die Betrachtung der „Inter-
aktionen von Akteuren verschiedener Institutionen, die an einem Policy-Bereich interessiert sind“ (Sa-
batier 1993, 120). Innerhalb eines Subsystems bilden sich verschiedene Koalitionen, von denen meist 
nur eine (temporär) dominant ist. Die Überzeugungen und Vorstellungen dieser dominanten Koalition 
üben den stärksten Einfluss auf ein Policy-Subsystem aus und lassen sich nur schwer gezielt beeinflus-
sen (Sabatier 1993, 131; Weible et al. 2009, 124). Die Chance, politische Zielsetzungen erfolgreich um-

                                                            
5 Das Projekt beschäftigt sich mit Klimawandelanpassungspolitik in verschiedenen deutschen Regionen; siehe 
http://www.klimzug.de/; Zugriff: 07.01.2014. 
6 Flanagan (2011, 705) definiert Policy-Subsysteme als “set of state and non-state, national and international 
actors and institutions that shape policies focused on a particular policy area in a particular jurisdiction at a par-
ticular time”. 

http://www.klimzug.de/
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zusetzen ist demnach umso größer, je stärker sie den Vorstellungen der dominanten Koalition entspre-
chen. Dementsprechend darf eine Untersuchung von Veränderungsprozessen nicht ausschließlich auf 
Politiken und Akteure fokussieren, die die angestrebten Veränderungen offiziell vorantreiben (sollen). 
Sie muss darüber hinaus auch Akteure und deren Positionen berücksichtigen, die formal nicht mit dem 
Veränderungsprozess verbunden sind und diesen fördern oder behindern können. In seiner Anwen-
dung stößt dieser Ansatz jedoch auf zwei Schwierigkeiten: Erstens stellt sich die Frage, welche Akteure 
überhaupt zu einem Policy-Subsystem zu zählen sind. Zweitens können erfahrungsgemäß nur dann 
Aussagen über Policy-Subsyteme und mögliche Koalitionen getroffen werden, wenn der untersuchte 
Prozess älter als zehn Jahre ist (Sabatier 1993, 119f). Für das noch junge Feld Klimawandelanpassung 
finden sich dementsprechend wenige Evidenzen in der Literatur.  

Tabelle 5: Erfolgsfaktor „Akteure und Qualifikationen“ 

 

3.4. Governance-Merkmale von Veränderungsprozessen 

Eine zentrale Aufgabe der Verantwortlichen eines Veränderungsprozesses ist es, die oben genannten 
Akteure sowie deren Interaktionen zu koordinieren. Darüber hinaus streben viele Prozesse eine Betei-
ligung der Öffentlichkeit, der Wissenschaft und der Zivilgesellschaft an, um auch deren Kapazitäten für 
den Veränderungsprozess zu nutzen bzw. auf deren Verhalten einzuwirken. Daran anknüpfend hängt 
ein Veränderungsprozess auch davon ab, auf welcher Wissensbasis aufgebaut und wie diese reflexiv 
weiterentwickelt werden kann. Schließlich ist auch die Organisation der Umsetzung relevant für den 
Erfolg einer Anpassungsstrategie. 

a)  Horizontale, vertikale und diagonale Integration 

Die Koordination entscheidungsrelevanter Akteure und die Integration der von ihnen verantworteten 
Politiken ist besonders im Umgang mit komplexen Problemen wie dem Klimawandel eine große Her-
ausforderung. Im Politikfeld Klimawandelanpassung kommen bislang vor allem „kollaborative” 
(Roberts 2000, 6f) bzw. „integrierte Strategien“ (Casado-Asensio & Steurer 2014) zum Einsatz (vgl. auch 
Bauer et al. 2013; Biesbroek et al. 2010). Sie versuchen, möglichst viele verschiedene Akteure in eine 
gemeinsame Problemlösung zu integrieren, u.a. um Innovationen und Lernprozesse anzustoßen (Sie-
benhüner et al. 2002, III). Die meisten integrierten Strategien haben bislang jedoch Schwierigkeiten 

Merkmale Operationalisierung 

Change Agents 
 

- Verantwortliche Akteure 
- Qualifikationen, Fähigkeiten, Ressourcen  
- Position, Netzwerke, Beziehungen, Kontakte 

Akteure bzw. Akteurs-Koalitionen, die 
für Anpassung eintreten 
 - Akteure die für oder gegen Anpassung im Allge-

meinen oder bestimmte Anpassungsmaßnahmen 
im Besonderen eintreten Akteure bzw. Akteurs-Koalitionen, die 

Anpassung skeptisch gegenüberste-
hen 
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mit der effektiven Koordination von Politik über Sektoren und/oder Ebenen hinweg (Casado-Asensio 
& Steurer 2014).  

Da die Folgen des Klimawandels mehrere Sektoren betreffen, wird in der Literatur oft eine umfassende 
Koordinierung zwischen Organisationseinheiten einer Regierungsebene gefordert („horizontale In-
tegration“; vgl. Späth & Rohracher 2009; Biesbroek et al. 2010, 446). In vielen Fällen werden zu diesem 
Zwecke eigens Gremien eingerichtet, welche sich erfahrungsgemäß aber oft zwischen etablierten Mi-
nisterien oder Abteilungen wieder finden und dementsprechend schwach institutionalisiert sind. Sie 
haben weder ausreichend Kontrolle über den Prozess, den sie gestalten wollen, noch die Möglichkeit, 
effektive Mechanismen für die Lösung entstehender Konflikte zu entwickeln (Bauer et al. 2013; Hogl 
et al. 2012, 292). Darüber hinaus verfügen sie nur selten über (ausreichend) eigene Ressourcen und 
Kompetenzen und sind damit unmittelbar abhängig von anderen Akteuren. Biesbroek et al. (2010, 446) 
zufolge kann die Integration ausgewählter Akteure nur dann erfolgreich sein, wenn folgende Voraus-
setzungen erfüllt sind: (i) Etablierung einer starken, führenden Institution/Organisation, (ii) Etablierung 
von Anpassungs-(Unter)Einheiten in führenden Abteilungen betroffener Sektoren, (iii) Etablierung von 
Einheiten, die zwischen verschiedenen Abteilungen angesiedelt und für die Integration von Anpas-
sungspolitik in die betroffenen Sektoren verantwortlich sind, und (iv) Integration von („Bottom-up“-
)Inputs anderer Regierungsebenen. 

Für Anpassungsprozesse, in denen Akteure verschiedener Regierungsebenen über relevante Kompe-
tenzen verfügen, ist darüber hinaus eine vertikale Integration von Anpassungspolitiken nötig (Dovers 
& Hezri 2010, 225; Bauer et al. 2013). Das trifft vor allem auf föderale Staaten wie Deutschland zu. Das 
Hauptproblem der vertikalen Integration liegt laut Benz (2004, 308) in der Komplexität der politischen 
Prozesse und der großen Zahl potentieller VetospielerInnen. Darunter leidet die Flexibilität der Verän-
derungsprozesse und es kommt oft zu Blockaden. Die folgenden Argumente sprechen für eine breite 
Integration von Akteuren verschiedener Regierungsebenen:  

• Berkes (2009, 1694) zufolge bieten vertikale Integrationsprozesse die Möglichkeit eines Infor-
mationsaustausches. Während lokale Akteure meist am besten über lokale Besonderheiten 
informiert sind, haben nationalstaatliche Akteure eher einen Überblick über regionale oder 
gesamtstaatliche Zusammenhänge. Außerdem verfügen letztere in der Regel über mehr (ma-
terielle) Ressourcen (Berkes 2009, 1694; siehe auch Urwin & Jordan 2008).  

• Anpassungsmaßnahmen auf einer Regierungsebene können (unvorhergesehene) Auswirkun-
gen auf einer anderen Ebene nach sich ziehen. Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass po-
litische Entscheidungen auf höheren Regierungsebenen den Anpassungsversuchen auf lokaler 
Ebene widersprechen können, wenn sie nicht miteinander abgestimmt werden (Urwin & Jor-
dan 2008, 181-187). Urwin und Jordan (2008) schlagen deshalb vor, dass nationalstaatliche 
Akteure Prioritäten setzen und lokale EntscheidungsträgerInnen die Planung und Umsetzung 
konkreter Maßnahmen übernehmen sollen (vgl. auch Amundsen et al. 2010, 12).  

Oft sind politische Strategien gleichzeitig mit den Herausforderungen vertikaler und horizontaler In-
tegration konfrontiert, d.h. sie müssen Akteure verschiedener Regierungsebenen und verschiedener 
Sektoren koordinieren. Bis dato haben sich jedoch nur sehr wenige wissenschaftliche Untersuchungen 
mit diesem Phänomen der sogenannten „diagonalen Integration“ beschäftigt (Steurer & Clar 2014; 
Stecker et al. 2012). Casado-Asensio und Steurer (2014, 23) kommen zu dem Schluss, dass Nachhaltig-
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keits- und Klimastrategien auch mit dieser Herausforderung meist überfordert sind. Sie betonen aller-
dings, dass integrierte Strategien eine wichtige Rolle als Kommunikations- und Informationsplattfor-
men einnehmen könnten, wenn sie diese Funktion in den Vordergrund rücken würden.  

b) Einbindung nicht-staatlicher Akteure 

Sowohl in der wissenschaftlichen Literatur als auch in der politischen Praxis werden häufig eine Ein-
bindung von privaten Akteuren in politische Prozesse (Dovers & Hezri 2010, 227; Bauer et al. 2013; 
Biesbroek et al. 2010, 446) bzw. so genannte “bottom-up“-Prozesse gefordert (Few et al. 2007). So-
wohl wissenschaftliche Literatur als auch Policy-Dokumente diskutieren Konzepte wie „Fair“ (Fichter 
et al. 2010; Gupta et al. 2010, 464) bzw. „Good Governance“ (UN ESCAP 2009) und dazugehörige Prin-
zipien.7 Die Konzepte gleichen sich meist darin, dass sie politische Veränderungsprozesse nur dann als 
erfolgreich ansehen, wenn sie private Akteure adäquat einbinden.  

Dabei stellt sich zunächst die Frage, welche Akteure überhaupt zu beteiligen sind. Manche Beobachte-
rInnen kritisieren, dass partizipative Veränderungsprozesse häufig in Interessengruppen-orientierte 
Politik zerfallen, die von asymmetrischer Einfluss- und Stimmgewichtung geprägt ist (Bäckstrand et al. 
2010, 18; Young 1996). Im Zuge dessen kommen meist jene gut organisierten Akteure zum Zug, die 
ohnehin über privilegierten Zugang zu politischen Entscheidungsfindungsprozessen verfügen (wie z.B. 
Interessenvertretungen, wirtschaftliche und wissenschaftliche Institutionen und Organisationen). Ein-
zelne Bürger bzw. weniger gut organisierte Gruppen werden oft vernachlässigt.  

Die Beteiligung von Akteuren kann unterschiedlich organisiert werden. Bei „top-down“-Prozessen 
muss im Sinne der oben erwähnten Prinzipien (wie Transparenz oder Gleichheit) darauf geachtet wer-
den, dass die verantwortlichen EntscheidungsträgerInnen Partizipation nicht einfach nur als Mittel zur 
Sicherung von Akzeptanz und Legitimität verstehen. Beteiligung kann zu den angepeilten Veränderun-
gen beitragen, wenn der Entscheidungsfindungsprozess tatsächlich für Wissen und Perspektiven (lo-
kaler) Akteure offenbleibt (Newig & Kvarda 2012, 35). Laut Collins und Ison (2009b, 364) reicht es aber 
nicht aus, die Türe für private Akteure zu öffnen. Sie müssen auch die Möglichkeit haben, durch diese 
Türe zu gehen, also z.B. über dafür relevantes Wissen und die notwendigen Ressourcen verfügen. Wird 
ihnen das ermöglicht, kann Partizipation mehr leisten als nur die demokratische Legitimität erhöhen 
(Bäckstrand et al. 2010, 3). Manche AutorInnen sehen darin eine Chance, gesellschaftliches und/oder 
individuelles Lernen zu fördern und damit Einfluss auf gesellschaftliches Verhalten und Einstellungen 
auszuüben (Collins und Ison 2009b, 359; Berkes 2009). Insgesamt kann dadurch ein gemeinsames 
Problembewusstsein gebildet werden, was wiederum die Chance einer gemeinsamen Problemlösung 
erhöht (Collins & Ison 2009b, 363; siehe auch Rittell & Webber 1973; Siebenhüner et al. 2002; Head 
2008).  

„Bottom-up“ organisierten Beteiligungsprozessen stehen z.B. Few et al. (2007, 56) kritisch gegenüber: 
“In order to avoid containment, and prevent confusion and alienation on the part of stakeholders, it is 
important not to promote public involvement as a ‘bottom-up’ process of decision-making. […] In-
stead, the purpose, limits and expected outcomes of participation need to be carefully specified, and 
the value of the process underlined by assurances that it will have a real impact on the formulation of 

                                                            
7 Zu den Prinzipien der „Fair Governance“ zählen Gerechtigkeit, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und soziale Sta-
bilität; zu jenen der  „Good Governance“ zählen Partizipation, Rechtsstaatlichkeit, Responsivität, Transparenz, 
Verantwortbarkeit, Konsensorientierung, Gleichheit, Einschließlichkeit, Effektivität und Effizienz. 



 

21 
 

policy” (siehe auch Spash 2001). Vor diesem Hintergrund werden Forderungen nach Beteiligungspro-
zessen immer öfter hinterfragt (Few et al. 2007; siehe auch Rydin & Pennington 2000; Cooke & Kothari 
2001). Die Kritik entzündet sich vor allem daran, dass oft vor allem normative Ansprüche erfüllt wer-
den, ohne dabei Themen- und Kontext-spezifische Details zu berücksichtigen. Infolge dessen sind sich 
WissenschaftlerInnen und PraktikerInnen zumindest darin einig, dass Beteiligungsprozesse keinem 
einheitlichen Muster folgen können - vor allem dann nicht, wenn es um komplexe Umweltprobleme 
geht, deren Lösung durch konkurrierende Werte und Prioritäten erschwert wird (Few et al. 2007, 56; 
siehe auch Collins & Ison 2009b, 363).  

Zusammenfassend kann die Beteiligung nicht-staatlicher Akteure den Erfolg von Anpassungsprozessen 
aus folgenden Gründen positiv beeinflussen:  

• Partizipation kann das für weitreichende politische Entscheidungen nötige Vertrauen stärken 
(Preston et al. 2011, 427f). 

• Nicht-staatliche ExpertInnen und lokale Gemeinschaften stellen (lokal)spezifisches Wissen und 
Erfahrungen zur Verfügung, die ein wichtiger Input für Veränderungsprozesse sein können – 
besonders wenn Unsicherheiten groß, Interessen vielfältig und der Ressourceneinsatz hoch 
sind (Preston et al. 2011, 427; siehe auch Lorenzoni et al. 2006).  

• Eine frühzeitige Einbindung lokaler Gemeinschaften kann ihr Bekenntnis zur Umsetzung von 
Maßnahmen sichern und diese entsprechend erleichtern (Bauer et al. 2012, 283; Preston et al. 
2011, 427).  
 
c) Wissensbasis 

Eine weitere zentrale Komponente von Veränderungsprozessen betrifft das Generieren und Organisie-
ren von Wissen. Wissen über den Klimawandel ist von komplexen Beziehungen zwischen Gesellschaft 
und Natur und einem langfristigen Zeithorizont geprägt. Darüber hinaus ist es aufgrund des relativ 
geringen Stands an gesicherten Erkenntnissen mit vielen Unsicherheiten verbunden (Sharman & Hol-
mes 2010; Biesbroek et al. 2010, 448; Bauer et al. 2012). Dementsprechend verlangen politische Ak-
teure zunehmend nach Unterstützung vonseiten der Wissenschaft (Pregernig & Böcher 2012). Die Her-
ausforderungen dieser sogenannten Science-Policy-Interfaces werden in der Literatur aus vielen un-
terschiedlichen Perspektiven diskutiert. Eine mögliche Unterscheidung betrifft einerseits Wissen, das 
dem Prozess zugrunde liegt, und andererseits Wissen, das im Laufe des Prozesses generiert wird. 

In der Entwicklung eines Strategieprozesses ist es Kristof (2010, 119) zufolge zentral, sich frühzeitig 
einen umfassenden Überblick über die Ausgangssituation im Allgemeinen, aber auch über vorhande-
nes Wissen und etwaige Wissenslücken im Speziellen zu verschaffen. Dabei sollen nicht nur „harte 
Fakten“, sondern auch Rahmenbedingungen wie Veränderungskultur, Interessen oder psychologische 
Verhaltensmuster mit einbezogen werden. Hogl et al. (2012, 292) unterstreichen, dass die Auswahl 
von Wissen aus diesem breiten Spektrum im Wesentlichen von der Beziehung zwischen Wissenschaft 
und Politik bestimmt wird. Während sich mithilfe aktueller Literatur eine lange Liste von normativen 
Anforderungen an diese Beziehung erstellen lässt8, sagen die entsprechenden Untersuchungen aller-
dings wenig darüber aus, wie eine Erfüllung dieser Anforderungen zum Erfolg eines Veränderungspro-
zesses beiträgt. Versuche, die Effektivität wissenschaftlicher Beratung zu operationalisieren, münden 

                                                            
8 Pregernig und Böcher (2012, 202) fassen diese Ansprüche in vier Kategorien zusammen: (i) Effektivität, (ii) 
wissenschaftliche Qualität, (iii) Unabhängigkeit und (iv) Transparenz.  



 

22 
 

meistens in einer Untersuchung der Politikformulierung (Pregernig & Böcher 2012, 200). Selbst wenn 
der Einfluss wissenschaftlicher Beratung auf Policy-Outputs nachgewiesen werden kann, bleiben in der 
Regel die damit angestrebten Impacts bzw. Outcomes im Dunkeln.  

Darüber hinaus muss ein Strategieprozess mit neu generiertem Wissen umgehen. Dabei handelt es 
sich einerseits um Wissen über die Organisation und Koordinierung von Strategieprozessen („Prozess-
wissen“), andererseits um neues Wissen über den Klimawandel und seine Folgen. “Prozesswissen“ 
kann aus Erfahrungen mit dem eigenen sowie anderen Strategieprozessen gewonnen werden („Policy 
Learning“; Dovers & Hezri 2010, 224). Diese Erkenntnisse beziehen sich auf den Beitrag oder die Funk-
tion bestimmter Instrumente, die Abstimmung mit anderen politischen Prozessen und die Definition 
und Konstruktion von politischen Zielen (Berkes 2009, 1696; Collins & Ison 2009a). Meist ist es schwie-
rig, Erfahrungen aus anderen Prozessen für den eigenen Prozess zu nutzen, da diese stark von ihrem 
spezifischen Kontext abhängen und nur schwer vergleichbar sind (Dovers & Hezri 2010). Weitaus leich-
ter ist es, aus Erfahrungen mit dem eigenen Prozess zu lernen. Dafür werden üblicherweise verschie-
dene Reporting-, Monitoring- oder Evaluierungs-Instrumente herangezogen, die während oder nach 
dem laufenden Prozess zum Einsatz kommen (Wollmann 2007). Obwohl diese Feedback-Mechanismen 
Lernprozesse in Gang bringen können (Preston et al. 2011, 409), ist vor allem in jungen Strategiepro-
zessen unklar, wie dieserart gewonnene Erkenntnisse praktisch zu verwerten sind. Feedback-Mecha-
nismen (wie z.B. Indikatoren-basiertes Monitoring) werden selten so institutionalisiert, dass sie effek-
tiv in einen Veränderungsprozess eingebettet sind und diesen auch tatsächlich verbessern (Steurer 
2008, 105; Casado-Asensio & Steurer 2014). Pittock (2011) zufolge sollte Monitoring und/oder Evalu-
ation von einer unabhängigen Institution getragen werden, weil objektive und kritische Erkenntnisse 
einen Prozess am ehesten verbessern können. 

d) Umsetzung 

Gerade im Umgang mit Unsicherheiten sind neben verschiedenen Formen des Lernens (s.o.) auch 
größtmögliche Flexibilität bei der Umsetzung von Strategien bedeutend (Späth & Rohracher 2009; 
Pahl-Wostl 2007). Eine flexible Gestaltung von Strategieprozessen und deren Umsetzung ermöglicht 
es, auf veränderte Rahmenbedingungen schnell zu reagieren (Dovers and Hezri 2010, 214; siehe auch 
Collins & Ison 2009a und 2009b; Karlstetter et al. 2010, 92; Tschakert & Dietrich 2010; Preston et al. 
2011; Amaru & Chhetri 2013). Nichts desto trotz ist es sinnvoll, die Umsetzung nicht dem Zufall zu 
überlassen, sondern diese in zyklischer Weise systematisch zu organisieren (z.B. in Aktionsplänen, vgl. 
Casado-Asensio & Steurer 2014). 

Die Umsetzung von Veränderungsprozessen ist darüber hinaus eine Frage vorhandener Ressourcen. 
Neben Existenz und Zugang zu Wissen (Preston et al. 2011) kann die Kontinuität eines Prozesses nur 
durch eine langfristige Ausstattung mit finanziellen Mitteln, Personal, rechtlichen Verantwortlichkei-
ten, Legitimität sowie ausreichender Information gewährleistet werden (Brouwer et al. 2013, 137; 
Beck et al. 2009). Darüber hinaus ist eine derartige Ausstattung aber auch Ausdruck politischen Willens 
und stärkt die Stellung des Prozesses bei den Betroffenen sowie bei den für die Umsetzung verant-
wortlichen Akteuren selbst.  
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Tabelle 6: Erfolgsfaktor „Governance-Merkmale von Veränderungsprozessen“ 

 

 

3.5. Persistente Rahmenbedingungen 

In die letzte Gruppe von Erfolgsfaktoren fallen Rahmenbedingungen, deren Bedeutung für den Erfolg 
von Strategieprozessen zwar immer wieder diskutiert werden, die aber gemeinhin als schwer gestalt-
bar gelten. Dabei handelt es sich entweder um historisch gewachsene Strukturen, fest verankerte Pa-
radigmen, oder plötzlich auftretende „Zeitfenster“, die sich infolge besonderer Ereignisse öffnen. 

a) Pfadabhängigkeit, anschlussfähige Grundhaltung und „Framing“ des Problems 

Das Konzept der Pfadabhängigkeit unterstreicht die Bedeutung vergangener Entscheidungen für die 
Planung zukünftiger Entwicklungen (Leach et al. 2007a und 2007b). In deren Folge haben sich Paradig-
men, Handlungsmuster und Akteurs-Netzwerke gebildet, die große Bedeutung für den eigenen Prozess 
haben können (Knox-Hayes 2012; Kristof 2010, 116). Den Verantwortlichen eines Prozesses, die diese 
vorhergehenden Entwicklungen berücksichtigen, fällt es üblicherweise leichter, etwaige Widerstände 
zu verstehen und diesen zu begegnen. Neben der Abhängigkeit von bestehenden Pfaden gilt es außer-
dem, die Konsequenzen der eigenen Entscheidungen zu bedenken. Damit diese den zukünftigen Ver-
änderungsprozess nicht zu stark determinieren, sollten Lösungen entwickelt werden, die umkehrbar 
bzw. fehler- und korrekturfreundlich sind. Dadurch reduziert man die eigene Abhängigkeit von vergan-
genen Entscheidungen und kann auch während dem laufenden Prozess relativ uneingeschränkt auf 
Veränderungen reagieren (Kristof 2010; Leach et al. 2007a).  

Die Charakteristika eines Problems haben großen Einfluss auf dessen Lösung, gerade im neuen und 
von Unsicherheiten geprägten Politikfeld Anpassung. Hier treffen objektive Problemcharakteristika 
(wie z.B. Komplexität, Sichtbarkeit, Unsicherheit) mit der „Psychologie des Wandels“ (vgl. Kristof 2010) 
zusammen. Besonders Unsicherheiten sind für eine Problemlösung sehr hinderlich. Manche Akteure 
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sind eher gewohnt, mit Unsicherheiten umzugehen und ihre Wissensbasis fortlaufend weiterzuentwi-
ckeln als andere (Larsen & Kørnøv 2012). Zudem bringen verschiedene Akteure den Erkenntnissen der 
Klimawandelforschung unterschiedlich viel Akzeptanz entgegen und messen dem Politikfeld Anpas-
sung dementsprechend unterschiedlich viel Bedeutung bei (Dessai et al. 2003; Lorenzoni et al. 2005; 
Etkin & Ho 2007). Diese Divergenzen können eine gemeinsame Vorgehensweise erschweren.  

Die Erfolgschancen eines Veränderungsprozesses hängen also auch wesentlich davon ab, inwiefern 
Veränderungsideen mit den dominanten Einstellungen und Interessen in einem bestimmten Sektor 
übereinstimmen bzw. an diese anschließen können (Kristof 2010, 122f). Übereinstimmungen steigern 
die Chance auf Veränderungen im betreffenden Sektor (zu Klimaschutz im Raumwärmesektor vgl. 
Steurer & Clar 2014). Veränderungsprozesse können zwar nur beschränkt auf Besonderheiten be-
stimmter Sektoren Rücksicht nehmen. Wenn sie es jedoch schaffen, Gemeinsamkeiten bzw. Synergien 
zu kommunizieren und das Problem entsprechend zu „framen“, kann die Bereitschaft für Veränderun-
gen erhöht werden. Diese Herangehensweise ist für Klimawandel-Anpassung (im Gegensatz zu Klima-
schutz) besonders vielversprechend, weil entsprechende Maßnahmen grundsätzlich im Interesse des 
jeweiligen Sektors liegen. Darüber hinaus kann das „Framing“ auch dazu beitragen, Probleme positiv 
zu kommunizieren. Manchen WissenschaftlerInnen zufolge ist es beispielsweise leichter, Akteure für 
Veränderungen zu begeistern, wenn statt Verletzbarkeit (oder „Vulnerabilität“) das positiv besetzte 
Konzept der Anpassungsfähigkeit oder „Resilienz“ in den Vordergrund gerückt wird (Kabat et al. 2005; 
Harrow 2009; McEvoy et al. 2013).  

b) Zeitfenster  

Oft werden Veränderungen, die lange Zeit unmöglich waren , infolge bestimmter Ereignisse plötzlich 
möglich. Im Rahmen der Klimawandelanpassung öffnen in erster Linie Extremwetterereignisse und da-
raus resultierende Katastrophen (wie z.B. Überschwemmungen, Trockenheit, Hitzeperioden) derartige 
Zeitfenster, auch bekannt als „Windows of Opportunity“ oder „Policy Windows“. Veränderungen sind 
unter diesen Umständen deshalb möglich, weil Ereignisse den Klimawandel zu bestätigen scheinen 
bzw. diesem mehr Bedeutung geben, und weil infolgedessen bestehende Einstellungen bzw. Prioritä-
ten nachhaltig in Frage gestellt werden (Birkmann et al. 2008). Das ermöglicht den Change Agents (vgl. 
Kapitel 3.3.a), ihre Anliegen auf die Agenda zu setzen – vorausgesetzt sie können schnell genug reagie-
ren. Neben Krisen infolge klimatischer Ereignisse können auch Situationen, die nicht mit dem Klima 
zusammenhängen, wie z.B. neue politische Konstellationen, Ressourcen für Veränderungsprozesse 
verfügbar machen (Kristof 2010, 116; Moser & Ekstrom 2010).  

Für beide Arten von Zeitfenstern muss betont werden, dass sie Veränderungen zwar erleichtern, aber 
dennoch nicht mit Sicherheit für deren (oft verzögerte) Umsetzung sorgen  (Baumgartner 2013, 253). 
Um Zeitfenster effektiv nutzen zu können, bedarf es oft zeitgleich der Erfüllung weiterer förderlicher 
Bedingungen (wie z.B. Anschlussfähigkeit der Lösungsvorschläge, Ressourcenverfügbarkeit). 
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Tabelle 7: Erfolgsfaktor „Persistente Rahmenbedingungen“ 

 
 
 

4. Steckbriefe der Fallstudien 

Im folgenden Kapitel werden die Fallstudien steckbriefartig vorgestellt. Wir beginnen mit den transna-
tionalen Strategieprozessen der EU und des Ostseeraums, gefolgt von nationalstaatlichen und lokalen 
Anpassungsstrategien. Innerhalb der einzelnen Kapitel sind die Fälle chronologisch nach dem Zeitpunkt 
der Veröffentlichung der jeweiligen Anpassungsstrategien geordnet. Am Beginn der Abschnitte geben 
wir jeweils einen tabellarischen Überblick über die ausgewählten Strategien, inklusive zentraler Eckda-
ten (Titel, Datum der Veröffentlichung, Verantwortliche Institution, formuliertes Ziel sowie weitere 
relevante Policy-Dokumente). In den Beschreibungen skizzieren wir kurz die historische Entwicklung, 
die institutionelle Einbettung, zentrale Akteure sowie etwaige Schwerpunkte und Besonderheiten der 
einzelnen Strategieprozesse. 

 

4.1. Transnationale Strategien  

Tabelle 8 bietet einen Überblick zu den beiden untersuchten transnationalen Strategien der EU und 
des Ostseeraumes. Die Folgenden Sub-Kapitel gehen auf diese Strategieprozesse näher ein. 

 

 

 

 

 

 

Merkmale    Operationalisierung    

Pfadabhängigkeit, anschlussfähige 
Grundhaltung und „Framing“ des Prob-
lems (Anpassung an den) Klimawandel 

- Politische Entscheidungen in der Vergangenheit 
- Umgesetzte Maßnahmen 
- Akteursbeziehungen (Netzwerke, Handlungsmus-

ter, Rollenverteilungen, etc.)  
- Wahrnehmungen 
- Werte 
- Einstellungen 
- „Framing“ des Problems 

Zeitfenster 
- Ereignisse (klimabedingte Katastrophen o.ä.) 
- Neue Akteurskonstellationen 
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Tabelle 8: Anpassungsstrategien auf transnationaler Ebene 

 EU Ostseeraum (BAL) 
Strategie An EU Strategy on adapta-

tion to climate change 
BaltAdaptStrategy for adaptation to climate 
change in the Baltic Sea Region.  

Veröffentlichung 2013 2013 
Verantwortliche  
Institution 

EU Commission  Council of the Baltic Sea States CBSS 

Zentrales Ziel „to contribute to a more 
climate-resilient Europe. 
This means enhancing the 
preparedness and capacity 
to respond to the impacts 
of climate change at local, 
regional, national and EU 
levels, developing a coher-
ent approach and improv-
ing coordination.“ (5) 

"The overriding objective […] is a connected re-
gion with informed actors on and between all 
governance levels responding to CC in a way 
that ensures prosperity, competiveness, as 
well as clean water and rich and healthy wild-
life." (19) 

Weitere Strategie-
dokumente 

- Council conclusions on 
the EU Adaptation Strategy 

- BaltAdapt Action Plan. Recommended actions 
and proposed guidelines for climate change ad-
aptation in the Baltic Sea Region 

 
4.1.1. EU 

Die EU-Kommission hob die Bedeutung von Klimawandelanpassung für Europa erstmals 2007 im Grün-
buch Anpassung an den Klimawandel hervor. 2009 folgte das Weißbuch Anpassung an den Klimawan-
del. Als Ziele ausgegeben wurden die Vorbereitung einer gemeinsamen Strategie durch den Aufbau 
einer soliden Wissensbasis, die Integration von Klimawandelanpassung in zentrale Politikbereiche der 
EU, die Kombination politischer Instrumente für einen effektiven Anpassungsprozess und die Verstär-
kung der internationalen Zusammenarbeit. 2013 wurde die EU Strategie zur Anpassung an den Klima-
wandel von der Kommission beschlossen. Sie zielt vor allem darauf ab, die Anpassungsbemühungen 
von Mitgliedsstaaten zu unterstützen und zu vereinheitlichen, Anpassung in Schlüsselsektoren (Land-
wirtschaft, Fischerei, Kohäsionspolitik) voranzutreiben sowie Wissenschaft und Forschung zu fördern. 
Besonderes Augenmerk wird außerdem auf die grenzüberschreitenden Themen Hochwasser, Küsten-
management, Raumplanung, Berg- und Inselregionen sowie Wassermanagement gelegt. Abgesehen 
von der Erweiterung der Wissensbasis sollen konkrete Vorgehensweisen in allen anderen Bereichen in 
erster Linie von den Mitgliedsstaaten selbst erarbeitet werden. 

4.1.2. Ostseeraum 

Die Anpassungsstrategie für den Ostseeraum entwickelte sich direkt aus der EU Regionalstrategie für 
den Ostseeraum (2009), in der Klimawandel als eine Priorität hervorgehoben wurde. Dementspre-
chend startete 2010 ein Projekt namens BaltAdapt, das zu großen Teilen von der EU im Rahmen der 
Regionalentwicklung finanziert wurde. Ziel war es, bis 2013 eine gemeinsame Anpassungsstrategie zu 
erarbeiten. Das Projekt wurde vom Dänischen Meteorologischen Institut geleitet und in Zusammenar-
beit mit unterschiedlichen Institutionen aus verschiedenen Staaten des Ostseeraums durchgeführt. In 
weiterer Folge hat das Sekretariat des Council of the Baltic Sea States (CBSS) die Koordination der Um-
setzung und Weiterentwicklung übernommen.  
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Die Strategie bietet Informationen über Folgen des Klimawandels und die Vulnerabilität der Region. 
Außerdem definiert sie elf Ziele und schlägt Maßnahmen und Richtlinien vor, um diese zu erreichen. 
Im Strategiedokument wird vor allem der Mehrwert einer überregionalen Strategie in Ergänzung zu 
nationalstaatlichen Anpassungsbemühungen betont. Neben dem grundlegenden Ziel, die Zusammen-
arbeit zwischen den Staaten (vor allem zu grenzüberschreitenden Themen) zu verstärken, soll durch 
Informationsaustausch, den Aufbau von Netzwerken, etc. auch die Abstimmung zwischen verschiede-
nen Regierungsebenen bzw. zwischen verschiedenen Sektoren verbessert werden. Zeitgleich mit der 
Strategie wurde ein Aktionsplan mit einer Reihe von konkreten Maßnahmen beschlossen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

28 
 

4.2.  Nationalstaatliche Strategien  

Tabelle 9 bietet einen Überblick zu den sechs untersuchten Strategien auf nationalstaatlicher Ebene. Die folgenden Sub-Kapitel gehen auf diese Strategieprozesse 
näher ein. 

Tabelle 9: Anpassungsstrategien auf nationalstaatlicher Ebene 

 Finnland (FIN) Kanada (CAN) Australien (AUS) Niederlande (NL) Dänemark (DEN) England (ENG) 
Strategie Finland’s National 

Strategy for Adapta-
tion to Climate 
Change 

National Climate 
Change Adaptation 
Framework 

National Climate 
Change Adaptation 
Framework 

National Programme 
for Spatial Adapta-
tion to Climate 
Change 

Danish Strategy for 
adaptation to a 
changing climate 

The National Adap-
tation Programme. 
Making the country 
resilient to a chang-
ing climate 

Veröffentli-
chung 

2005 2005 2007 2007 2008 2013 

Verantwortliche 
Institution 

Ministry of Agricul-
ture and Forestry 

Intergovernmental 
Climate Change Im-
pacts and Adapta-
tion Working Group 

Council of Australian 
Governments 

Ministries of (i) 
Housing, Spatial 
Planning and the En-
vironment, (ii) 
Transport, Public 
Works and Water 
Management, (iii) 
Agriculture, Nature 
and Food Quality, (iv) 
Economic Affairs 

Inter-ministerial 
working group, led 
by the Ministry of Cli-
mate and Energy 

Department for Envi-
ronment, Food and 
Rural Affairs 
 

Zentrales Ziel “aims at reducing 
the negative conse-
quences and taking 
advantage of the op-
portunities associ-
ated with climate 
change.” (3) 

“identifies ways in 
which governments 
[federal, provincial, 
and territorial; note] 
can work together to 
increase Canada's 
capacity to adapt to 
climate change, so  

“The long term goal 
[…] is to position 
Australia to reduce 
the risks of climate 
change  
impacts and realise 
any opportunities. In 

“to climate proof the 
spatial planning in 
the Netherlands.” (ii) 

„With this strategy, 
the government will 
provide a basis de-
scribing how the ex-
pected climatic 
changes could affect 
a number of areas.” 
(7) 

“to help us to adapt  
successfully to future 
weather conditions, 
by dealing with the 
risks and making the 
most of  
the opportunities.” 
(6) 
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that risks can be rec-
ognized and re-
duced,  
and opportunities 
identified and pur-
sued.” (1) 

the medium term 
[…] to deal  
with climate change 
impacts and reduce 
vulnerability in key 
sectors and regions. 
“ (4) 

Weitere Strate-
gie-Dokumente  

- Adaptation to Cli-
mate Change in the 
Administrative Sec-
tor of the Ministry of 
the Environment. An 
Action Plan to Imple-
ment the National 
Strategy for Adapta-
tion to Climate 
Change (2008) 
- Action Plan for the 
Adaptation to Cli-
mate Change of the 
Ministry of Agricul-
ture and Forestry 
2011-2015 - Security 
of supply, sustaina-
ble competitiveness 
and risk manage-
ment (2011) 

- Adapting to Climate 
Change. An Introduc-
tion for Canadian 
Municipalities (2010) 
- Federal Adaptation 
Policy Framework 
(2011) 

- Climate Change Ad-
aptation Actions for 
Local Government 
(2007) 
- Adapting to Climate 
Change in Australia. 
An Australian Gov-
ernment Position Pa-
per (2010) 

- Delta Programme 
(2010) 

- How to manage 
cloudburst and rain 
water. Action plan 
for a climate-proof 
Denmark (2012) 

- 
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4.2.1. Finnland 

Die finnische Anpassungsstrategie geht auf eine Initiative des finnischen Parlaments zurück. Dieses 
forderte ihre Regierung nach dem Beschluss der nationalen Klimastrategie (2001) dazu auf, eine eigene 
Anpassungsstrategie zu entwickeln. Sie sollte Teil einer überarbeiteten Version der Klimastrategie wer-
den. 2003 wurden die Vorbereitungen begonnen. Die Arbeit wurde vom Ministerium für Land- und 
Forstwirtschaft koordiniert und von RepräsentantInnen verschiedener anderer Ministerien sowie des 
Finnischen Meteorologischen Instituts und des Finnischen Umweltinstituts unterstützt. Finnland war 
2005 der erste europäische Nationalstaat, der eine Nationale Strategie zur Anpassung an den Klima-
wandel beschloss.  

In der Strategie werden Folgen des Klimawandels sowie mögliche Maßnahmen zur Verbesserung der 
Anpassungskapazität für zehn Sektoren beschrieben. Darüber hinaus werden Sektoren-übergreifende 
Themen behandelt (Entwicklung administrativer Kapazitäten, Beobachtung und Warnsysteme, For-
schung, Entwicklung, Ausbildung und Kommunikation). Die Wissensbasis der Strategie ist überdurch-
schnittlich detailliert, dennoch wird die Weiterentwicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse als ein 
Schwerpunkt des Strategieprozesses ausgewiesen. Auf Basis dieser Strategie entwickelten das Um-
weltministerium (2008) und das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft (2011) Maßnahmenpläne 
für ihre eigenen Ressorts. 

4.2.2. Kanada 

Eine Arbeitsgruppe bestehend aus Bund, Ländern und Territorien begann 2002 das National Climate 
Change Adaptation Framework zu entwickeln. Ausgewiesenes Ziel war es, Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit zwischen den verschiedenen Regierungsebenen im Bereich Klimawandelanpassung zu iden-
tifizieren. Die Arbeiten wurden 2005 abgeschlossen. Als es um die Umsetzung des Frameworks ging, 
existierte das verantwortliche Ministerium nicht mehr in seiner ursprünglichen Form. Die Kompeten-
zen für Energie und Umwelt waren auf verschiedene Ministerien aufgeteilt worden, von denen keines 
die Umsetzung der Strategie vorantrieb. Um zumindest die Arbeit der Bundesregierung  zu koordinie-
ren begann 2007 die Arbeit an einem Federal Adaptation Policy Framework.  

4.2.3. Australien 

Der gemeinsame Rat der australischen Regierungen (repräsentiert den Bundesstaat sowie die Staaten 
und Territorien) verabschiedete 2006 die Forderung nach einem gemeinsamen Climate Change Adap-
tation Framework. Die damalige liberale Bundesregierung stimmte diesem Framework ein Jahr später 
im Vorfeld der Parlamentswahl zu. Schwerpunkt dieser Strategie ist der Aufbau von Anpassungs-Kapa-
zitäten auf lokaler und regionaler Ebene in neun Schlüsselsektoren. Darüber hinaus wurden in dessen 
Rahmen Investitionen in der Höhe von 126 Millionen australischen Dollar beschlossen, um Wissen-
schaft und Forschung zum Klimawandel in den Staaten und Territorien zu unterstützen. 2010 beschloss 
die seit 2007 amtierende Labor Party-Regierung ein eigenes Anpassungs-Positionspapier, in dem die 
nationale Agenda zur Anpassung an den Klimawandel sowie praktische Schritte zur Realisierung dieser 
Vision enthalten sind. 
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4.2.4. Niederlande 

Im Jahr 2007 veröffentlichten vier Ministerien gemeinsam mit den Interessenvertretungen der Provin-
zen, der Gemeinden und der Wasserverbände ein Memorandum mit dem Namen „Mach Platz für das 
Klima! Erste Schritte in Richtung einer nationalen Anpassungsstrategie“. Dieses Dokument diente als 
Fundament für das noch im selben Jahr veröffentlichte National Programme for Spatial Adaptation to 
Climate Change. Das Programm beschäftigt sich mit allen Sektoren, die von Folgen des Klimawandels 
betroffen sind, stellt allerdings die Raumplanung in den Mittelpunkt der Anpassungsbemühungen. Ein 
Aktionsplan mit detaillierten Maßnahmen sollte im darauffolgenden Jahr entwickelt werden. Um eine 
Basis dafür zu schaffen, wurde der Bewusstseinsbildung, dem Aufbau von Netzwerken, der Verbrei-
tung von Wissen sowie der Entwicklung einer gemeinsamen Vision Priorität eingeräumt. Im Zuge des-
sen kristallisierte sich allerdings ein eindeutiger thematischer Schwerpunkt heraus, der fortan im Mit-
telpunkt stand: Hochwasser. 2008 wurde die Zweite Delta Kommission gegründet (die Erste Delta Kom-
mission wurde nach der Überflutungskatastrophe vom 1. Februar 1953 ins Leben gerufen), um Maß-
nahmen zum Schutz der Niederlande vor Hochwasser zu erarbeiten. 2013 präsentierte die niederlän-
dische Regierung eine Climate Road Map, die Klimaschutz und Klimawandelanpassung miteinander 
verbindet. Darin wurde angekündigt, bis spätestens 2016 eine neue umfassende Anpassungsstrategie 
zu erarbeiten 

4.2.5. Dänemark 

Die erste dänische Anpassungsstrategie wurde von einer interministeriellen Arbeitsgruppe unter Lei-
tung des Ministeriums für Energie und Klima und in Zusammenarbeit mit Interessengruppen der Lo-
kalregierungen und der Regionalbehörden entwickelt und 2008 von der Regierung beschlossen. Sie 
beschreibt in drei Szenarien, welche Bereiche wie vom Klimawandel betroffen sein könnten – jeweils 
für die Zeiträume 2006-2035 und 2071-2100. Als Sektoren-übergreifende Maßnahmen gesondert her-
vorgehoben werden Forschung, Information und Koordination. 

ine 2011 neu gewählte Regierung beschloss 2012 einen Aktionsplan. Anders als die Strategie kon-
zentriert sich der Plan weniger auf die Dissemination von Information zur Förderung individueller An-
passung, sondern mehr auf die Entwicklung und Umsetzung konkreter Anpassungsmaßnahmen durch 
die Regierung. Im Mittelpunkt steht das Management von Starkregen.  

4.2.6. England 

Im Rahmen des Climate Change Act von 2008 beauftragte das Parlament das Umweltministerium mit 
der Erarbeitung umfassender Risikoeinschätzungen für alle vier Teilstaaten England, Nordirland, 
Schottland und Wales. Diese wurden 2012 veröffentlicht und stellen die Basis für die Anpassungsstra-
tegien der einzelnen Staaten dar. England veröffentlichte sein National Adaptation Programme 2013, 
Nordirland und Schottland folgten 2014. Wales hatte bereits 2010 im Rahmen seiner Climate Change 
Strategy for Wales einen Adaptation Delivery Plan erstellt, in dem zentrale Handlungsfelder für die 
nahe Zukunft benannt werden.9 Ein Programm, das sich auf die eben erwähnten Risikoeinschätzungen 
bezieht, wurde bis dato noch nicht veröffentlicht.  

Die englische Strategie konzentriert sich auf jene elf Sektoren, die in der Risikoeinschätzung behandelt 
werden. Sie betont die gemeinsame Verantwortung von nationalstaatlichen und lokalen Regierungen 

                                                            
9 http://gov.wales/docs/desh/publications/101006ccstratdeliveryadaptationen.pdf; Zugriff am 30.03.2015. 

http://gov.wales/docs/desh/publications/101006ccstratdeliveryadaptationen.pdf
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sowie der Industrie und der Zivilgesellschaft. Große Teile der Strategie stehen in enger Verbindung mit 
bereits bestehenden Politiken oder Institutionen (z.B. die Nationale Hochwasser- und Küstenerosion-
Risikomanagement-Strategie für England). Am Ende des Dokuments steht ein im Vergleich zu anderen 
Strategien sehr detailliertes Register von Zielen, Maßnahmen und Umsetzungsperioden.  
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4.3.  Lokale Strategien 

Tabelle 10 bietet einen Überblick zu den sechs untersuchten lokalen Strategien. Die folgenden Sub-Kapitel stellen diese Strategieprozesse kurz näher vor. 

Tabelle 10: Anpassungsstrategien auf lokaler Ebene 

 Melbourne (MEL) Rotterdam (ROT) London (LON) Kopenhagen (COP) Helsinki (HEL) Vancouver (VAN) 
Strategie City of Melbourne Cli-

mate Change Adap-
tation Strategy 

Rotterdam Climate 
Proof. Adaptation 
Programme 2010.  

Managing risks 
and increasing 
resilience.  

Copenhagen Climate Adapta-
tion Plan 

Helsinki Metropoli-
tan Area Climate 
Change Adaptation 
Strategy 

Climate Change 
Adaptation Strat-
egy 

Veröffentlichung 2009 2010 2011 2011 2012 2012 
Verantwortliche 
Institution 

City of Melbourne; 
Sustainability Branch 

Rotterdam Climate 
Initiative 

Mayor of Lon-
don 

City of Copenhagen; Tech-
nical and Environmental Ad-
ministration 

Helsinki Region Envi-
ronmental Services 
Authority 

City of Vancouver; 
Sustainability 
Group  

Zentrales Ziel “provides a risk anal-
ysis of the potential 
climate change im-
pacts  
and implications for 
Melbourne over 
time, combined with 
the likely changing 
dynamics of its popu-
lation and develop-
ment into the future“ 
(6) 

“to confront the 
challenge of cli-
mate change as an 
opportunity rather 
than a threat" (3); 
“Will maker Rotter-
dam climate 
change resilient by 
2025.” (3) 

“to assess the 
consequences 
of climate 
change on Lon-
don and to pre-
pare for the im-
pacts of climate 
change and ex-
treme weather 
to protect and 
enhance the 
quality of life of 
Londoners.” 
(19) 

“With this climate adaptation 
plan we will outline the chal-
lenges the city faces in the 
short and medium terms as a 
result of changes we expect 
in the future climate. We will 
also identify those solutions 
that […] appear to be most 
appropriate and reveal the 
opportunities climate change 
may also present to the city.” 
(3) 

“a compilation of pol-
icy guidelines, and 
shorter-term policies 
(2012–2020). 
Through these, the 
Helsinki metropoli-
tan area can adapt to 
the impacts of cli-
mate change and ex-
treme weather 
events, and reduce 
the region’s vulnera-
bility to them.” (3) 

“increasing our un-
derstanding of 
coming challenges 
and integrating cli-
mate change into 
planning, design 
and emergency 
management.” (1) 

Weitere Strate-
gie-Dokumente 

- Action plan for 
adapting Melbourne 
to climate change im-
pacts (2010) 

- Rotterdam Cli-
mate Change Adap-
tation Strategy 
(2013) 

- - The City of Copenhagen 
Cloudburst Management 
Plan (2012) 

- - 
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4.3.1. Melbourne 

Die Anpassungsstrategie der Stadt Melbourne entwickelte sich im Rahmen einer breit angelegten Ent-
wicklungsoffensive mit dem Namen Future Melbourne. Im Zuge dieses Programms ergab eine Umfrage 
unter EinwohnerInnen der Stadt, dass der Umgang mit Risiken und Chancen des Klimawandels eine 
Priorität der Stadtverwaltung darstellen sollte. In Reaktion darauf wurde 2009 die City of Melbourne 
Climate Change Adaptation Strategy beschlossen. Sie gilt für ein lokales Verwaltungsgebiet mit gegen-
wärtig ca. 100.000 Einwohnern, nicht für die gesamte Metropole. Die Strategie stellt einen hypotheti-
schen Vergleich her zwischen einem Melbourne, das keine Anpassungsmaßnahmen ergreift, und ei-
nem Melbourne, das sich aktiv auf die möglichen Folgen vorbereitet. Obwohl die Strategie vergleichs-
weise detailliert ist und zahlreiche konkrete Maßnahmen ausweist, wurde nur ein Jahr später ein eige-
ner Maßnahmenplan beschlossen, der kurzfristige (2011-2012) und mittelfristige Maßnahmen (ab 
2013) für zwei Schlüsselprobleme (Trockenheit sowie Hitzetage) auflistet.  

4.3.2. Rotterdam 

Auf Vorschlag eines internationalen Beratungsgremiums beschloss die Stadtregierung von Rotterdam 
Mitte der 2000er Jahre, ihre Erfahrungen im Umgang mit Wasser international zu vermarkten. Daraus 
entwickelte sich (auch) die Idee, die Expertise über den Zusammenhang mit Klimawandel systematisch 
auszubauen und sich als führend auf diesem Gebiet zu positionieren. Das Anpassungsprogramm, das 
als Teil der Rotterdam Climate Initiative entwickelt wurde, fokussiert dementsprechend auf den Um-
gang mit Wasser im urbanen Bereich, den Schutz vor Wasser und gleichzeitig die Steigerung der At-
traktivität und der ökonomischen Kapazität der Stadt mithilfe von Wasser. Zu Beginn wurden sieben 
spezifische Projekte zu fünf Hauptthemen (Hochwassermanagement, Zugang zum Hafen, Angepasstes 
Bauen, Urbanes Wassersystem, Urbanes Klima) entwickelt. Davon ausgehend soll sich die Strategie zu 
einem Dokument entwickeln, das alle betroffenen Bereiche umfassend abdeckt. 

4.3.3. London 

Im Rahmen des Climate Change Act von 2008 verlangte das Parlament des Vereinigten Königreichs 
auch von den Stadtregierungen, Anpassungsstrategien zu entwickeln. Dieser Verpflichtung kam der 
Bürgermeister von London 2011 nach. Die Strategie ist Teil einer umfassenden Entwicklungsoffensive, 
die London „grüner“ machen soll, und steht in engem Zusammenhang mit Londons Klima- und Ener-
giestrategie. Sie ist nicht nach Sektoren sondern nach Risiken strukturiert. Als zentrale Herausforde-
rungen werden Hochwasser, Trockenheit und Überhitzung definiert. Ziel ist es, vor allem die Bereiche 
Gesundheit, natürliche Umwelt, Wirtschaft und Infrastruktur auf diese Herausforderungen vorzube-
reiten.  

4.3.4. Kopenhagen 

Bereits 2009 wurden im Klimaplan der Stadt Kopenhagen zentrale Anpassungsherausforderungen de-
finiert, darunter die Entwicklung einer Anpassungsstrategie. Dieser Forderung kam die Stadt 2011 mit 
dem Copenhagen Climate Adaptation Plan nach. Der Plan behandelt kurz- und mittelfristige Heraus-
forderungen und entwickelt mehrere Szenarien und Entwicklungspfade für die Jahre 2010, 2060 und 
2110. Die Umsetzung wird in den folgenden fünf Arbeitssträngen organisiert: Wissen und Fähigkeiten, 
Netzwerke und Partnerschaften, öffentliche Regulierung und Planung, Finanzierung sowie konkrete 
Maßnahmen. Als Maßnahmen werden mehrere Projekte konkret vorgestellt, besonders zum Bereich 
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Wassersicherheit. Diese wurden 2012 in einem eigenen Management-Plan für den Umgang mit schwe-
ren Regenfällen publiziert.  

4.3.5. Helsinki 

Die Helsinki Metropolitan Area Climate Change Adaptation Strategy wurde 2012 beschlossen. Sie be-
zieht sich auf die Region Helsinki, die aus den Städten Helsinki, Espoo, Vantaa und Kauniainen besteht. 
An der Entwicklung waren neben den Stadtverwaltungen auch die regionale Behörde für Umwelt-
dienstleistungen (Helsinki Region Environmental Services Authority/HSY) und andere regionale Orga-
nisationen beteiligt. Zahlreiche bestehende Anpassungs-Dokumente (z.B. zu Hochwasser-Risikoma-
nagement-Pläne, Espoos Klimastrategie und Anpassungsberichte der Stadt Helsinki) und -Projekte (vor 
allem EU-Projekte im Ostseeraum, wie BaltCICA) bildeten die Basis für die Entwicklung der Strategie. 
Die Strategie ist eine Sammlung von Politikrichtlinien und kurzfristigen Maßnahmen (für 2012-2020), 
die nach sieben Sektoren organisiert sind. Die Strategie legt großen Wert auf die Überschreitung von 
Sektor-, wie auch Gemeinde-Grenzen. Die Umsetzung wird, wie die Umsetzung der Klimastrategie, von 
der regionalen HSY koordiniert. 

4.3.6. Vancouver 

In Reaktion auf den vierten Sachstandsbericht des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC 
2007) erarbeiteten MitarbeiterInnen der Stadtregierung von Vancouver einen Bericht über die mögli-
chen Folgen des Klimawandels. 2012 entwickelte Vancouver auf Basis dieses Berichts ihre Climate 
Change Adaptation Strategy. Die Entwicklung wurde durch das globale Netzwerk von Städten ICLEI 
unterstützt und vom kanadischen Ministerium für natürliche Ressourcen finanziert. Entwicklung und 
Umsetzung werden von einer einzigen auf Projektbasis finanzierten Mitarbeiterin koordiniert. Die Ar-
beit baut zu einem großen Teil auf bestehenden Maßnahmen, Plänen, Gesetzen o.ä. (z.B. Baugesetze, 
Management-Pläne für Starkregen, etc.) auf. 

 

5. Empirische Analyse der Politikprozesse rund um Anpassungsstrategien 

Wie in Kapitel 3 erörtert, sind nicht nur Policy-Dokumente sondern vor allem auch Governance-Pro-
zesse für den Erfolg von Anpassungsprozessen relevant. Sie verfolgen das Ziel, Anpassungsmaßnahmen 
in relevanten Sektoren umzusetzen (Output), um damit die gesellschaftliche Anpassungsfähigkeit zu 
verbessern (Outcome). Dementsprechend erfolgt die Analyse der 14 Fallstudien (für die verwendeten 
Fallstudien-Kürzel vgl. die Tabellen 8 bis 10) in zwei Schritten. Im ersten Schritt (Kapitel 5.1.) beschäf-
tigen wir uns mit den Zielsetzungen in den Policy-Dokumenten von Strategieprozessen. Diese versu-
chen, den Veränderungsprozessen einen ordnenden Rahmen zu geben. Im zweiten Schritt (Kapitel 
5.2.) untersuchen wir die Governance der Veränderungsprozesse. Anhand der ausgewählten Fälle un-
terziehen wir den in Kapitel 3 vorgestellten Analyseraster einer empirischen Prüfung. Daraus resultiert 
die Identifikation von Erfolgsbedingungen in den untersuchten Prozessen.   
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5.1.  Anpassungsstrategien als Policy-Dokumente 

Die Dokumente integrierter Strategien zielen vor allem darauf ab, ein Sektoren-übergreifendes Politik-
feld mithilfe von Zielen und möglichen Lösungen systematisch zu gestalten (Casado-Asensio & Steurer 
2014, 4f). Details zu Zielen und Maßnahmen können entweder in den Strategien selbst oder in beglei-
tenden Arbeitsprogrammen bzw. Maßnahmenplänen ausgeführt werden, wobei diese möglichst um-
fassend, sektoral oder regional fokussiert sein können. Dieser Abschnitt gibt einen Überblick dazu, 
wodurch Anpassungsstrategien ausgelöst werden (5.1.1.), wie die ausgewählten Strategie-Dokumente 
strukturiert sind (5.1.2.), welche Ansprüche und Ziele sie formulieren (5.1.3.), (iii) welche Schwer-
punkte und Lösungsvorschläge sie daraus ableiten (5.1.4.), (iv) welche Institutionen und Akteure in der 
Umsetzung der Strategieprozesse laut Policy-Dokumenten eine zentrale Rolle einnehmen sollen 
(5.1.5.) und (v) wie bzw. ob die Umsetzung der Strategiedokumente evaluiert und weiterentwickelt 
werden soll (5.1.6.). Abschließend stellen wir die Frage, inwiefern Inhalte von Strategie-Dokumenten 
den Erfolg der dazugehörigen Veränderungsprozesse mitbestimmen können (5.1.7.). 

5.1.1. Auslöser 

In den Strategien werden unterschiedliche Arten von Auslösern für deren Entwicklung angeführt. Ei-
nige wurden durch klimatische Ereignisse (8 von 14 Strategien) oder neue wissenschaftliche Berichte 
bzw. Erkenntnisse (COP, VAN) ausgelöst. Beides änderte die Rezeption des Themas Klimawandel in den 
jeweiligen Regionen, Staaten oder Städten. Andere verweisen auf politische und institutionelle Rah-
menbedingungen als auslösende Momente. Dazu gehören andere Strategieprozesse der eigenen Re-
gierung (z.B. Klimastrategien oder Programme wirtschaftlicher Entwicklung; siehe COP, DEN, FIN, HEL, 
ROT, VAN), gesetzliche Vorgaben (z.B. der der britischen Regierung für ENG und LON) bzw.  politische 
Forderungen des Parlaments (FIN) oder eines für Klimapolitik zuständigen bundesstaatlichen Gremi-
ums (AUS). Darüber hinaus werden in drei Strategien bestimmte Förderprogramme übergeordneter 
nationalstaatlicher oder transnationaler Regierungsebenen als auslösendes Moment angeführt (BAL, 
HEL, MEL).  

5.1.2. Umfang und Struktur 

Auf den ersten Blick wirken alle 14 Strategien sehr ähnlich strukturiert. Einleitend führen alle mehr 
oder weniger ausführlich den Klimawandel, zu erwartende Folgen sowie das Konzept Klimawandelan-
passung ein. Nur zwei Strategien (AUS, VAN) bestimmen zu Beginn auch die diesbezügliche Verantwor-
tung der eigenen Regierung. Darüber hinaus geben die meisten Strategien bereits in der Einleitung 
einen Ausblick auf mögliche lokal oder regional spezifische Risiken. Diese sollen die Dringlichkeit der 
Strategie unterstreichen. Die daraus abgeleiteten politischen Maßnahmen sind jedoch sehr unter-
schiedlich. Während beispielsweise die kanadische Strategie auf 19 Seiten einen groben Rahmen für 
die Politik der nationalstaatlichen Regierung geben will, erläutert die finnische Strategie auf 281 Seiten 
Zukunftsszenarien für verschiedene Teile der finnischen Gesellschaft, beleuchtet Herausforderungen 
der kommenden 75 Jahre und entwickelt konkrete Lösungsvorschläge. Aus dem Umfang der Strategie 
alleine lassen sich jedoch noch keine Schlüsse zur thematischen Breite ziehen. So können sich eher 
kurze Strategien (z.B. jene von AUS) einer breiten Palette an Themen widmen, während manche lange 
Strategien sehr fokussiert vorgehen (z.B. konzentriert sich die Strategie von Kopenhagen primär auf 
Starkregenfälle und das Ansteigen des Meeresspiegels).  

Die Struktur der Strategien orientiert sich vor allem daran, wie konkret die Lösungsvorschläge sind. 
Nationalstaatliche oder transnationale Strategien bleiben meist vergleichsweise allgemein. So liegen 
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die Schwerpunkte der australischen, dänischen, kanadischen und niederländischen Strategien sowie 
jene der EU und des Ostseeraums in der Bildung von Bewusstsein, dem Auf- und Ausbau von Kapazi-
täten (Wissen, Netzwerke, Kommunikation, Koordination, etc.), der Beschreibung betroffener Sekto-
ren und möglicher Handlungsfelder, der Bereitstellung von Instrumenten und der Unterstützung von 
untergeordneten Regierungsebenen. Im Gegensatz dazu entwickeln die untersuchten lokalen Strate-
gien sowie die nationalstaatlichen Strategien von England und Finnland vergleichsweise konkrete Maß-
nahmen. Diese werden entweder ungeordnet als einzelne Projekte dargestellt (ROT) oder sie sind nach 
erwarteten Auswirkungen des Klimawandels (COP, LON, MEL, VAN) oder nach Sektoren (ENG, FIN, HEL) 
geordnet.  

5.1.3. Anspruch und Ziele 

Die Zielsetzungen der untersuchten Anpassungsstrategien sind unterschiedlich präzise formuliert und 
setzen individuelle Schwerpunkte. Während manche Strategien die Verbesserung der Informations- 
und Wissensbasis für Anpassung in den Mittelpunkt stellen (AUS, FIN, EU), zielen andere vor allem 
darauf ab, die horizontale und/oder vertikale Koordination von Anpassungspolitiken zu fördern. Verti-
kale Koordination spielt besonders in den nationalen Strategieprozessen von Australien und Kanada 
sowie den transnationalen Prozessen der EU und des Ostseeraumes eine wichtige Rolle. Während die 
Strategien von England und Helsinki in erster Linie bestehende Anpassungsbemühungen zusammen-
tragen, beschreiben andere Strategien in erster Linie Risiken (DEN) oder suchen nach möglichen Lö-
sungen (COP, LON, MEL) – manchmal bereits auf ausgewählte Sektoren fokussiert (DEN, FIN). Auch der 
Zeithorizont wird in den Strategien unterschiedlich gefasst. In drei Fällen wird als Ziel ausgegeben, das 
Land oder die Stadt oder die Region gegen Folgen des Klimawandels abzusichern, ohne dafür eine be-
stimmte Zeitspanne zu veranschlagen (FIN, NL, LON). Andere konzentrieren sich ausdrücklich auf kurz- 
und/oder mittelfristige Anpassung bis 2020 (HEL und VAN) oder 2025 (ROT).  

Was die Strategieprozesse von Kopenhagen, London, Rotterdam und Finnland bemerkenswerterweise 
gemeinsam haben, ist deren Beschäftigung nicht nur mit den Risiken sondern auch mit den Chancen 
des Klimawandels. Besonders ausführlich werden die Chancen des Klimawandels in den lokalen Stra-
tegien thematisiert. Davon abgesehen deuten sich Gemeinsamkeiten vor allem von Strategien auf der-
selben Regierungsebene – und somit Unterschiede zu den anderen Regierungsebenen – an: Tendenzi-
ell haben Strategien von Städten einen engeren Fokus, beinhalten mehr Details, wollen lokal spezifi-
sche Risiken identifizieren und Lösungen entwickeln. Nationalstaatliche sowie transnationale Strate-
gien nähern sich dem Thema Klimawandelanpassung hingegen meist mit einem breiteren Blickwinkel. 
Sie zielen darauf ab, die allgemeine Wissensbasis sowie die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen 
politischen Akteuren (auf derselben oder auf unterschiedlichen politischen Ebenen) zu verbessern.  

Das Alter der Strategien lässt sich an deren Inhalten tendenziell wie folgt ablesen: Während bei den 
frühesten Anpassungsstrategien vor allem die Verbesserung der Wissensbasis im Mittelpunkt stand, 
gehen die meisten neueren Strategien deutlich darüber hinaus. Sie führen zumindest bereits existie-
rende Anpassungsmaßnahmen an und schlagen oft die Entwicklung neuer Maßnahmen vor. Eine 
leichte Tendenz ist außerdem dahingehend zu erkennen, Maßnahmen nicht mehr unbedingt nach Sek-
toren auszurichten. Entweder werden konkrete Projekte benannt, ohne diese einem bestimmten Sek-
tor zuzuordnen, oder der Maßnahmenkatalog wird durch Sektoren-übergreifende Maßnahmen er-
gänzt.  
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5.1.4. Schwerpunkte und Lösungsvorschläge 

Viele Strategien betonen, dass Maßnahmen im Vordergrund stehen, die mit bestehenden Politiken gut 
vereinbar sind oder sich sogar überschneiden (AUS, BAL, ENG, EU, LON, MEL, VAN). Außerdem wird in 
fast allen Strategien betont, dass No-regret-Maßnahmen, bei denen das Kosten-Nutzen-Verhältnis auf 
jeden Fall positiv ausfällt, besondere Beachtung verdienen (ENG, COP, VAN). In zwei Prozessen sollen 
erst nach Veröffentlichung der Strategie thematische Prioritäten ausgearbeitet werden (AUS, NL). Die 
restlichen Strategien kommunizieren, dass die behandelten Themenbereiche alle relevanten Folgen 
des Klimawandels abdecken. Insgesamt fällt auf, dass sich lokale Strategien im Vergleich zu transnati-
onalen und nationalstaatlichen Strategien stärker an den erwarteten Folgen des Klimawandels orien-
tieren und diesen meist mit konkreteren Maßnahmen und Verantwortlichkeiten begegnen.  

5.1.5. Details der Umsetzung 

Mit einer Ausnahme präzisieren alle Strategiedokumente auch deren Umsetzungsprozess: Einzig die 
Strategie des Ostseeraums geht nicht auf die Umsetzung ein, weil diese in der Kompetenz der Mit-
gliedsstaaten liege. In elf der 13 verbleibenden Fälle soll die Umsetzung von jenen Institutionen koor-
diniert werden, die auch für die Entwicklung und Formulierung der Strategie verantwortlich zeichne-
ten. Allerdings wurden in acht der untersuchten Fälle Gremien institutionalisiert, welche die Umset-
zung unterstützen sollen. Ihre Aufgaben reichen von der Koordination verschiedener Sektoren (VAN) 
oder Regierungsebenen (BAL, EU), über den Austausch von Informationen und die Koordination von 
Forschung und Wissenschaft (AUS, DEN, ENG, NL), die Beratung der KoordinatorInnen (HEL, NL, VAN) 
oder individueller Akteure (ENG) bis zur gesonderten Behandlung spezifischer Fragen (ENG: Beratungs-
ausschuss zur Anpassung auf lokaler Ebene; VAN: Arbeitsgruppe zum steigenden Meeresspiegel). In 
Dänemark und den Niederlanden wurde die Umsetzung an eigens dafür etablierte multi-sektorale Gre-
mien übertragen.  

In den meisten Strategien werden nicht ausschließlich jene Institutionen als verantwortlich für die Um-
setzung genannt, die hinter der Entwicklung der Strategie stehen. In zehn der 14 untersuchten Fälle 
werden weitere öffentliche und private Akteure erwähnt, die es bei der Umsetzung mit einzubeziehen 
gilt. Einige Strategien heben gesondert die Integration von Zivilgesellschaft (BAL, CAN, NL), Berufs- und 
Interessensverbänden (BAL, CAN, DEN, NL), Unternehmen (BAL, LON, NL), Forschung und Wissenschaft 
(BAL, DEN, NL) oder Individuen (DEN, ENG) hervor. Vier der sechs nationalstaatlichen Strategien un-
terstreichen darüber hinaus die Einbindung sub-nationaler Regierungen (AUS, CAN, ENG, NL). Die zwei 
transnationalen Strategien betonen, dass sie in der Umsetzung auf ihre Mitgliedsstaaten angewiesen 
sind. Die Form der Einbindung wird in allen Fällen nur sehr vage definiert und reicht vom Aufruf zur 
Zusammenarbeit in Partnerschaften (CAN, LON) bis zur kommentarlosen Auflistung betroffener Ak-
teure (VAN). Folglich geht mit der Nennung bestimmter Akteure nur in wenigen Fällen eine klare Zu-
teilung von Verantwortlichkeiten einher. Diesbezügliche Ausnahmen sind eindeutig die Städte: Lon-
don, Helsinki und Vancouver listen zentrale Maßnahmen auf und versehen diese nicht nur mit einem 
Zeithorizont, sondern auch mit dafür verantwortlichen Akteuren. Das sind meist Abteilungen der eige-
nen Stadtverwaltungen). Einzig London weist auch nicht-staatliche Akteure als Mitverantwortliche für 
die Umsetzung der Strategie aus, auch wenn diese nur sehr allgemein (z.B. „private sector“ oder „vo-
luntary sector“; 112ff) benannt werden. Auf der staatlichen Ebene ist die englische Anpassungsstrate-
gie die einzige, die Verantwortlichkeiten für einzelne Maßnahmen benennt – allerdings in sehr unter-
schiedlicher Weise. Die genannten Akteure reichen von konkreten Forschungsinstituten (wie dem Ro-
yal Institute of British Architects) bis hin zum gesamten „Energiesektor“ oder der „Industrie“.  
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Im Zuge der Umsetzung von Anpassungsstrategien kommen meist weitere Dokumente ins Spiel. In 
manchen Fällen wird/wurde die Strategie erst nach der ersten Veröffentlichung in konkrete Maßnah-
men übersetzt, entweder in Form eines allgemeinen Aktionsplans (BAL, MEL) oder in Form sektoraler 
Aktionspläne für die Kompetenzbereiche einzelner Ministerien (FIN). In anderen Fällen wurden Pro-
gramme oder Pläne entwickelt, welche die Bemühungen auf bestimmte Themen fokussieren (COP, 
DEN, NL). Diese Fokussierungen geschahen bislang nicht aufgrund formaler Analysen oder Entschei-
dungsprozesse sondern aufgrund von Extremwetterereignissen (meist Hochwasser bzw. Starkregen). 

Für die Umsetzung wird in allen Fällen mit Ausnahme von Kanada ein zeitlicher Rahmen veranschlagt. 
Dieser gilt entweder für die Umsetzung der gesamten oder für einzelne Maßnahmen. Manche Strate-
gien sind dezidiert kurzfristig (zwischen sieben und zehn Jahre: AUS, BAL, DEN, EU, HEL, NL) oder mit-
telfristig ausgerichtet (15 Jahre: ROT). Andere (ENG, COP, MEL, VAN) kombinieren kurz- und langfris-
tige (bis 2050, 2070 oder 2080) Ziele und Maßnahmen. Allerdings bedeutet das nicht notwendiger-
weise, dass kurzfristig ausgerichtete Strategien die fernere Zukunft aus den Augen verlieren. Die meis-
ten betonen, erst nach einer zwischenzeitlichen Überprüfung und möglichen Modifizierungen der Stra-
tegie weiterführende Überlegungen anzustellen. Alle Strategien haben gemein, dass eine Nichteinhal-
tung der selbstgesetzten Fristen für die genannten Akteure ohne Konsequenzen bleibt. Die Zeithori-
zonte sind also in allen Fällen unverbindlich. 

5.1.6. Evaluation und Weiterentwicklung  

In den wenigsten Fällen wird bereits in den Strategiedokumenten festgelegt, wie deren Umsetzung 
evaluiert und deren Inhalte weiterentwickelt werden sollen. Nur in drei Strategien sind regelmäßige 
Berichte über den Stand der Umsetzung (AUS: alle zwei Jahre) bzw. eine Überprüfung der Umsetzung 
und eine mögliche Überarbeitung (AUS: im vierten Jahr; FIN: nach sechs bis acht Jahren; ROT: nach 
fünf Jahren) vorgesehen. Während die finnische Strategie auf Basis einer Evaluation 2014 überarbeitet 
wird und in Rotterdam die Überprüfung der Strategie 2015 ansteht, hat Australien sein Vorhaben nicht 
verwirklicht. Davon abgesehen werden Strategien aber auch ad-hoc überarbeitet bzw. erneuert (wie 
z.B. in Melbourne und Holland).  

Weiters folgten aus den Anpassungsprozessen Forschungsinitiativen, regional oder sektoral spezifische 
Assessments, Informationskampagnen oder Sensibilisierungsprogramme (AUS, CAN, DEN). Zwei Nati-
onalstaaten entwickelten auf Grundlage ihrer Strategien Instrumente zur Unterstützung lokaler An-
passungsbemühungen (AUS, CAN). In drei Fällen wurden die Strategien durch Formalakte Teil der offi-
ziellen Regierungspolitik oder erhielten formal Unterstützung durch Regierungen (in Australien in Form 
eines Positionspapiers; in Kanada in Form eines Rahmenpapiers für die Regierungspolitik; auf Ebene 
der EU durch eine offizielle Unterstützungserklärung des EU-Rats). Im Unterschied zu den national-
staatlichen Strategien, folgen den lokalen Strategiepapieren bis dato vergleichsweise wenige weitere 
Dokumente oder Initiativen. Da alle lokalen Strategien mit Ausnahme von Melbourne erst ab 2010 
veröffentlicht wurden, war der Zeitraum dafür allerdings relativ kurz. 

 

 

 

 



 

40 
 

5.1.7. Inhalte von Strategiedokumenten als Erfolgsfaktoren? 

Unser Vergleich der Strategiedokumente lässt keine eindeutigen kausalen Zusammenhänge zwischen 
deren Inhalten und dem Erfolg der dazugehörigen Strategieprozesse erkennen. Die Interviewpartne-
rInnen identifizierten nur vereinzelt bestimmte Charakteristika von Strategiepapieren als Erfolgsfakto-
ren, ihre Einschätzungen divergierten allerdings oft: Beispielsweise erwähnten manche lobend, dass 
ihr Strategiepapier ausreichend Freiraum für die Umsetzung durch die einzelnen Zielgruppen lasse. 
Nur so würden z.B. die Mitgliedsstaaten des Ostseeraums (BAL1) und der EU (EU1, EU2) oder die be-
troffenen Sektoren (CAN1, ENG2) an der Umsetzung überhaupt mitarbeiten. Andere, vor allem kom-
munale VertreterInnen, kritisierten hingegen zu vage Formulierungen. Diese würden einer erfolgrei-
chen Umsetzung im Weg stehen, weil die Zielgruppen dadurch keine ausreichende Anleitung erhielten 
(NL1, LON2, ROT2).  

Wie das folgende Kapitel 5.2. zeigt, lassen sich Erfolge viel eher aus den Charakteristika der Gover-
nance-Prozesse ableiten. Wie in allen Interviews mehr oder weniger explizit betont wurde, seien die 
Strategiepapiere nur ein (vorläufiger) Ausgangspunkt dieser fortlaufenden Prozesse.  

 

5.2.  Die Governance von Anpassungsstrategieprozessen 

Im Vergleich zu den ersten Versuchen der Umweltplanung in den 1970er und 1980er Jahren nehmen 
Policy-Dokumente im Rahmen von Anpassungsprozessen einen untergeordneten Stellenwert ein und 
finden nach ihrer Veröffentlichung oft wenig Beachtung. Inwiefern ein Governance-Prozess, der so-
wohl die Formulierung als auch die Umsetzung der Strategie begleitet, tatsächlich einen Anpassungs-
prozess in Gang bringen kann und welche Faktoren dafür potenziell verantwortlich sind, soll hier ana-
lysiert werden. Die Ergebnisse basieren auf Aussagen, die von mehr als einem/einer Interviewpartne-
rIn getätigt wurden. Widersprüchliche Einschätzungen werden als solche ausgewiesen. Die kritische 
Reflexion und Gegenüberstellung mit der in Kapitel 3 erörterten Literatur folgt in Kapitel 6.  

5.2.1. Zeitaspekte 

Inwiefern sind die Auslöser sowie die Geschwindigkeit von Veränderungsprozessen bzw. die zur Ver-
fügung stehenden Zeitressourcen für den Erfolg von Anpassungsstrategien relevant? Wie die folgen-
den Abschnitte zeigen, ergeben die Interviews keine eindeutige Antwort auf diese Frage. 

a) Auslöser 

Die in den Interviews genannten Auslöser weichen zum Teil sowohl von jenen ab, die in den Strategie-
dokumenten selbst hervorgehoben werden (vgl. Kapitel 5.1.1.), als auch von jenen, die in der Literatur 
betont werden. Dort ist, wie Tabelle 11 zeigt, vor allem von wachsendem Problemdruck, Vorgaben 
anderer politischer Ebenen und Wissenstransfer aus anderen Regionen die Rede; vgl. Kapitel 3.1).  Wie 
Tabelle 11 zeigt, wurde in sieben der 14 Fälle bestätigt, dass wachsender Problemdruck ein wichtiger 
Auslöser ist. Allerdings traten nur in vier der 14 Fälle Vorgaben anderer politischer Ebenen und nur in 
drei Wissenstransfer als Auslöser in Erscheinung. Andere Auslöser, die in der Literatur weniger promi-
nent vertreten sind, fallen dafür ähnlich stark ins Gewicht: In sieben Fällen waren neue wissenschaft-
liche Entwicklungen, in drei Fällen finanzielle Förderungen höherer politischer Ebenen (der National-
staaten oder, im Falle des Ostseeraums, der EU) und in zwei Fällen politischer Wettbewerb zwischen 
konkurrierenden politischen Parteien zentral.  
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Die Aussagen der Anpassungsliteratur zur Wirkung der jeweiligen Auslöser auf die Erfolgsaussichten 
einer Strategie werden von den InterviewpartnerInnen jedoch weitestgehend bestätigt. Wenn Wette-
rereignisse die Entwicklung einer Anpassungsstrategie auslösen (oder auch zufällig mit deren Formu-
lierung zusammenfallen), dann sind politische Veränderungen wahrscheinlich. Die Beispiele Kanada, 
Dänemark, Rotterdam und Kopenhagen zeigen, dass Extremwetterereignisse sozusagen als „Sprung-
brett“ (CAN2) fungieren. Die InterviewpartnerInnen betonten, dass unmittelbar nach Überschwem-
mungen sowohl die Öffentlichkeit als auch politische Akteure Klimawandel direkter mit tatsächlichen 
Risiken in Zusammenhang bringen bzw. den Problemdruck erkennen (CAN2, COP1, COP3, DEN1, DEN2, 
DEN3, ROT1). Infolgedessen werden Maßnahmen, die von der Strategie vorgeschlagen werden, von 
den Zielgruppen eher angenommen und zeitnah umgesetzt. Ob Vorgaben anderer politischer Ebenen 
als Auslöser positive oder negative Auswirkungen auf die Erfolgsaussichten eines Veränderungspro-
zesses haben, wollten die InterviewpartnerInnen vor allem aufgrund unzureichender Erfahrungen 
nicht einschätzen. Wissenstransfer gilt vor allem dann als Erfolgsfaktor, wenn auf Erfahrungen von 
politischen Akteuren oder Institutionen derselben Regierungsebene zurückgegriffen wird, da diese ein-
facher auf den eigenen Prozess übertragen werden können (COP3, LON3).  

Tabelle 11: Auslöser für die Entwicklung von Klimawandelanpassungsstrategien 

Auslöser  

 

 

Fallbeispiel 

Wachsender 
Problem-

druck 

Vorgaben ande-
rer politischer 

Ebenen 

Wissenstransfer 
aus anderen 
Ländern bzw. 

Regionen 

Andere Auslöser 

Re
gi

on
en

 

EU X - -  

BAL - Bottom-up - • Förderung höherer politi-
scher Ebene  

St
aa

te
n 

FIN - - - • Wissenschaft 
CAN - - - • Wissenschaft 

AUS X - - • Wissenschaft 
• Politischer Wettbewerb 

NL X - -  
DEN X - X • Politischer Wettbewerb 
ENG - Top-down -  

St
äd

te
 

MEL X - - • Öffentlicher Druck 

ROT X - - 
• Wissenschaft 
• Förderung höherer politi-

scher Ebene 
LON - Top-down X  

COP X Top-down X 
• Wissenschaft 
• Förderung höherer politi-

scher Ebene 
HEL - - - • Wissenschaft 
VAN - - - • Wissenschaft 
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Darüber hinaus hoben InterviewpartnerInnen vor allem Entwicklungen in Wissenschaft und Forschung 
als wichtige Auslöser hervor, vorausgesetzt diese treffen mit anderen Auslösern zusammen. Das trifft 
zum Beispiel zu, wenn neue Studien oder Sichtweisen zu Folgen des Klimawandels mit besonderen 
Ereignissen zusammentreffen und so an Aufmerksamkeit bzw. Akzeptanz gewinnen. Ein anschauliches 
Beispiel dafür bietet der Anpassungsprozess in Rotterdam: Anfang der 2000er Jahre betonten nieder-
ländische WissenschafterInnen zunehmend, welche Chancen mit einer Anpassung an den Klimawandel 
einhergehen (ROT3; siehe auch Kabat et al. 2005). Aber erst als sich mehrere Überschwemmungen 
ereigneten, erlangte diese Perspektive breite Aufmerksamkeit. Darauf basierende Projekte wurden 
von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren plötzlich schnell und ohne Widerstände umgesetzt. 
Darüber hinaus kann ein plötzliches Extremwetterereignis die Bereitschaft erhöhen, in Anpassungs-
maßnahmen zu investieren, wenn die Basis dafür durch neues Wissen bereits gelegt wurde. So berich-
tete ein Interviewpartner aus Kopenhagen, dass das Wissen über Folgen des Klimawandels Ende 2010 
auf einem vorläufigen Höhepunkt angelangt war10, weswegen staatliche und nicht-staatliche Akteure 
unmittelbar nach einem großen Wolkenbruch und daraus folgenden Überschwemmungen im Jahr 
2011 sofort bereit waren, Vorschläge des Klimaanpassungsplans umzusetzen (COP1).  

Ein Vergleich der unterschiedlichen Regierungsebenen lässt nur kleine Unterschiede erkennen. Das 
betrifft einerseits die Gewichtung der Auslöser an sich: Auf nationalstaatlicher und auf lokaler Ebene 
werden wachsender Problemdruck und wissenschaftliche Erkenntnisse am häufigsten genannt. Wis-
senstransfer aus anderen Städten bzw. Staaten (also jeweils von derselben Ebene; Anm.) sowie Vorga-
ben anderer politischer Ebenen spielen in Städten nur eine geringe, in Nationalstaaten praktisch keine 
Rolle. Politischer Wettbewerb wird nur auf nationalstaatlicher Ebene als Auslöser erwähnt.  

b) Prozessgeschwindigkeit und Zeitressourcen 

Die Bedeutung des Erfolgsfaktors Prozessgeschwindigkeit und Zeitressourcen (siehe Kapitel 3.1.b) 
konnte durch die Interviews nicht bestätigt werden. Das liegt in erster Linie daran, dass in keinem der 
untersuchten Fälle die Auswahl eines Zeitrahmens für die Umsetzung der Strategie auf Prozess-bezo-
genen Überlegungen basiert. Die Strategien orientieren sich zeitlich entweder (i) an Szenarien der Kli-
maforschung, auf die in der Strategieentwicklung zurückgegriffen wurde (z.B. des IPCC-Berichts; siehe 
COP), (ii) an bestehenden Politiken (z.B. der eigenen Klimastrategie) oder (iii) sie wählen ohne ersicht-
lichen Grund runde und prägnante Jahreszahlen (z.B. gesicherte Finanzierung für Klimawandelanpas-
sung der niederländischen Infrastruktur für die nächsten 100 Jahre, Hochwasserschutz der Themse-
Region bis 2100, etc.). Dementsprechend konnten die InterviewpartnerInnen die Bedeutung ihrer je-
weiligen Entscheidung für den Erfolg der Strategieprozesse nicht einschätzen.  

Entgegen der üblichen Praxis betonten sie allerdings, dass die Zeit, die einem Anpassungsprozess ein-
geräumt wird, idealerweise auf die erwarteten Folgen des Klimawandels und nicht auf andere Überle-
gungen wie Wahlzyklen abgestimmt sein sollen. Allerdings gaben die InterviewpartnerInnen zu beden-
ken, dass die notwendige langfristige Ausrichtung von Klimawandelanpassung meist nicht in Einklang 
zu bringen ist mit dem durch Wahlzyklen definierten politischen Zeithorizont (COP3, ENG3, ROT2). 
Dementsprechend schwer ist es, weit in der Zukunft liegende Probleme und deren Lösungen über-
haupt auf die politische Agenda zu setzen (ENG3, LON3, NL3). 

                                                            
10 Die entsprechenden Diskussionen entwickelten sich im Vor- und Nachfeld der Kopenhagener Klimakonferenz 
2009. 



 

43 
 

5.2.2. Veränderungsidee und Lösungsvorschläge 

In diese Kategorie fallen die Ausarbeitung und Formulierung von Lösungsvorschlägen, die Wahl der 
Instrumente für die Umsetzung des Veränderungsprozesses sowie der Umgang mit möglichen Zielkon-
flikten. Unsere InterviewpartnerInnen lassen klar erkennen, dass diesbezügliche Entscheidungen von 
diversen Beschränkungen des Politikfelds Anpassung (z.B. fehlendem politischen Willen) bestimmt 
sind. Deren Erfahrungen beziehen sich dementsprechend nicht notwendigerweise auf die idealen, son-
dern auf politisch machbare Lösungen. Dazu zählen eher vage formulierte Strategien, der Einsatz von 
Anreizen statt Vorschriften oder das Ausblenden von konfliktträchtigen Themen. 

a) Ziele 

Laut Literatur haben der umfassende Anspruch integrierter Strategien und die großen Unsicherheiten 
im Politikfeld Klimawandelanpassung zur Folge, dass Ziele und Maßnahmen meist vage formuliert sind. 
Das habe Auswirkungen auf die Instrumentenwahl sowie den Umgang mit Konflikten. Drei Inter-
viewpartnerInnen bestätigen diese Einschätzung, argumentieren aber, dass das nicht notwendiger-
weise von Nachteil für die Umsetzung sei. Vielmehr interpretieren sie den dadurch entstehenden Spiel-
raum als Erfolgsfaktor (CAN2, HEL1, ROT1). Vor allem für politische Akteure (Ministerien, Abteilungen, 
etc.) werde es dadurch einfacher, ihre Expertise bereits in die Entwicklung der Strategie einzubringen. 
Gelinge es ihnen im Zuge dessen, ihre Interessen und Schwerpunkte zu etablieren, bringen sie sich 
später tendenziell stärker in die Umsetzung ein. Andere InterviewpartnerInnen geben jedoch zu be-
denken, dass zu viel Spielraum die Koordination des Gesamtprozesses (CAN1) bzw. die Umsetzung 
konkreter Maßnahmen erschweren (LON3) und besonders unerfahrene Akteure überfordern kann 
(FIN3). Insgesamt lassen die Aussagen zu der Frage, wie detailliert oder konkret Lösungsvorschläge 
ausgearbeitet werden sollen, also keine eindeutigen Schlussfolgerungen zu. Was in allen Fällen auffäl-
lig ist: Die eigene Herangehensweise wird meist nicht in Frage gestellt, sondern verteidigt. Nur drei der 
insgesamt 21 KoordinatorInnen bzw. Sektorverantwortlichen (CAN1, LON2, NL1) können sich vorstel-
len, dass konkretere Maßnahmen den Prozess besser vorantreiben würden. Am Beispiel Kanadas zeigt 
sich, dass diese hypothetische Einschätzung je nach Blickwinkel unterschiedlich ausfallen kann. Der/die 
Sektorverantwortliche interpretiert den vorhandenen Spielraum positiv während der/die Koordinato-
rIn einer Konkretisierung etwas abgewinnen kann.   

Umsetzungslösungen unterscheiden sich über politische Ebenen hinweg kaum. Folgende Argumente 
für bevorzugte Maßnahmentypen werden explizit von VertreterInnen aller Regierungsebenen ange-
führt: (i) No-regret- und/oder Low-regret-Maßnahmen sind leicht durchzusetzen, weil sie niemanden 
beeinträchtigen oder stören (EU1, FIN1, LON3, ROT1). (ii) Win-win-Situationen und/oder das Herstel-
len von Synergien ermöglichen es, dass Akteure verschiedener Bereiche gemeinsam an der Umsetzung 
angestrebter Veränderungen arbeiten (COP1, COP3, ENG3, FIN3, LON3, ROT3). (iii) Flexible Lösungen 
erleichtern den Umgang mit Unsicherheiten und erlauben es, auf geänderte Bedingungen und neues 
Wissen zu reagieren (COP1, DEN2, MEL3). Diese Punkte werden von lokalen Akteuren besonders be-
tont (z.B. ROT, LON), u.a. weil Städten und Gemeinden vergleichsweise geringe Ressourcen zur Verfü-
gung stehen und sie nur so die Mitarbeit aller Betroffenen sichern können (ROT1). 

b) Instrumente 

Ist der allgemeine Rahmen für den Umsetzungsprozess erst einmal abgesteckt, stellt sich die Frage, 
mit welchen Instrumenten die angestrebten Veränderungen vorangetrieben werden sollen. Manche 
InterviewpartnerInnen betonten, dass eine integrierte Strategie nur dann erfolgreich sein kann, wenn 
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ein breites Spektrum an rechtlichen, ökonomischen, informativen, partnerschaftlichen und strategi-
schen Instrumenten möglichst umfassend genutzt wird. Die Komplexität des Themas Klimawandelan-
passung verlange nach einem Mix aus verschiedenen Instrumenten (AUS1, ROT3). Andere fügten 
hinzu, dass durch einen Instrumentenmix die Chance steige, möglichst viele relevante Akteure mit der 
Strategie zu erreichen (BAL3, MEL1). Diese würden sich eher an der Umsetzung der Strategie beteili-
gen, wenn sie aus einem breiten Angebot an Instrumenten selbst auswählen könnten.  

Tabelle 12: Instrumente in Klimawandelanpassungsstrategien11 

Instrumente 
 
 
 
 
Fallbeispiel  

Harte Stimuli Weiche Stimuli 

Rechtliche 
Instrumente 

Ökonomische 
Instrumente 

Informations- 
instrumente 

Partner-
schaftliche 

Instrumente 

Strategische 
Instrumente 

Re
gi

on
en

 

EU - X X X X 

BAL - - X X X 

St
aa

te
n 

FIN X - X - - 

CAN X X X X X 

AUS - - X X - 

NL - - X X - 

DEN - - X X - 

ENG X X X X - 

St
äd

te
 

MEL X X X - X 

ROT - X X X - 

LON - - X X - 

COP - - X X - 

HEL X - X X - 

VAN X X X X - 

 

Wie Tabelle 12 zeigt, beinhalten die meisten Strategiepapiere eine breite Palette  an Instrumenten. 
Die Einteilung dieser Instrumente in zwei Arten harter Stimuli und drei Arten weicher Stimuli (siehe 
                                                            
11 Die Kategorien basieren auf den Typologien von Baldwin & Cave 1999, Pollack & Burton 2010 sowie Prutsch 
et al. 2014. Für genauere Erläuterungen siehe Kapitel 3.2.b. 
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Kapitel 3.2.b) lässt keine Unterschiede zwischen politischen Ebenen erkennen: Harte Stimuli kommen 
in drei der sechs nationalstaatlichen, vier der sechs lokalen und einer der zwei transnationalen Strate-
gien vor. Informationsinstrumente werden von allen, partnerschaftliche Instrumente immerhin von 
zwölf der 14 untersuchten Strategien angeführt. Alles in allem dominieren in rein quantitativer Hinsicht 
also weiche Stimuli in den Anpassungsstrategien.  

In Ergänzung dazu geben die Interviews Aufschluss darüber, welche Bedeutung diesen Instrumenten 
zugeschrieben wird und welche im Rahmen des Umsetzungsprozesses tatsächlich zum Einsatz kom-
men. Grundsätzlich wird harten Stimuli (wie rechtlichen Regelungen) besonders auf nationalstaatlicher 
und lokaler Ebene am meisten Wirkung zugeschrieben (DEN2, MEL3, NL2, ROT2). Das bedeutet jedoch 
nicht, dass diese auch entsprechend oft zur Anwendung kommen. Ganz im Gegenteil deuten folgende 
zwei Punkte darauf hin, dass sich diese Einschätzung nicht in der Umsetzung widerspiegelt: Zum einen 
wird die Bedeutung von harter Regulierung speziell von jenen Akteuren betont, die selbst über keine 
maßgeblichen (formalen) Kompetenzen verfügen (egal ob das koordinierende Institutionen, wie die 
Helsinki Region Environmental Services Authority HSY, oder Angehörige der Zielgruppen sind). Zum 
anderen können die wenigsten InterviewpartnerInnen auf eigene Erfahrungen mit harten Instrumen-
ten zurückgreifen. Folglich setzen besonders die KoordinatorInnen der transnationalen und national-
staatlichen Strategien auf weiche Stimuli, während die lokalen Strategieverantwortlichen zumindest 
betonen, das gesamte Spektrum an geplanten Instrumenten einsetzen zu wollen.  

In den Interviews wird die Präferenz der meisten Verantwortlichen für weiche Stimuli (wie Bewusst-
seinsbildung, Informationen, Forschungsförderung, etc.) vor allem damit begründet, dass kein Wider-
stand zu erwarten ist und sie dementsprechend leichter umzusetzen sind. Allerdings lassen sich auf-
grund dieser Aussagen keine Schlüsse über deren (mögliche) Wirkungen auf den Umsetzungsprozess 
ziehen. Die einzige positive Wirkung, die diesen Instrumenten von den InterviewpartnerInnen zuge-
standen wird, ist die Verbesserung der Entscheidungsgrundlage sowohl für die koordinierenden Ak-
teure als auch für die Zielgruppen. Dieses Argument wird vor allem von Strategieverantwortlichen ins 
Treffen geführt, die das Bewusstsein der Zielgruppen zum Zeitpunkt der Strategieentwicklung als rela-
tiv gering einschätzten (AUS, CAN, DEN, FIN).  

Darüber hinaus bestätigen die Interviews in unterschiedlicher Weise, dass alle Typen von Instrumenten 
vor allem dann Veränderungen anstoßen können, wenn sie bei den jeweiligen Zielgruppen anschluss-
fähig sind bzw. „offene Türen einrennen“ (siehe Kapitel 3.2.b; siehe auch Brouwer et al. 2013, 146). 
Wie die folgenden Beispiele zeigen, wird deshalb oft darauf geachtet, die Instrumentenwahl möglichst 
früh mit den Interessen und Arbeitsweisen der betroffenen Sektoren abzustimmen:  

• Die kanadischen Verantwortlichen konzentrierten sich von Beginn an auf bereits aktive Sekto-
ren wie Gesundheit, da dort Kapazitäten (Geldquellen, Wissen) zur Verfügung standen, auf die 
mit weiterführenden (Forschungs-)Projekten aufgebaut werden konnte (CAN1).  

• In den Niederlanden wurde der gesamte Strategieprozess auf den Schutz vor Hochwasser fo-
kussiert. Abgesehen von der realen Bedrohungslage in den Niederlanden hatte diese Ausrich-
tung den Vorteil, dass die vorgeschlagenen Instrumente zur Anpassung an den Klimawandel 
als willkommene Ergänzung zu bestehenden Vorgehensweisen gesehen wurden. Demzufolge 
trafen sie auf keinerlei Widerstand (NL3; gilt auch für Rotterdam, siehe ROT1). 

• Auch im Ostseeraum wurde der Fokus von vornherein auf jene Sektoren gerichtet, in denen 
bereits Projekte existierten und damit Bewusstsein, Wissen und Interesse vorhanden waren 
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(z.B. im Tourismus, Küstenschutz und der Fischerei; BAL3). Deswegen gehen die Verantwortli-
chen der Strategie des Ostseeraums davon aus, dass die von ihnen vorgeschlagenen Instru-
mente von den Mitgliedsstaaten auch tatsächlich umgesetzt werden. 

• In Rotterdam wurden die vorhandenen finanziellen Mittel frühzeitig nach Interessen und Be-
dürfnissen der betroffenen Sektoren zugeteilt.  

• In Helsinki wurde der Wasser-Sektor nicht in die Entwicklung der Strategie eingebunden und 
die eingesetzten Instrumente nicht mit den Arbeitsabläufen des Sektors abgestimmt. Für Ver-
treter des Wassersektors war es nach eigener Aussage in der Folge sehr schwierig, die vorge-
schlagenen Instrumente in ihre tägliche Arbeit zu integrieren (HEL2).  

Ähnliche Überlegungen werden für Strategien angestellt, die politische Veränderungen vor allem über 
Regierungsebenen hinweg beeinflussen wollen. Politische Akteure niedrigerer Ebenen scheinen dem 
Einsatz bestimmter Instrumente immer dann skeptisch gegenüberzustehen, wenn diese nicht mit ei-
genen Schwerpunkten übereinstimmen und/oder zusätzlichen Aufwand mit sich bringen. Werden die 
vorgeschlagenen Instrumente allerdings als Ergänzung zu bestehenden Schwerpunkten und Maßnah-
men verstanden, steigt deren Akzeptanz, auch bei zusätzlichem Aufwand (BAL1, EU1, EU3). Wie bzw. 
ob diese Überlegungen in die Koordination der unterschiedlichen Regierungsebenen einfließt, wird in 
Kapitel 5.1.4.a näher behandelt. 

Eine systematische Abstimmung der Instrumentenwahl auf die Interessen und Arbeitsabläufe relevan-
ter Sektoren oder politischer Ebenen sollte also bereits sehr früh erfolgen. Die Tatsache, dass die Ver-
antwortlichen von Strategieprozessen keine hierarchische Macht ausüben können, verlangt von ihnen 
aber ohnehin, im Einklang mit deren Interessen zu agieren. Dies ist auch beim Umgang mit Zielkonflik-
ten zu beachten. 

c) Umgang mit Zielkonflikten 

Der Umgang mit potenziellem Widerstand wurde in der Entwicklung der Strategien laut Interviewpart-
nerInnen nicht thematisiert. In den Strategiepapieren sind dementsprechend auch keine Mechanis-
men für den Umgang mit etwaigen Zielkonflikten vorgesehen. Dafür gibt es folgende Erklärungen:  

• Da Akteure freiwillig an der Entwicklung von Anpassungsstrategien teilnahmen, wurden ge-
meinsame Ziele und nicht Konflikte thematisiert (FIN1, LON3).  

• Anpassungsprozesse waren von vornherein nicht als umwelt- oder klimapolitische Initiativen, 
sondern als Sektoren-übergreifende Veränderungsprozesse der gesamten Regierung konzi-
piert. Das Interesse anderer Sektoren war somit von vornherein geweckt (CAN2, ENG2, MEL1, 
MEL3, ROT1, ROT3).  

• Mögliche Konflikte wurden infolge der kooperativen Herangehensweise der Strategien durch 
vage Formulierungen bewusst ausgespart (vor allem betreffend Zeitrahmen und Verantwort-
lichkeiten) (CAN1, NL3).  

• Für die Umsetzung werden kaum Konflikte erwartet, weil ohnehin unumstrittene weiche Sti-
muli und/oder No-regret-Maßnahmen dominieren (BAL3, CAN1, COP1, FIN1, HEL1, ROT2). 
Auch gegen die Umsetzung von vergleichsweise selten eingesetzten harten Stimuli wird kein 
Widerstand erwartet, weil sie von jenen vorgeschlagen wurden, die auch für deren Umsetzung 
verantwortlich sind. Beispiele dafür sind der Einsatz von Standards (z.B. für Hochwasserschutz-
dämme; NL, VAN) oder die Förderung von infrastrukturellen Anpassungsmaßnahmen (COP, 
ROT). 
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Das einzige Konfliktpotential, das InterviewpartnerInnen im Umsetzungsprozess sehen, bezieht sich 
auf die Verteilung von Ressourcen. Etwaige Konflikte sollen in sieben der 14 Fälle durch eine Priorisie-
rung mittels vergleichender Kosten-Nutzen-Analysen gelöst werden (BAL, CAN, HEL, LON, NL, VAN, 
MEL). In zwei weiteren Fällen werden derartige Berechnungen für die nahe Zukunft angekündigt oder 
eingefordert (EU1, ROT1). Da aber keinem der Strategieverantwortlichen ein Budget für die Umsetzung 
der vorgesehenen Maßnahmen zur Verfügung steht (siehe Tabelle 14 und Kapitel 5.1.4.d), stufen sie 
das Risiko von Verteilungskämpfen als gering ein (COP3, DEN 2, FIN1).  

5.2.3. Akteure und Qualifikationen 

Wie können Akteure und deren Qualifikationen den Erfolg von Anpassungsstrategien beeinflussen? 
Die folgenden Ergebnisse lassen erkennen, dass Akteure eine sehr wichtige Rolle spielen - allerdings 
nicht nur die offiziell für eine Strategie verantwortlichen staatlichen Akteure. 

a) Change Agents 

Die naheliegenden Change Agents im Politikfeld Anpassung sind die traditionellen staatlichen Akteure 
der Umweltpolitik (wie Umwelt- und Klimaministerien, Nachhaltigkeitsabteilungen, etc.). Darüber hin-
aus verwiesen die InterviewpartnerInnen aber auch auf jene Akteure, die von Risiken des Klimawan-
dels unmittelbar bedroht sind. Dazu zählen:  

• VertreterInnen nationalstaatlicher Ministerien, die für sehr vulnerable Sektoren zuständig sind 
(Wassersicherheit, Hochwasserschutz, Überbelastung für Abwassersystem, etc.; siehe DEN1, 
DEN2, ROT3, VAN1); 

• Kommunale öffentliche Akteure, vor allem aus küstennahen Kommunen in Australien, Däne-
mark (COP) und den Niederlanden (ROT): Weil diese u.a. durch einen steigenden Meeresspie-
gel bedroht werden, entwickeln sie nicht nur lokale Anpassungspolitiken, sondern üben auch 
Druck auf nationale Anpassungsstrategien aus (AUS3, DEN3, NL3); 

• Private VertreterInnen jener Sektoren, die entweder Kostensteigerungen durch den Klima-
wandel erwarten (z.B. Versicherungen, Tourismusbetriebe; AUS3, BAL3, COP3, LON3) oder 
Chancen bzw. Potenzial für die Entwicklung neuer Technologien (z.B. im Hochwasserschutz) 
realisieren wollen (COP3, DEN1).  

Einige Beispiele zeigen, dass Anpassung nicht selten durch politischen Wettbewerb zwischen Regie-
rungsebenen und/oder zwischen politischen Parteien auf derselben Ebene an Bedeutung gewinnt. In 
diesem Fall sind die Change Agents nicht die eigentlich zuständigen Ministerien sondern politische 
Konkurrenten. So sind die progressiven Bemühungen der dänischen Regierung zwar einerseits davon 
getrieben, mit den Fortschritten in Kopenhagen mitzuhalten (DEN3). Andererseits spielte Klimawan-
delanpassung im landesweiten Wahlkampf 2011 eine wichtige Rolle: Damals wurde die bürgerliche 
Regierung vor allem von der oppositionellen Sozialistischen Volkspartei als inaktiv kritisiert. Nach dem 
Regierungswechsel 2012 verabschiedete Letztere einen Aktionsplan, der dem seit 2008 laufenden 
Strategieprozess neuen Schwung verlieh. In Australien stellt sich die Situation ähnlich dar. Einerseits 
forcierte die Bundesregierung eine gemeinsame Strategie aller Regierungsebenen erst in Reaktion auf 
eigenständige Initiativen der Staaten und Territorien (AUS3). Andererseits befand sich die konservative 
Regierungspartei zum Zeitpunkt der Strategieentwicklung im Wahlkampf mit der Labour Party. Weil 
diese damals in den meisten Staaten und Territorien regierte und dort das Thema Klimawandel ver-
gleichsweise ernst nahm, sah sich die konservative Regierungspartei dazu veranlasst, es dem politi-
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schen Konkurrenten gleichzutun (AUS3). Diese Beispiele zeigen allerdings, dass Anpassung durch poli-
tischen Wettbewerb nur dann gefördert wird, wenn das Thema bereits anderswo auf der Agenda steht 
(in Kopenhagen vor allem wegen drohenden Überschwemmungen; in den Staaten und Territorien 
Australiens vor allem wegen lang andauernden Hitzeperioden). 

Die Interviews bestätigen, dass die Möglichkeiten von (potentiellen) Change Agents, Veränderungen 
zu gestalten, von bestimmten Charakteristika abhängig ist: 

• Formale Kompetenzen und Akteurskonstellationen: Die Erfolgschancen eines Umsetzungspro-
zesses steigen, wenn die hauptverantwortlichen Akteure selbst über formale Kompetenzen 
verfügen. Haben sie die Möglichkeit, Gesetze auszuarbeiten und zu beschließen, Richtlinien 
vorzugeben oder finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen, können sie eher gestaltend in den 
Einsatz der vorgesehenen Instrumente und die Umsetzung der geplanten Maßnahmen eingrei-
fen. Im Gegensatz zu einzelnen KoordinatorInnen auf nationalstaatlicher Ebene fehlen Koordi-
natorInnen der EU- und der Ostseeraum-Strategien derartige Gestaltungsmöglichkeiten. Folg-
lich sind sie in der Umsetzung vollkommen auf den guten Willen der jeweiligen Mitgliedsstaa-
ten angewiesen (BAL1, BAL3, EU1). Ähnlich argumentiert ein Interviewpartner in Bezug auf die 
dänische Anpassungsstrategie: Deren Chance auf Umsetzung sei deutlich gestiegen seitdem 
nicht mehr das Dänische Meteorologische Institut, sondern die Nationale Umweltagentur für 
deren Umsetzung verantwortlich ist, weil diese als Teil des Umweltministeriums Gesetze for-
mulieren und initiieren könne (DEN1). 

• Fähigkeiten und Eigenschaften von Einzelpersonen: Vor allem Personen in koordinierender 
Funktion können eine zentrale Bedeutung für den Erfolg eines Veränderungsprozesses haben. 
Laut den InterviewpartnerInnen hängt es in erster Linie von ihrer Position innerhalb der rele-
vanten Policy Community ab, ob sie einer Anpassungsstrategie zum Erfolg verhelfen können. 
Ist die Person beispielsweise bekannt für ihre langjährige Erfahrung in der Umwelt- bzw. 
Klimapolitik und darüber hinaus gut vernetzt mit den wichtigsten Sektoren (z.B. dem Was-
sersektor), finden Vorschläge leichter Gehör. Die Interviews legen nahe, dass gerade auf der 
lokalen Ebene der persönliche, informelle Kontakt zwischen entscheidungsrelevanten Akteu-
ren vergleichsweise wichtig ist. Gerade dort sind es oft sogenannte „Senior Politicians“12, die 
das Thema Anpassung über den Umwelt- oder Klimabereich hinausgehend auf die Agenda 
bringen (Beispiele: COP, HEL, VAN sowie Vertreter der lokalen Ebene im baltischen Raum). 
Weitaus weniger relevant scheint hingegen der professionelle Hintergrund sowohl dieser Ein-
zelpersonen als auch der koordinierenden Organisation zu sein. Zwar argumentierten manche 
InterviewpartnerInnen, dass ausgewiesene ExpertInnen im Bereich Klimawandelanpassung 
Vorteile hätten (u.a. aufgrund deren Wissen und Akzeptanz in der Community; COP3, VAN1). 
Dem halten andere jedoch entgegen, dass das Thema Klimawandelanpassung ohnehin zu kom-
plex und vielschichtig sei, um es in seiner Gesamtheit erfassen zu können. Demzufolge sei es 
viel wichtiger, gut vernetzt zu sein (auch mit WissenschaftlerInnen), die politischen Strukturen 
und Mechanismen zu kennen und „das politische Spiel gut spielen zu können“ (BAL1; vgl. auch 
HEL1, NL2, ROT1). 

• Kontinuität: Abgesehen von spezifischen Eigenschaften können Akteure am besten dann zum 
Erfolg von Strategieprozessen beitragen, wenn ihre Position im Veränderungsprozess mög-
lichst langfristig gesichert ist, und zwar institutionell, finanziell und personell. Institutionelle 

                                                            
12 Als „senior politicians“ gelten Sektoren-übergreifend anerkannte, oft nicht mehr in offizieller Funktion be-
findliche PolitikerInnen, denen Objektivität und Unabhängigkeit zugeschrieben werden. 



 

49 
 

Kontinuität lässt sich durch eine solide organisatorische Verankerung der Strategie-Entwick-
lung und -Umsetzung gewährleisten. Die Bedeutung von Kontinuität wird am besten dann 
sichtbar, wann sie nicht ausreichend gegeben ist: Mangelnde personelle Kontinuität wird z.B. 
im Ostseeraum, in Melbourne und in Rotterdam beklagt. Dadurch würden regelmäßig wert-
volle Erfahrungen und Netzwerke verloren gehen (BAL3, MEL2, ROT1). Der australische Anpas-
sungsprozess hingegen leide unter der wiederholten Verschiebung der Verantwortung von ei-
nem Ministerium zu einem anderen (AUS3). In Kanada wiederum geriet der Anpassungspro-
zess ins Stocken, weil bei Fertigstellung der Strategie die eigentlich verantwortlichen Ministe-
rien nicht mehr in ihrer ursprünglichen Form bestanden (CAN2). Im Ostseeraum wird befürch-
tet, dass die Umsetzung der BaltAdapt-Strategie durch die auslaufende EU-Unterstützung (also 
durch finanzielle Diskontinuität) gefährdet ist (BAL3). Ein außergewöhnlich positives Beispiel 
für finanzielle Kontinuität konnten wir in den Niederlanden finden: Dort garantiert ein Gesetz 
Investitionen in die Anpassung der niederländischen Infrastruktur (vor allem zum Schutz vor 
Hochwasser) im Umfang von 1,5 Mrd. € pro Jahr über einen Zeitraum von 100 Jahren (ROT3).  
 
b) Akteure bzw. Akteurs-Koalitionen 

Wie bereits im Kapitel zu Zielkonflikten angedeutet, wurde die rechtzeitige Einbindung von anderen 
Sektoren, die eigenständig Interesse zeigen, wiederholt als zentraler Erfolgsfaktor eines Anpassungs-
prozess betont. Als weniger bedeutend schätzen die InterviewpartnerInnen die Gefahr ein, dass sich 
andere Sektoren dem Veränderungsprozess aktiv widersetzen. In den meisten Fällen bestehe wegen 
der fehlenden Verbindlichkeit der Strategien kein Grund, dagegen zu mobilisieren (siehe Kapitel 
5.1.2.c). Folglich beziehen sich die meisten Erfahrungen auf die Einbindung von Akteuren und Akteurs-
Koalitionen, die dem Veränderungsprozess positiv gegenüber stehen.  

Einigkeit besteht darin, dass sich staatliche Akteure vor allem dann (eventuell sogar unter Einsatz ei-
gener Mittel) an der Umsetzung beteiligen, wenn sie die Entwicklung der Strategie frühzeitig in eine 
von ihnen gewünschte Richtung lenken können oder sogar den Bedarf nach einer Strategie selbst fest-
gestellt haben (siehe Kapitel 5.1.1.a). Daraus entsteht eine „Ownership-Dynamik“, die zur Folge hat, 
dass verschiedene Akteure ein und dieselbe Strategie als „ihre Strategie“ verstehen können. Beispiels-
weise wird die Chance als relativ hoch eingeschätzt, dass einzelne Ostsee-Anrainerstaaten zumindest 
Teile der Strategie für den Ostseeraum auch tatsächlich umsetzen, weil diese (vor allem Deutschland 
und Schweden) selbst treibende Kraft hinter deren Entwicklung waren. In den Niederlanden nahm der 
Wassersektor auf die Entwicklung der Anpassungsstrategie großen Einfluss, weswegen die weitere 
Umsetzung bislang ausschließlich auf den Wassersektor fokussiert und sehr erfolgreich vonstatten-
geht. Um dieses „Ownership“ auf mehrere Sektoren auszudehnen, wird in den meisten Anpassungs-
strategien ganz bewusst eine sektorale Herangehensweise gewählt, das heißt die Entwicklung von 
Maßnahmen für bestimmte Sektoren wird deren VertreterInnen selbst überlassen. Dass eine unzu-
reichende Einbindung sektoraler Akteure die Chancen auf erfolgreiche Umsetzung einer Anpassungs-
strategie deutlich reduziert, zeigt das Beispiel Melbourne. Dort wird die Strategie von diversen Sektor-
verantwortlichen der Stadtverwaltung als Strategie der Nachhaltigkeitsabteilung verstanden und dem-
entsprechend wenig beachtet (MEL2; siehe auch Kapitel 5.1.3.a). 

Überraschend wenige Erkenntnisse lieferten die Interviews in Hinblick auf die Einflussnahme privater 
Akteure. InterviewpartnerInnen aus Melbourne und dem Ostseeraum betonten zwar, wie wichtig ein 
erhöhtes Anpassungsbewusstsein dieser Akteure sei. Inwiefern sich das auf den Erfolg eines Strategie-
prozesses auswirkt, wagen sie aus einem einfachen Grund jedoch nicht zu beurteilen: Gesellschaftliche 



 

50 
 

Bewusstseinsänderungen brauchen Zeit und können aufgrund des jungen Alters der untersuchten 
Strategien meist noch nicht wahrgenommen, geschweige denn gemessen werden. Nach möglichem 
Widerstand von nicht-staatlichen Akteuren gegen Anpassungsprozesse befragt, wurde immer wieder 
betont, dass Anpassung ohnehin als „positive Botschaft“ (Vermeidung von Risiken, Nutzen von Chan-
cen) wahrgenommen werde und deshalb kein aktiver Widerstand zu erwarten sei (AUS3, BAL3, ROT1, 
ROT3). 

5.2.4. Governance-Merkmale von Veränderungsprozessen 

Die Art und Weise, wie Interaktionen zwischen staatlichen Akteuren und die Einbindung nicht-staatli-
cher Akteure organisiert wird, spielt offenbar eine wesentliche Rolle für Veränderungsprozesse. 
Ebenso beeinflussen die Wissensbasis sowie die Details der Umsetzung (u.a. die Flexibilität des Strate-
gieprozesses, die Organisation der Umsetzung und die Ausstattung mit Ressourcen) die Erfolgsaussich-
ten.  

a) Horizontale, vertikale und diagonale Integration 

Der in allen untersuchten Strategiepapieren formulierte Anspruch, mehrere Sektoren in einen umfas-
senden Veränderungsprozess einzubinden, wird nach der Beschlussfassung äußerst unterschiedlich 
umgesetzt. In fünf der sechs nationalstaatlichen Strategieprozesse (AUS, CAN, ENG, FIN, NL) wird die 
Umsetzung (meist auch die konkrete Ausarbeitung von Maßnahmen) den einzelnen Ministerien bzw. 
Sektoren überlassen. Diese sektorale Vorgehensweise bringt den Vorteil von sektoralem Ownership 
mit sich. Allerdings fehlen verbindliche Mechanismen (das heißt eindeutige Zielvorgaben, Anweisun-
gen, Konsequenzen etc.), die eine koordinierte Umsetzung der Strategie gewährleisten. In Australien 
führt das beispielsweise sogar dazu, dass die koordinierende Organisation den Überblick über die Um-
setzung verliert und keine Aussage dazu treffen kann, wie weit diese in den einzelnen Sektoren bereits 
fortgeschritten ist (AUS1). Die einzelnen Sektoren haben keinerlei Verpflichtung, die KoordinatorInnen 
in ihre Bemühungen mit einzubeziehen oder regelmäßig darüber Bericht zu erstatten. Darunter leidet 
sowohl die Abstimmung mit anderen Sektoren als auch mit dem gesamten Prozess. Ähnlich stellt sich 
der Fall in Kanada dar. Der Veränderungsprozess besteht momentan aus zehn Programmen, die von 
neun Abteilungen separat abgewickelt werden. Aufgrund der fehlenden Verpflichtung, sich unterei-
nander abzustimmen, geht auch den kanadischen Verantwortlichen der Überblick verloren. Dement-
sprechend ist es für sie unmöglich, den Umsetzungsprozess systematisch zu steuern, Synergien zu nut-
zen, oder auch nur den Fortschritt des Veränderungsprozesses zu beurteilen. Auch in Finnland stieß 
die Strategie zwar die Entwicklung von Arbeitsprogrammen in einzelnen Ministerien an (Umweltminis-
terium 2008; Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 2011), als gemeinsames Dach für einen um-
fassenden Veränderungsprozess konnte sie in der Folge aber nicht dienen. Diese Beispiele lassen er-
kennen, dass die horizontale Koordination von Anpassungsmaßnahmen bestenfalls informell und un-
systematisch, manchmal aber auch gar nicht erfolgt (AUS1, CAN1, ENG1, FIN1). Dieselbe Problematik 
zeigt sich auch in den zwei lokalen Strategieprozessen von Helsinki und Melbourne. Auch dort sind die 
einzelnen Sektoren für die Umsetzung selbst verantwortlich und müssen der koordinierenden Institu-
tion keinerlei Rechenschaft geben. Das hat zur Folge, dass die KoordinatorInnen die Kontrolle über den 
Strategieprozess verloren haben und dessen Fortschritt nicht mehr überblicken, geschweige denn len-
ken können. Folglich ist die Umsetzung der Strategien voll und ganz von den Interessen, Prioritäten 
und dem guten Willen der Sektor-Verantwortlichen abhängig.  
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Unabhängig davon, ob die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Sektoren im Strategiepapier aus-
drücklich vorgesehen ist (z.B. in Rotterdam) oder nicht (z.B. Melbourne): in der Umsetzung passiert 
dies fast ausschließlich auf der Ebene von konkreten Problemen oder Projekten. So entwickelte sich 
zum Beispiel in Melbourne eine intensive Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Abteilungen mit 
dem Ziel, die Raumplanung an mögliche Folgen des Klimawandels anzupassen. In den Niederlanden 
etablierte sich eine von allen Seiten gelobte Kooperation zwischen den Verantwortlichen der Anpas-
sungsstrategie und jenen des Wassersektors zu den Themen Wassersicherheit und Wasserversorgung. 
In diesem Sinne konzentrieren sich die KoordinatorInnen von Anpassungsstrategien meist auf jene 
Sektoren, die dem Thema Anpassung gegenüber bereits aufgeschlossen sind (oft wegen sektoralem 
Problemdruck), oder sie setzen innerhalb bestimmter Sektoren vor allem auf No-regret- bzw. Win-win-
Maßnahmen.  

Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass Sektoren, die am Thema Anpassung (noch) nicht interessiert 
sind, mit Anpassungsstrategien schwer erreicht werden können, vor allem weil diese auf freiwilliger 
Kollaboration aufbauen und nicht auf Hierarchie oder Zwang als Governance-Modus zurückgreifen 
können. Die Unverbindlichkeit der meisten Strategien und deren vage Formulierungen machen es den 
Sektoren leicht, das Thema Anpassung zu ignorieren (FIN1). Hinzu kommt, dass Sektoren stets auf Un-
abhängigkeit bedacht sind und auf Einflussnahmen von außen immer kritisch bis ablehnend reagieren 
(ENG3, HEL1). Folglich können Strategieverantwortliche nur versuchen, mit weichen Stimuli wie Infor-
mationsaustausch, Forschung und Förderungen auf desinteressierte Sektoren einzuwirken (AUS1, 
COP1, DEN1, EU1, FIN1, HEL1; vgl. auch Kapitel 5.2.2.b).  

Was für die horizontale Integration zwischen Sektoren gilt, das gilt in ähnlicher Form meist auch für 
die vertikale Integration zwischen politischen Ebenen. Unsere Fälle zeigen, dass in allen transnationa-
len und nationalstaatlichen Strategien mit Ausnahme von Finnland13 ausdrücklich Wert auf die Zusam-
menarbeit mit „untergeordneten“ Regierungsebenen gelegt wird. Darüber hinaus betonen Inter-
viewpartnerInnen auf allen Regierungsebenen, dass die Integration der lokalen Ebene für den Erfolg 
jeder Anpassungsstrategie unverzichtbar sei (AUS1, BAL1, COP1, FIN3, MEL1, NL1, ROT1, VAN1). Je-
doch zeigt sich, dass dieses Bewusstsein und entsprechende Erwähnungen in den Strategiedokumen-
ten noch wenig über die tatsächliche Umsetzung aussagt. 

Die InterviewpartnerInnen begründen die Bedeutung der Einbindung lokaler Akteure auf unterschied-
liche Weise. Während von transnationalen und nationalstaatlichen InterviewpartnerInnen gerne die 
vielzitierte Phrase bemüht wurde, dass „Anpassung auf lokaler Ebene passiert“ (AUS1, BAL1), lieferten 
VertreterInnen der lokalen Ebene konkrete Argumente: Demnach verfügen nur Kommunen selbst über 
das notwendige Wissen zu lokalen Folgen des Klimawandels und entsprechenden lokalen oder regio-
nalen Anpassungsoptionen (COP1, MEL1, VAN1). Manchmal wird Städten die Vorreiterrolle ganz ein-
fach aufgrund von mangelnder Erfahrung auf nationalstaatlicher Ebene zuteil (ROT1).  

Die vertikale Integration von Anpassung geht zwar in der Regel von der übergeordneten Ebene aus, 
folgt aber nicht einem verbindlichen top-down-Ansatz. Meist erfolgt vertikale Integration punktuell 
mittels weicher, unverbindlicher Stimuli. Beispielsweise fördern nationalstaatliche Ministerien die Er-
forschung lokaler Folgen des Klimawandels und Möglichkeiten der Anpassung (CAN, NL) oder stellen 

                                                            
13 Diese Lücke wurde dort mittlerweile als Schwachpunkt identifiziert und soll in der überarbeiteten Version 
gefüllt werden (FIN1). 
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lokalspezifische Informationen zur Verfügung (AUS, DEN, NL). In anderen Fällen finanzieren national-
staatliche Regierungen professionelle Beratung für die Entwicklung lokaler Strategieprozesse (CAN, 
DEN) oder die gesamte Entwicklung lokaler Strategien (MEL).  

Die Verantwortlichen der transnationalen Strategieprozesse waren sich von Anfang an bewusst, dass 
deren Umsetzung gänzlich von den Mitgliedsstaaten abhängt (BAL1, EU1). Im Gegensatz zum Rat der 
Ostseestaaten, der die Umsetzung der BaltAdapt-Strategie zwar koordiniert aber über keinerlei for-
male Kompetenzen verfügt, stünden der EU-Kommission rechtlich verbindliche Instrumente zur Ver-
fügung um Anpassung zu fördern. Diese kommen bislang jedoch nicht zum Einsatz: die EU-Kommission 
hat die Mitgliedstaaten lediglich dazu aufgefordert, nationalstaatliche Anpassungsstrategien zu entwi-
ckeln. Für den Fall, dass sie dieser Forderung bis 2017 nicht zufriedenstellend nachkommen, kündigt 
die EU-Kommission an, den Einsatz rechtsverbindlicher Instrument zu prüfen (EU 2013, 7). Folglich fo-
kussieren beide transnationalen Strategien im Moment auf die (einseitige) Unterstützung national-
staatlicher Bemühungen durch Expertise, Empfehlungen, wissenschaftliche Förderung und Vernet-
zung. Lokale EntscheidungsträgerInnen werden besonders im Ostseeraum mittels Workshops ange-
sprochen (BAL1). Die Verantwortlichen der EU-Strategie konzentrieren sich momentan vor allem da-
rauf, den Konvent der Bürgermeister (Covenant of Mayors) für das Thema Klimawandelanpassung zu 
interessieren (durch Bereitstellung von Informationen, Vorträge, etc.; EU1).  

Die Integration zwischen nationalstaatlichen und lokalen Akteuren stellt sich ähnlich dar. Auch natio-
nale Strategieprozesse können oder wollen momentan weder lokale Veränderungsprozesse in eine 
bestimmte Richtung lenken, noch die lokale Ebene in die Auswahl bestimmter Instrumente oder Maß-
nahmen einbinden. Dementsprechend nehmen sie  bislang wenig Einfluss auf lokale Strategie. Natio-
nalstaatliche RepräsentantInnen begründen dies damit, dass der lokalen Ebene nichts vorgeschrieben 
werden soll. Das liegt einerseits daran, dass diese formal meist gar nicht dazu in der Lage wären (AUS3, 
CAN1, CAN3, DEN1). Andererseits wird befürchtet, dass Verpflichtungen und Vorschreibungen ab-
schrecken bzw. demotivieren würden (AUS1, CAN1). Lokale EntscheidungsträgerInnen sollen also dazu 
angeregt werden, selbst initiativ zu werden, um sie dann in ihren Bemühungen zu unterstützen (AUS1, 
DEN1, DEN3, ENG1). 

Das führt dazu, dass vertikale Integration bislang nicht systematisch, sondern bestenfalls ad-hoc bzw. 
projektspezifisch passiert, am ehesten im Falle großen Problemdrucks wie z.B. der Wassersicherheit in 
London und Rotterdam (LON2; ROT3) oder der Stadtplanung und dem Notfallmanagement in Mel-
bourne (MEL3). Diese Kooperationen gehen nicht unbedingt von den Strategieverantwortlichen aus, 
helfen aber dabei, folgende für die lokale Ebene typische Probleme zu überwinden: Zum Ersten sind 
die Kommunen oft mit der Priorisierung der oft sehr umfangreichen Maßnahmen überfordert (AUS3, 
VAN3). Zum Zweiten fehlt es ihnen oft an Ressourcen (vor allem Geld und Personal), um landesweit 
empfohlene Anpassungsmaßnahmen lokal sinnvoll umzusetzen (BAL1, BAL3, COP1, ENG3, ROT1). Zum 
Dritten sind Kommunen oft nicht in der Lage, grenzüberschreitende Probleme zu lösen (HEL2, VAN3).  

Als Gründe für fehlende top-down-Instruktionen seitens der nationalstaatlichen Ebene werden fol-
gende zwei Punkte angeführt: Zum Ersten ist es oft die lokale Ebene, die aufgrund des Problemdrucks 
vor Ort (Beschädigung lokaler Infrastruktur, etc.) eine Vorreiterrolle in Sachen Klimawandelanpassung 
übernommen hat. In zumindest zwei unserer Fall-Paarungen gelang es nationalstaatlichen Regierun-
gen bislang nicht, diesen Rückstand aufzuholen (siehe DEN/COP und NL/ROT). Zum Zweiten scheinen 
nationalstaatliche Regierungen oft gar nicht willens oder in der Lage zu sein, diese Vorreiterrolle zu 
übernehmen. Insgesamt schätzen die InterviewpartnerInnen den Einfluss der lokalen Ebene auf die 



 

53 
 

nationalstaatliche Ebene als größer ein als umgekehrt (COP1, NL1, VAN1). Allerdings geht auch diese 
Form der vertikalen Integration bis dato weder systematisch noch institutionalisiert sondern am ehes-
ten ad-hoc bzw. projektbezogen vonstatten. Dasselbe gilt für transnationale Strategieprozesse: Auch 
hier wird der Einfluss der Nationalstaaten auf die Anpassungsstrategien der EU bzw. des Ostseeraumes 
stärker eingeschätzt als umgekehrt (EU1, EU3, BAL1, BAL3).  

Auch die gleichzeitige Integration von politischen Akteuren über Regierungsebenen und Sektoren hin-
weg – also z.B. von lokalen Verantwortlichen des Wassersektors in Anpassungsbemühungen des nati-
onalen Umweltministeriums – erfolgt in den untersuchten Veränderungsprozessen eher ad-hoc als 
systematisch. So haben die KoordinatorInnen transnationaler Strategien oft schon Schwierigkeiten, al-
lein mit ihren Themen zu den betroffenen nationalstaatlichen Ministerien durchzudringen (BAL1). 

Als einzigen Erfolgsfaktor vertikaler Integration lässt sich eine klare horizontale Kompetenzverteilung 
auf der lokalen Ebene ausmachen. Dies wird besonders dann klar, wenn Kompetenzen zur Lösung eines 
Problems nicht einem, sondern mehreren Sektoren zugeordnet sind. So sind in Helsinki und Melbourne 
die Zuständigkeiten im Umgang mit extremen Niederschlägen nicht klar zwischen den Sektoren Ab-
wasser, Raumplanung und Hochwasserschutz verteilt. Dementsprechend unklar ist es besonders für 
nationalstaatliche Akteure, wer genau für welches Anliegen angesprochen werden soll. 

b) Einbindung nicht-staatlicher Akteure 

Neben der Koordination von öffentlichen Akteuren wird in allen Strategiedokumenten betont, dass 
auch die Einbindung privater Akteure (meist unter dem Begriff „Stakeholder“ zusammengefasst) für 
den Erfolg des jeweiligen Veränderungsprozesses wichtig sei (siehe Tabelle 13). Inwiefern diese Betei-
ligung aber tatsächlich und systematisch erfolgt, hängt unter anderen stark von den verfügbaren Res-
sourcen ab. Speziell lokale InterviewpartnerInnen betonten, dass eine umfassende Einbindung privater 
Akteure sehr aufwendig ist und oft an fehlenden Mitteln scheitert (HEL1, HEL3, MEL1, VAN1). Auch auf 
Ebene der EU wird die beschränkte Einbindung von nicht-staatlichen Akteuren mit Ressourcenknapp-
heit erklärt. Weil eine regelmäßige Einbindung zu aufwendig wäre, erfolgt sie nur ad hoc und unregel-
mäßig (EU1). Auf nationalstaatlicher Ebene nannte hingegen keiner der InterviewpartnerInnen man-
gelnde Ressourcen als Hindernis für Partizipation. Vielmehr wurde darauf verwiesen, dass nicht-staat-
liche Akteure selbstverständlich in den Strategieprozess eingebunden werden (AUS3, CAN1, CAN2), 
zumindest sofern dies die RepräsentantInnen einzelner Sektoren oder anderer Regierungsebenen für 
sinnvoll erachten (DEN1, ENG1). Allerdings finden wir auch hier ein Bild vor, das eher von ad-hoc Akti-
vitäten als von systematischer Einbindung geprägt ist. Dies beginnt bereits bei der oft intransparent 
und zufällig erscheinenden Auswahl der eingebundenen privaten Akteure, die den in Kapitel 3.4.b er-
wähnten Prinzipien der Fair oder Good Governance nicht gerecht wird. Die meisten unserer Interviews 
bestätigten, dass die Auswahl privater Akteure weder gut durchdacht noch repräsentativ erfolge. Pri-
vate Akteure fänden nur dann Zugang zum Umsetzungsprozesses, wenn es sich ad-hoc aus der Not-
wendigkeit einzelner Projekte ergibt (MEL1, ROT1, ROT3) und/oder wenn sie bereits zuvor Kontakt zu 
den verantwortlichen öffentlichen Akteuren hatten (also gewissermaßen „assoziativ“; DEN1, HEL1). 
Beispiele für die Erweiterung der Beteiligung über etablierte Netzwerke hinaus existieren in Kanada 
und Melbourne. In beiden Fällen stellten die Verantwortlichen Plattformen bzw. Foren zur Verfügung, 
in denen sich ausgewählte interessierte Akteure einbringen können: die Adaptation Platform14 von 

                                                            
14 http://www.nrcan.gc.ca/environment/impacts-adaptation/adaptation-platform/10027; Zugriff am 
20.08.2014 

http://www.nrcan.gc.ca/environment/impacts-adaptation/adaptation-platform/10027
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Natural Resources Canada bzw. das Inner Climate Adaptation Network in Melbourne. Den Inter-
viewpartnerInnen zufolge kann so die Beteiligung am sinnvollsten organisiert werden (CAN2, MEL1).  

In den meisten Prozessen kommt Partizipation hauptsächlich zum Einsatz, um (i) die Wissensbasis zu 
erweitern (AUS3), (ii) die Folgen des Klimawandels und Möglichkeiten der Anpassung einzuschätzen 
(ENG1, ENG2, FIN1) oder (iii) laufende Strategieprozesse zu beraten bzw. zu beurteilen (ROT1). Eine 
umfassend organisierte Beteiligung zur Realisierung konkreter Anpassungsmaßnahmen haben wir in 
keinem Fall vorgefunden. Während vor allem in lokalen Strategieprozessen die Einbindung privater 
Akteure hauptsächlich informell erfolgt (COP, LON, MEL, ROT), verwiesen vor allem KoordinatorInnen 
nationalstaatlicher Prozesse darauf, dass meist entweder Sektorverantwortliche (CAN, ENG, FIN, NL 
und als einzige Stadt HEL) oder untergeordnete Regierungsebenen (BAL, DEN, EU) über die Einbindung 
nicht-staatlicher Akteure entscheiden (vgl. Tabelle 13). 

Tabelle 13: Einbindung nicht-staatlicher Akteure 

 
Die Annahme einiger InterviewpartnerInnen, dass breite Beteiligung zum Erfolg einer Anpassungsstra-
tegie beitragen könne, basiert offenbar nicht auf eigenen Erfahrungen sondern auf einem normativen 
Glauben an die Prinzipien der „Good Governance“ (vgl. Kapitel 3.4.b). Vor diesem Hintergrund können 
wir Partizipation als Erfolgsfaktor von Anpassung nicht weiterführend erörtern. Obwohl sich aus den 
Interviews also keine Erfolgsfaktoren einer umfassenden Beteiligung privater Akteure ableiten lassen, 

                                                            
15 Erwähnung bestimmter Akteure (in Zusammenhang mit bestimmten Maßnahmen und/oder Klimawandelfol-
gen). 

Einbindung  
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 EU Nein X - - - Staaten 

BAL Ja X - - X Staaten 
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FIN Ja - X - - Sektoren 

CAN Nein X - - - Sektoren 

AUS Nein X - - - - 

NL Ja X - - - Sektoren 

DEN Ja X - - - Lokale 
 ENG Ja - X - - Sektoren 
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MEL Ja X - - X - 

ROT Nein - X - X - 

LON Ja - X - X - 

COP Ja X - - X - 

HEL Nein - X - X Sektoren 

VAN Nein - X - - - 
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wiesen die InterviewpartnerInnen zumindest auf Faktoren hin, welche die Einbindung von nicht-staat-
lichen Akteuren erleichtern. Zum Ersten wird die sektorale Organisation der Einbindung genannt, da 
VertreterInnen eines Sektors über bessere Kontakte zu privaten Akteuren desselben Sektors verfügen 
(BAL1, FIN1, FIN3, NL1). Zum Zweiten unterstützen private Akteure die Umsetzung einer Strategie e-
her, wenn sie bereits in deren Entwicklung eingebunden waren (Stichwort „Ownership“, siehe Kapitel 
5.1.3.b; BAL3, CAN2, ENG3, EU1, EU3, LON1, MEL1, ROT1). Zum Dritten sind nicht-staatliche Akteure 
besonders dann an einer Einbindung interessiert, wenn sie sich davon wirtschaftliche Vorteile verspre-
chen. Das zeigen Beispiele aus Dänemark (hier war die Einbindung jener Industriesparten einfach, die 
Exportpotenzial erkannte; DEN1), Rotterdam (weil Unternehmen Klimawandelanpassung als Ge-
schäftsfeld entdeckten; ROT1, ROT3) oder dem Ostseeraum (besonders wenn sich im Zuge von Public-
Private-Partnerships profitable Investitionsmöglichkeiten eröffneten; BAL1). Beteiligung scheint bei 
privaten Akteuren also vor allem dann auf Interesse zu stoßen, wenn Anpassung als Chance wahrge-
nommen wird (siehe Kapitel 4.3.5.). Ob dies Anpassungsprozesse insgesamt erfolgreicher macht, kann 
leider nicht beantwortet werden.  

c) Wissensbasis 

Wie in Kapitel 3.4.c erläutert, stehen Anpassungsstrategien im Umgang mit Wissen vor zwei Heraus-
forderungen. Einerseits sind viele Fragen aufgrund der Komplexität des Klimawandels nach wie vor 
unbeantwortet. Andererseits sind selbst gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse oft umstritten und 
können somit Unsicherheit nicht ausräumen. Im Spannungsfeld zwischen Politik und Wissenschaft 
geht es also darum, das vorhandene Wissen fortlaufend weiterzuentwickeln und für politische Ent-
scheidungen nutzbar zu machen. Unabhängig davon, ob sich die Herausforderung „Wissensbasis“ im 
Strategiedokument wieder findet, sind sich alle Verantwortlichen ihrer Bedeutung bewusst. Dement-
sprechend oft wurde in den Interviews betont, wie wichtig eine kontinuierliche Zusammenarbeit mit 
der Wissenschaft sei (AUS3, BAL1, CAN3, COP1, EU1, MEL1, MEL3, ROT1). 

Bereits in der Vorbereitung einer Strategie greift die Politik auf wissenschaftliche Erkenntnisse zurück. 
Ein Vergleich zwischen älteren und neueren Strategien (vor bzw. nach 2010 entwickelt; siehe Kapitel 
4.) legt den Schluss nahe, dass besonders ältere Strategien mit mangelndem Wissen bzw. Unsicherhei-
ten zu kämpfen hatten. So weisen nur die Verantwortlichen der drei ältesten Strategien (AUS, CAN, 
FIN) darauf hin, dass es in erster Linie notwendig war, auf Bewusstseins- und Weiterbildung zu fokus-
sieren sowie die Grundlagenforschung zu fördern. Unzureichendes Wissen ließ es damals offenbar 
nicht zu, einen konkreten Umsetzungs- oder Aktionsplan (z.B. inklusive Verantwortlichkeiten, Zeitho-
rizont, Sanktionsmechanismen, etc.) zu entwickeln. Dies bedeutet jedoch weder, dass neuere Strate-
gien von einer besseren Wissensbasis sichtbaren Gebrauch machen, noch dass diese durchwegs mehr 
Details zu Anpassungsmaßnahmen beinhalten. Obwohl alle nationalstaatlichen Strategien den An-
spruch stellen, mögliche Folgen des Klimawandels für ihr Land umfassend zu berücksichtigen, sind Eng-
land und Kanada die einzigen Länder, deren Anpassungsstrategien tatsächlich auf breit angelegten 
Analysen der Ausgangssituation basieren. In England geht dies sogar so weit, dass Maßnahmen und 
entsprechende Zuständigkeiten direkt aus der umfassenden Risikoeinschätzung (erstellt infolge des 
Climate Change Acts von 2008) abgeleitet wurden. In Kanada basierte zumindest die Identifikation 
grundlegender Prioritäten auf landesweiten Klimafolgenabschätzungen aus den späten 1990er Jahren 
und aus dem Jahre 2008. Als einzige Stadt lässt Vancouver gegenwärtig eine lokale Risikoeinschätzung 
erstellen, auf die der Veränderungsprozess in Zukunft aufbauen soll. In allen genannten Fällen gehen 
die Verantwortlichen davon aus, dass die Anpassungskapazität längerfristig durch eine bessere Wis-
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sensbasis steigen wird. Ob allerdings auch die Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen durch eine bes-
sere Wissensbasis tatsächlich erleichtert wird, konnten die InterviewpartnerInnen aus verschiedenen 
Gründen nicht beurteilen. So ist in England der Strategieprozess und in Vancouver die wissenschaftli-
che Bestandsaufnahme noch zu jung, um diese Frage zu beantworten. In Kanada diente die umfas-
sende Einschätzung als Grundlage für tiefergehende Analysen einzelner Sektoren, die im Anschluss 
daran selbst Maßnahmen formulieren sollten. 

Andere Strategieprozesse basieren auf Studien und Einschätzungen zu ausgewählten Sektoren. So ver-
lagerte sich beispielsweise in den Niederlanden der Schwerpunkt des ursprünglich umfassend ange-
legten Strategieprozesses sehr schnell in Richtung Wassersektor (vor allem Hochwasserschutz, Was-
sersicherheit, etc.), unter anderem weil dazu unverhältnismäßig viel Vorwissen und Aktivitäten vor-
handen (Bauer & Steurer 2015) und der Problemdruck offensichtlich und gut dokumentiert war (NL1, 
NL2, NL3). Die umfassende holländische Anpassungsstrategie (für 2016 angekündigt) soll auf unter-
schiedlichen Berichten und Risikoanalysen basieren, die erneut nur bestimmte Sektoren umfassen 
(NL3). In Kopenhagen wurden lokale Szenarien für jene Themenbereiche entwickelt, die der damals 
aktuelle IPCC-Bericht nahelegte (COP1). In London baute die lokale Anpassungsstrategie auf dem eng-
lischen National Risk Assessment (s.o.) auf (LON2). Auch Vancouver griff für die Entwicklung ursprüng-
lich auf Studien zurück, die sich mit großräumigeren Auswirkungen beschäftigten (VAN1).  

Die Auswertung der Interviews ergibt also, dass die ausgewählten Strategieprozesse Wissen sehr un-
terschiedlich berücksichtigen (z.B. umfassend versus sektoral oder räumlich fokussiert). Mehrere In-
terviewpartnerInnen waren davon überzeugt, dass eine sektorale und/oder räumliche Fokussierung 
der Wissensbasis eine erfolgsversprechende Möglichkeit sei, mit der Komplexität des Klimawandels 
sinnvoll umzugehen (BAL3, CAN3, COP2, EU1, VAN3). Allerdings stellt sich die Frage, ob diese Fokus-
sierung ohne breitere Wissensbasis sinnvoll vorgenommen werden kann.  

Mehrere InterviewpartnerInnen haben betont, dass eine erfolgreiche Anpassungsstrategie fortlaufend 
auf eine Verbesserung der Wissensbasis achten müsse, unter anderen weil der Wissenstand zum Zeit-
punkt der Strategieentwicklung in allen Fällen sehr lückenhaft war. So seien bestimmte Arten von Wis-
sen, wie zum Beispiel Kosten-Nutzen-Analysen (COP1, EU1, ROT1) oder Szenario-Analysen (MEL3) nach 
wie vor noch nicht ausgereift, obwohl damit Unsicherheiten reduziert werden könnten (CAN3, MEL1). 
Zudem könne eine gut etablierte Beziehung zur Wissenschaft institutionelle Veränderungen des Stra-
tegieprozesses (Bürokratie, Personal, Unterstützung, etc.) ausgleichen (AUS3). Damit neue Erkennt-
nisse (ob zum Klimawandel und seinen Folgen oder zum Verhältnis Wissenschaft-Politik) Strategiepro-
zesse verbessern können, müssen diese jedoch offen für Neuerungen sein. In diesem Sinne wird in 
England darauf geachtet, mehrere flexible Anpassungspfade in die Planung jedes Sektors zu integrie-
ren (LON3). Auch in Dänemark oder Melbourne wird besonderer Wert darauf gelegt, Anpassung mög-
lichst flexibel zu halten (DEN3, MEL1). Insgesamt werden vor diesem Hintergrund in fast allen Fällen 
grundsätzlich Win-win-, No-regret- bzw. Low-regret-Maßnahmen bevorzugt, die jedenfalls Verbesse-
rungen mit sich bringen und/oder kaum Nachteile (wie z.B. Kosten) verursachen (AUS3, DEN3, ENG3, 
EU1, FIN1, FIN3, LON3, ROT1, ROT3).  

Von einer flexiblen Gestaltung der Strategieprozesse abgesehen, stellt sich die Beziehung zwischen 
Wissenschaft und Politik im Rahmen der untersuchten Prozesse in Summe improvisiert und schwach 
institutionalisiert dar. Es finden sich keine klar strukturierten Mechanismen, die neues Wissen über 
Folgen des Klimawandels und Anpassungsoptionen kontinuierlich in den laufenden Prozess einfließen 
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lassen oder das Wissen zu Anpassungsoptionen regelmäßig auf den neuesten Stand bringen. Die Inter-
viewpartnerInnen verwiesen entweder auf informellen Austausch mit wissenschaftlichen Institutionen 
(BAL1, EU1, HEL1, LON2, MEL1, NL1, VAN1) oder darauf, dass es den Sektoren selbst überlassen bleibt, 
neue Entwicklungen nicht zu verpassen (FIN3).   

Neben dem Wissen über Klimawandel und mögliche Anpassungsmaßnahmen werden auch Erfahrun-
gen mit der Governance von Strategieprozessen als wichtig erachtet. Zahlreiche InterviewpartnerIn-
nen betonten, dass sie vom eigenen Prozess lernen wollen. Inputs dafür soll zum Beispiel die Bericht-
erstattung über den Fortschritt der Anpassungskapazitäten einzelner Staaten (der EU) oder Unterneh-
men (in England und London) liefern. Allerdings ist gegenwärtig noch unklar, wie diese Erkenntnisse in 
den laufenden Strategieprozess einfließen sollen. Drei externe ExpertInnen (ENG3, FIN3, ROT3) sowie 
eine Koordinatorin (MEL1) fügten dem hinzu, dass auch von anderen Prozessen gelernt werden soll, 
und zwar nicht nur anhand quantitativer Indikatoren und mit Blick auf ein finales Ziel („absolute An-
passung“; FIN3), sondern auch bezogen auf qualitative Charakteristika des Strategieprozesses (vgl. Ca-
sado-Asensio & Steurer 2014). In diesem Zusammenhang wurde erwähnt, dass von Strategieprozessen 
derselben Regierungsebene mehr gelernt werden könne als von Prozessen auf anderen Ebenen. Dass 
Staaten am meisten von anderen Staaten lernen können, bestätigten ein kanadischer Interviewpartner 
(CAN2) sowie eine Vertreterin des Ostseeraums (BAL3). Dass Städte am ehesten von Erfahrungen an-
derer Städte lernen wollen, belegt neben den Interviews auch die enge Vernetzung von fünf der sechs 
untersuchten Städte (COP, LON, MEL, ROT, VAN) im Rahmen des Connecting Delta Cities-Netzwerks.16 
Davon abgesehen gibt es bislang allerdings kaum konkrete Ideen, wie Prozess-bezogenes Lernen ge-
fördert werden kann (BAL3, COP1, DEN2, FIN3, LON3, ROT3, VAN1). Einmal mehr treffen wir auch hier 
auf einen improvisierten Umgang mit Lernen bzw. Wissen, also auf eine Art „Learning by doing“.  

Erste Schritte in Richtung institutionalisiertes Feedback gibt es bisher nur in Melbourne (jährliche Be-
richte über den Stand der Umsetzung werden alle vier Jahre in die Strategie eingearbeitet), Rotterdam 
(Monitoring-Bericht über Stand der Umsetzung; Erfahrungen werden auf einer bundesweiten Platt-
form geteilt und einmal jährlich diskutiert), der EU (alle Mitgliedsstaaten müssen alle vier Jahre Be-
richte an die Kommission liefern, wie die Vorgaben der EU-Strategie umgesetzt werden) und den Nie-
derlanden. Im Rahmen des Delta-Programms wird dort über Anpassung  im Hochwasserschutz an das 
niederländische Parlament jährlich berichtet und alle sechs Jahre die Umsetzung des Delta-Programms 
evaluiert (NL3; vgl. Bauer & Steurer 2015). Allerdings ist in keinem der Ansätze geregelt, was mit den 
Ergebnissen der Berichte passiert. In keinem Fall ist anzunehmen, dass KoordinatorInnen von Anpas-
sungsstrategien auf Grundlage der Berichte Änderungen erzwingen oder gar Sanktionen gegenüber 
säumigen Akteuren aussprechen werden können. 

d) Umsetzung 

In der Anpassungsliteratur gilt die Organisation der Umsetzung als wesentliches Merkmal der Gover-
nance von Veränderungsprozessen. Dementsprechend überraschend ist die relativ geringe Aufmerk-
samkeit, die diesem Punkt in den untersuchten Prozessen geschenkt wird. Obwohl im Laufe der Inter-
views oft betont wurde, dass die Organisation der Umsetzung der logische nächste Schritt nach Veröf-
fentlichung einer Strategie sei, erfolgt diese in den meisten Fällen eher unsystematisch und ad hoc. Die 
sowohl in der Literatur als auch in einigen Strategiedokumenten angesprochene Idee einer in Zyklen 
organisierten Umsetzung (vgl. Kapitel 3.4.d) wurde in keinem Interview erwähnt.  

                                                            
16 http://www.deltacities.com/; Zugriff am 22.08.2014. 

http://www.deltacities.com/
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InterviewpartnerInnen betonen hingegen, dass eine wenig systematisierte Umsetzung mehr Flexibili-
tät bedeutet. Dies sehen sie als Stärke, vor allem im Umgang mit Unsicherheiten und neuem Wissen 
(BALT2, EU2, DEN3, MEL1). Diesbezüglich wurde auch berichtet, dass Flexibilität für jene Sektoren kein 
Problem darstelle (bzw. von diesen sogar oft eingefordert werde), die den Umgang mit Unsicherheiten 
gewohnt seien (wie z.B. der Wassersektor; DEN2, LON3).  

Weitaus stärker im Zentrum der Aufmerksamkeit als die Organisation der Umsetzung stehen jene Ka-
pazitäten, die für eine sinnvolle Gestaltung der Umsetzung unerlässlich sind. In dieser Hinsicht mangelt 
es zunächst durchwegs an finanziellen Ressourcen für den Strategieprozess im Allgemeinen und für 
die Umsetzung von Maßnahmen im Besonderen. Wie Tabelle 14 zeigt, stehen nur 6 der 14 Strategie-
prozesse überhaupt eigene Ressourcen zur Verfügung (meist für die Formulierung der Strategien). In 
9 der 14 Strategieprozesse muss die Umsetzung einzelner Maßnahmen vollständig oder zu einem gro-
ßen Teil aus laufenden Budgets bestritten werden. Zahlreiche InterviewpartnerInnen berichteten wie-
derholt davon, wie schwierig Politikwandel sei, wenn keine zusätzlichen Ressourcen für die Umsetzung 
von Maßnahmen zur Verfügung stünden. Dadurch sei es für die KoordinatorInnen fast unmöglich, Ver-
antwortliche anderer Sektoren mit ins Boot zu holen, geschweige denn deren Politiken zu beeinflussen 
(CAN1, CAN2, HEL1, HEL2). Müssten andere Sektoren die Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen 
selbst aus laufenden Budgets finanzieren, seien die KoordinatorInnen auf deren guten Willen angewie-
sen und würden zudem den Überblick über die Umsetzung verlieren, weil sich diese, wenn überhaupt, 
nur Sektor-intern damit auseinandersetzen (AUS1, FIN1, MEL1). Erschwerend kommt hier hinzu, dass 
den Strategie-KoordinatorInnen durchwegs keine (personellen) Ressourcen zur Verfügung stehen, um 
den Umsetzungsprozess im Auge zu behalten (z.B. AUS, DEN). Für zwei InterviewpartnerInnen wäre es 
bereits ein Erfolg, wenn ausreichend Ressourcen für ein Umsetzungs-Monitoring zur Verfügung stün-
den (BAL1, CAN1). 

Zur weit verbreiteten Ressourcenknappheit von Anpassungsprozessen gibt es allerdings auch zwei be-
merkenswerte Ausnahmen: Zum einen wurden in den Niederlanden im Rahmen eines neu initiierten, 
sektoral fokussierten Delta-Programms beträchtliche Summen für den Hochwasserschutz reserviert. 
Dieses Beispiel zeigt, dass ein wissenschaftlich unstrittiger Problemdruck mit entsprechendem „Fra-
ming“ ein entscheidender Erfolgsfaktor sein kann (Bauer & Steurer 2015). Zum anderen haben däni-
sche InterviewpartnerInnen davon berichtet, dass das Thema Klimawandelanpassung in einigen Kom-
munen den Sprung in die Umsetzung geschafft habe, weil dort finanzielle Ressourcen für sogenannte 
„Action Plans“ zur Verfügung gestellt wurden (DEN2, DEN3). In weiterer Folge sollte die Finanzierung 
allerdings kontinuierlich und möglichst langfristig gesichert sein und nicht sofort nach Veröffentlichung 
der Strategie eingestellt werden, wie es in Dänemark zum Teil passiert ist (DEN2, EU1, ENG1, NL1).  
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Tabelle 14: Ressourcenausstattung für Entwicklung und Umsetzung der Klimawandelanpassungsstra-
tegien 

Ressourcen 

 

 
 

 
 

Extramittel für 
Strategiepro-

zess17 

Finanzierung für Umsetzung der Lösungsvorschläge 

Komplett aus be-
stehenden Budgets 

Großteil aus 
bestehenden 

Budgets 

Extramittel für 
Umsetzung einzelner 
Projekte oder Maß-

nahmen 

Re
g.

 EU - - - - 
BAL X X - - 

St
aa

te
n 

FIN k.A. X - - 
CAN - - - X 
AUS k.A. X - - 
NL X - - X 
DEN X X - - 
ENG - X - - 

St
äd

te
 

MEL k.A. - - X 
ROT X - X X 
LON k.A. X - - 
COP X - X - 
HEL - - X X18 
VAN X - - X 

 

5.2.5. Persistente Rahmenbedingungen 

Die Interviews bestätigten, dass die in Kapitel 3.5. als persistent bezeichneten Rahmenbedingungen 
tatsächlich nicht oder nur schwer durch Strategieprozesse beeinflusst werden können, dass sie für de-
ren Erfolg aber dennoch relevant sind.  

a) Pfadabhängigkeit, anschlussfähige Grundhaltung und „Framing“ des Problems 

Allen voran unterstrichen die InterviewpartnerInnen die Relevanz von Pfadabhängigkeiten (siehe Ka-
pitel 3.5.a). Demnach werden jene Lösungsvorschläge eher unterstützt, die auf bereits bestehenden 
Prozessen, Institutionen und/oder Politiken aufbauen bzw. entsprechend anschlussfähig sind. So zeigt 
das Beispiel Ostseeraum, dass EntscheidungsträgerInnen (in diesem Fall die Mitgliedsstaaten des 
Council of the Baltic Sea States sowie die EU) eher Ressourcen für einen Veränderungsprozess bereit-
stellen, wenn dieser in bereits bestehende Entwicklungen eingepasst wird. Hier wurden Ressourcen 
für die Entwicklung einer Klimawandelanpassungsstrategie zur Verfügung gestellt, obwohl die Region 
nicht als besonders stark vom Klimawandel betroffen gilt. Zentrale Voraussetzung dafür waren beste-
hende Netzwerke, die bereits infolge der Regionalentwicklungsstrategie der EU entstanden waren 
(BAL1). Nicht zufällig fokussieren auch viele nationale Anpassungsstrategien auf jene Sektoren, in de-
nen bereits „nutzbare“ Institutionen und Politiken zu Anpassung existieren. So decken sich beispiels-
weise in Kanada die Prioritäten der Klimawandelanpassungsstrategie ganz bewusst mit jenen Sektoren 
                                                            
17 Für Entwicklung und/oder Koordination der Umsetzung.  
18 Finanziert aus Mitteln der EU. 
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(z.B. Gesundheit), in denen zum Zeitpunkt der Strategieentwicklung bereits Anpassungsbemühungen 
existierten (CAN1). In den Niederlanden konnte Anpassung im Bereich Hochwasserschutz und Wasser-
sicherheit auf der nationalstaatlichen und auf der lokalen Ebene (speziell in Rotterdam) vor allem des-
wegen einfach vorangetrieben werden, weil dieser Fokus an bestehende Prioritäten und Institutionen 
anschlussfähig war (NL1, NL2, NL3, ROT1).  

Wir fanden darüber hinaus, dass das Spannungsfeld zwischen Pfadabhängigkeit und Offenheit in einem 
engen Zusammenhang mit anschlussfähigen Grundhaltungen steht (siehe Kapitel 3.5.b). Sowohl die 
interviewten KoordinatorInnen als auch die VertreterInnen des Wassersektors selbst gaben zu beden-
ken, dass sich EntscheidungsträgerInnen im Bereich Wasser traditionell mit steigendem Meeresspie-
gel, Extremwetterereignissen, temporärer Wasserknappheit oder Fragen der Wassersicherheit be-
schäftigen und daher dem Thema Klimawandelanpassung gegenüber besonders offen seien. Die Ak-
teure des Wassersektors haben daher vergleichsweise großes Interesse an Lösungsvorschlägen bzw. 
können deren Umsetzung mit dem notwendigen Wissen unterstützen (AUS1, ENG3, EU3, FIN1, NL2). 
Ähnliche Argumente fanden wir für den Bereich Stadtplanung (COP3) und den Versicherungssektor 
(LON3). Welche Sektoren grundsätzlich gegenüber Klimawandelanpassung offen sind, hängt demnach 
von einer anschlussfähigen Grundhaltung und einer damit oft einhergehenden Pfadabhängigkeit ab. 
Aufgrund der Interviews lässt sich also feststellen, dass sich entsprechende Lösungsvorschläge am 
ehesten in das Denken und Handeln jener Sektoren integrieren lassen, die ohnehin gewohnt sind, im 
Umgang mit Naturgefahren langfristig zu planen (CAN2, HEL1) und auch mit damit verbundenen Unsi-
cherheiten zurechtzukommen (COP3, FIN3). Wenn diese Voraussetzungen nicht gegeben sind, könne 
ein Strategieprozesses durch geschicktes „Framing“ dazu beitragen, das Thema Anpassung bestimm-
ten Sektoren oder auch der Öffentlichkeit näherzubringen. Dabei sollten vor allem zwei Punkte beach-
tet werden: Zum Ersten solle Klimawandelanpassung nicht als (reines) Umweltthema, sondern vor al-
lem als sozio-ökonomische Herausforderung vermittelt werden (AUS3, CAN1, NL1, NL2). In diesem 
Sinne ist laut InterviewpartnerInnen eine klare Trennung von Klimawandelanpassung und Klimaschutz 
ratsam, denn so könne die Aufmerksamkeit auf die sozio-ökonomischen Aspekte von Anpassung ge-
lenkt werden. Wenn diese Trennung nicht möglich sei, dann werde Anpassung oft von Klimaschutz als 
Umweltschutzthema überlagert. Das habe zur Folge, dass die (sektoralen und volkswirtschaftlichen) 
Vorteile von Klimawandelanpassung nicht wahrgenommen werden (CAN3, ENG3). Um Anpassung eher 
als sozio-ökonomische denn als umweltpolitische Herausforderung zu „framen“, seien neben entspre-
chend umfassenden Assessments (z.B. Kosten-Nutzen-Analysen; EU1; siehe Kapitel 5.1.2.c) auch die 
Beteiligung anderer Ministerien hilfreich (LON3, ROT1). Dadurch steige das Interesse vor allem unter 
jenen staatlichen und privaten Akteuren, die sonst kaum für Umweltthemen offen seien (AUS3, BAL3, 
CAN3). Zum Zweiten solle Klimawandelanpassung vor allem als positive Entwicklung bzw. als Chance 
des jeweiligen Sektors kommuniziert werden (AUS3, CAN1, COP3, ENG3, HEL1). In diesem Sinne führen 
beispielsweise die VertreterInnen aus Rotterdam den Erfolg ihres Strategieprozesses darauf zurück, 
dass sie das Thema als positive Vision für das Rotterdam des Jahres 2035 und nicht als Umgang mit 
Risiken kommuniziert hätten (ROT1, ROT3). So konnten neben staatlichen auch private Akteure für 
den Prozess gewonnen werden (ROT1). Auch andere Anpassungsstrategien versuchen, Unternehmen 
von Geschäftsmöglichkeiten im Bereich Anpassung zu überzeugen (BAL1, NL1), die durch den Export 
von Gütern und Dienstleistungen sogar noch ausgeweitet werden können (DEN1, ENG1). 

Auch wenn eine Anpassungsstrategie die gesellschaftliche Wahrnehmung von Klimawandel meist nur 
sehr eingeschränkt zu ändern vermag, so kann sie zumindest versuchen, Schlüsselakteure in ausge-
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wählten Sektoren für das Thema zu sensibilisieren und dieses in der Folge durch gut sichtbare „Leucht-
turmprojekte“ einer breiten Öffentlichkeit näherzubringen. In diesem Sinne legt Rotterdam besonde-
ren Wert darauf, das Thema durch ein möglichst ansprechendes Strategie-Dokument und mittels gut 
sichtbaren, das Stadtbild prägenden Vorzeigeprojekten zu kommunizieren (ROT1). Es wird erwartet, 
dass aufsehenerregende Maßnahmen, wie z.B. ein öffentlicher Platz in Rotterdam, der bei Starkregen-
fällen als Retentionsbecken dient, weit über das Projekt hinaus das Bewusstsein zur Notwendigkeit 
von Klimawandelanpassung im Allgemeinen verbessert.19  

Bei den europäischen Fällen war grundsätzlich auffällig, dass diese bereits auf ein stark ausgeprägtes 
Bewusstsein zum Klimawandel aufbauen können. Dänemark, Finnland und die Niederlande gehören 
wohl auch deshalb zu den Vorreitern in der Anpassung, weil hier der Klimawandel als eines der größten 
weltweiten Probleme angesehen wird. In beiden Statistiken sticht vor allem Dänemark klar hervor, wo 
noch dazu der Großteil der Befragten (68%) die nationalstaatliche Regierung in der Verantwortung 
sieht, diesem Problem etwas entgegenzusetzen. In Finnland und den Niederlanden geben, wie im EU-
Schnitt, nur 48% der Befragten dieselbe Antwort.  

b) Zeitfenster 

Wenngleich Strategieprozesse das Auftreten von extremen Klima- bzw. Wetterereignissen nicht be-
einflussen können, so können sie diese den InterviewpartnerInnen zufolge sehr wirksam für Anpas-
sungszwecke nutzen. Starkregenfälle, Überschwemmungen, Hitzewellen oder Trockenperioden ma-
chen Risiken besser sichtbar und stärken das Bewusstsein dafür, dass eine Anpassung an den Klima-
wandel jetzt schon notwendig ist (AUS1, AUS3, DEN2, ENG3, FIN1, LON2, ROT1). Sie öffnen so genannte 
Zeitfenster (siehe Kapitel 3.5.b), in denen öffentliche Debatten zu Anpassung fast von selbst angesto-
ßen werden und das Thema relativ einfach auf die politische Agenda gesetzt werden kann. Etliche Be-
richte der InterviewpartnerInnen belegen, dass politische EntscheidungsträgerInnen dem Thema An-
passung aufgrund von Extremwetter-Ereignissen mehr Aufmerksamkeit schenken als üblich. So wur-
den PolitikerInnen in Australien durch eine lang anhaltende Trockenheit dazu gezwungen, Wasserres-
sourcen anders zu managen (AUS1). In Kopenhagen forderten PolitkerInnen infolge eines überdurch-
schnittlichen Hochwassers plötzlich die Konkretisierung von Lösungsvorschlägen, die bereits in einem 
eigenen Aktionsplan zu diesem Problem ausgearbeitet wurden (COP1). In ganz Dänemark führten die-
selben Überschwemmungen dazu, dass die Regierung plötzlich dazu bereit war, die lange geforderten 
finanziellen Ressourcen für Hochwasserschutz zur Verfügung zu stellen (DEN2). In Kanada kümmerten 
sich lokale Behörden erst um das Thema Klimawandelanpassung, nachdem lokale Infrastruktur durch 
einen Sturm stark beschädigt wurde (VAN3). Diese Beispiele veranschaulichen, dass Ereignisse zumin-
dest reaktive Anpassung effektiv auf die politische Agenda heben. Sie zeigen allerdings auch, dass sich 
dadurch ausgelöste Maßnahmen meist nur auf die unmittelbar betroffenen Sektoren beschränken und 
nicht das Bewusstsein für einen umfassenden und vorausschauenden Anpassungsprozess erhöhen.  

 

 

 

                                                            
19 Für diese und weitere Projekte siehe http://www.rotterdamclimateinitiative.nl/en/100procent-climate-
proof/projecten/; Zugriff am 25.08.2014.  

http://www.rotterdamclimateinitiative.nl/en/100procent-climate-proof/projecten/
http://www.rotterdamclimateinitiative.nl/en/100procent-climate-proof/projecten/
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6. Synthese 

In diesem Kapitel vertiefen wir den an manchen Stellen bereits angeklungenen Vergleich unserer Er-
gebnisse mit der in Kapitel 3 zusammengefassten Literatur zu politischen Veränderungsprozessen. Da-
bei konnten wir die dem Analyseraster zugrunde liegenden Annahmen überwiegend, jedoch nicht aus-
nahmslos bestätigen. Diese Gegenüberstellung von Literatur und empirischen Ergebnissen gibt somit 
einen kondensierten Überblick zu den wichtigsten Erfolgsfaktoren von Anpassungsprozessen.   

 

6.1.  Zeitaspekte 

Die in der Literatur hervorgehobene Bedeutung von zeitlichen Aspekten wird von unseren Ergebnissen 
grundsätzlich bestätigt. Das betrifft besonders Auslöser von Strategieprozessen: Demnach stoßen am 
ehesten wachsender Problemdruck, Vorgaben anderer politischer Ebenen und Wissenstransfer aus 
anderen Staaten, Städten und Regionen Anpassungsstrategien an und begünstigen ihre weitere Ent-
wicklung. Allerdings legen unsere Ergebnisse die Einschätzung nahe, dass Problemdruck die stärkste 
Antriebskraft ist, gefolgt von wissenschaftlichem Fortschritt. Letzterer ist dann besonders relevant, 
wenn er hilft, Problemdruck offensichtlich zu machen. Entwicklungen auf höheren Regierungsebenen 
waren hingegen meist nur ein komplementärer Faktor. Beispielsweise wird die Entwicklung von loka-
len Strategien zwar oft durch nationalstaatliche finanzielle Förderungen unterstützt (wie in Australien 
oder Kanada), ausgelöst wurden sie jedoch durch Extremwetterereignisse. Darüber hinaus konnten 
wir zusätzliche auslösende Faktoren identifizieren, denen von der Literatur nur marginale (vor allem 
wissenschaftliche Entwicklungen, die Unsicherheiten reduzieren) oder keine Beachtung geschenkt 
wird (vor allem politischer Wettbewerb). Insgesamt bestätigen diese Ergebnisse auch die auf Hall 
(1993) zurückgehende Annahme, dass der Einstieg in einen Veränderungsprozess vor allem dann er-
folgreich nachwirkt, wenn der Status quo (betreffend Wissen, gesellschaftliches Bewusstsein und po-
litische Prioritäten) in Zweifel gezogen wird. Der Faktor Prozessgeschwindigkeit und Zeitressourcen 
konnte von uns hingegen nicht als Erfolgsfaktor identifiziert werden, entweder weil ihn Interviewpart-
nerInnen explizit als irrelevant ansahen oder weil sie diesbezüglich noch keine Erfahrungen gemacht 
haben.  

 

6.2.  Veränderungsidee und Lösungsvorschläge 

Wie von der Literatur angeführt, spielen Veränderungsideen bzw. Lösungsvorschläge eine wichtige 
Rolle in Anpassungsprozessen. Am häufigsten werden leicht umsetz- und leistbare Instrumente mit 
sicherem Nutzen (also so genannte Win-win- bzw. No-/Low-regret-Maßnahmen) umgesetzt. Wenn es 
einer Konkretisierung der Lösungsvorschläge bedarf, wird diese formell oder informell meist den ein-
zelnen Sektoren überlassen. Das gibt den Sektor-Verantwortlichen Flexibilität und Ownership. Diesbe-
züglich ließen sich keine Unterschiede zwischen den politischen Ebenen feststellen. 

Aussagen zum Umgang mit Zielkonflikten konnten nicht lückenlos überprüft werden – vor allem weil 
Konflikte in den vor allem auf weichen Ansätzen aufbauenden Anpassungsstrategien bislang kaum auf-
getreten sind und weil es mangels Budgets für deren Umsetzung auch keinen Kampf um Ressourcen 
gibt. Wenn Zielkonflikte auftreten, werden sie tendenziell ausgeblendet bzw. den zuständigen Sekto-
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ren überlassen. Das wird vor allem durch eine sektorale Herangehensweise ermöglicht, die den einzel-
nen Sektoren viel Freiraum (spätestens in der Umsetzung) gewährt. Davon abgesehen werden in erster 
Linie jene Sektoren an Strategieprozessen beteiligt, die ohnehin Interesse an Klimawandelanpassung 
haben und somit die Ansichten der Strategie-KoordinatorInnen teilen und nicht herausfordern. Was 
diese Konsensorientierung für den Erfolg von Anpassungsstrategien bedeutet, kann im Moment nicht 
gesagt werden. Fest steht allerdings, dass sie auf ein noch junges Politikfeld hindeutet, in dem konflikt-
reiche Ressourcenentscheidungen noch kaum angestanden sind. 

 

6.3. Akteure und Qualifikationen 

Sogenannte Change Agents haben sowohl laut Literatur als auch laut unseren Ergebnissen einen star-
ken Einfluss auf politische Veränderungen. In der Anpassung sind dies in erster Linie traditionelle staat-
liche Akteure der Umweltpolitik, die Anpassungsprozesse meist auch offiziell koordinieren. Als Teil von 
Akteurs-Koalitionen kommen allerdings auch öffentliche Akteure anderer Regierungsebenen hinzu, die 
den Veränderungsprozess forcieren. Sie üben oft informell Druck auf die Verantwortlichen aus, zum 
Beispiel indem sie den Einstieg in einen Veränderungsprozess fordern. In ähnlicher Weise treten auch 
private Akteure, wie Versicherungen oder Tourismusbetriebe, in Erscheinung. Die Motivation hinter 
dem Auftreten dieser unterstützenden Akteure ist meist die unmittelbare Bedrohung durch Folgen des 
Klimawandels und damit verbundene finanzielle Risiken. Ihr Handeln kann insofern als Erfolgsfaktor 
gesehen werden, weil sie unmittelbar an einer Umsetzung von Prozessen interessiert sind, vor allem 
wenn sie diese selbst angestoßen haben (Stichwort Ownership, siehe Kapitel 5.1.3.b). 

Um als Change Agent auftreten zu können, ist die Stellung innerhalb der relevanten Policy Communi-
ties von zentraler Bedeutung. Diese hängt neben Qualifikationen (fachliche Expertise, Ausbildung oder 
Leadership-Qualitäten) vor allem von langjährigen Erfahrung und der Einbettung in Netzwerke ab, die 
gut etablierte/r VerterterInnen einer Policy Community zu Ihren Gunsten nutzen können. Zumindest 
die Bildung von Netzwerken kann auch von Anpassungsstrategien selbst forciert werden. Für den lang-
fristigen Erfolg von Anpassungsstrategien sind vor allem auch institutionelle, finanzielle und personelle 
Kontinuität von zentraler Bedeutung. All das kann in die Bildung von Akteurs-Koalitionen einfließen, 
die den Politikbereich Klimawandelanpassung vorantreiben. Voraussetzung ist allerdings, dass der Sek-
tor, dem die entsprechende Policy Community zuzurechnen ist, gegenüber anderen Sektoren politisch 
nicht zu schwach ist. Wie die Beispiele Australien oder Kanada zeigen, verfügen einige Change Agents 
zwar über die Unterstützung umweltpolitisch relevanter Akteure, scheitern jedoch vor allem mit der 
Umsetzung ihrer Strategie an der zu geringen Akzeptanz der Umweltpolitik in anderen Sektoren.  

Die Bildung von Koalitionen, die aktiv gegen Anpassungsstrategien auftreten, kam in unserer Untersu-
chung nicht zum Vorschein. Da die Lösungsvorschläge der meisten Anpassungsstrategien ohnehin un-
verbindlich sind und darüber hinaus keine extra Ressourcen dafür aufgewendet werden, besteht of-
fensichtlich keine Notwendigkeit dafür. Maßnahmen können auch einfach stillschweigend nicht um-
gesetzt werden. Die weitaus größte Gruppe an betroffenen Akteuren lässt sich als desinteressiert oder 
ignorant beschreiben. Eine zentrale Herausforderung von Anpassungsstrategien ist es somit, diese von 
der Dringlichkeit der Klimawandelanpassung zu überzeugen und auf diese Weise den Kreis der Anpas-
sungs-Community zu erweitern. Dies kann am ehesten erreicht werden, indem bislang desinteressierte 
politische Akteure so früh wie möglich in den Anpassungsprozess eingebunden werden. Selbst wenn 
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dies den Spielraum einer Strategie einschränken sollte, so steigt dadurch zumindest die Wahrschein-
lichkeit der Umsetzung.   

 

6.4. Governance-Merkmale von Veränderungsprozessen 

In der Literatur wird Klimawandel als „wicked problem“ bezeichnet, dessen Lösung eine Sektoren-
übergreifende Koordination erfordert. In allen untersuchten Strategieprozessen wird die Auffassung 
explizit geteilt, dass die horizontale Integration verschiedener Sektoren eine zentrale Aufgabe ist. Diese 
wird allerdings sehr unterschiedlich angegangen. Allen Strategien gemeinsam ist, dass sie horizontale 
Koordination kollaborativ statt hierarchisch anlegen. Das impliziert, dass in den einzelnen Sektoren nur 
jene Maßnahmen umgesetzt werden, die dort auf Unterstützung treffen. In diesem Zusammenhang 
hat Anpassung gegenüber Klimaschutz zumindest einen wesentlichen Vorteil: sie liegt immer im Inte-
resse des jeweiligen Sektors. Aus diesem Grund ist es auch wichtig, Anpassung klar davon abzugrenzen 
(Stichwort „Framing“, siehe Kapitel 5.1.5.a). Um die verantwortlichen Akteure der relevanten Sektoren 
von der Dringlichkeit von Anpassung zu überzeugen, bleibt KoordinatorInnen von Strategieprozessen 
meist nur die Möglichkeit, Überzeugungsarbeit zu leisten. Darin sehen viele InterviewpartnerInnen 
auch den größten Erfolg bzw. die wichtigste Aufgabe ihrer Strategieprozesse (AUS, BAL, DEN, ENG, EU, 
FIN, LON, NL). Dieser Fokus steht im Widerspruch zur älteren und im Einklang mit der neueren Literatur 
zu politischen Strategieprozessen. Während in der Literatur der 2000er Jahre vor allem Politikkoordi-
nation durch Strategien betont wird (vgl. z.B. Steurer & Martinuzzi 2005; Howlett & Rayner 2006; Steu-
rer 2008), erkennt die neuere Literatur, dass dieser idealtypische Anspruch die meisten politischen 
Strategien überfordert (vgl. z.B. Casado-Asensio & Steurer 2014; Casado-Asensio & Steurer 2015). An-
statt mehr Anstrengungen in diese Richtung zu fordern, schlussfolgern die Autoren, dass sich Strate-
gien auf jene Funktionen konzentrieren sollten, die sie realistisch erfüllen können: Kommunikation und 
Aufbau von Kapazitäten. Als Kommunikations-Instrumente können Strategien zum Beispiel den Boden 
für jene RepräsentantInnen anderer Sektoren aufbereiten, die eigene Ressourcen für Anpassungsmaß-
nahmen einsetzen wollen. In diesem Sinne dienen die nationalstaatlichen Anpassungsstrategien in 
Finnland und Kanada den Verantwortlichen anderer Sektoren als Rechtfertigung für die Investition ei-
gener Mittel in Anpassung. Wenn sektorale Akteure dazu nicht gewillt sind, bleiben integrierten Stra-
tegien meist nur Mittel der Kommunikation, um das zu ändern. Um jedoch nicht den Überblick über 
den eigenen Strategieprozess zu verlieren, sollten KoordinatorInnen von Anpassungsstrategien zumin-
dest auf eine sektorale Berichtspflicht bestehen.  

Obwohl unsere Fallstudien mehrere Regierungsebenen abdecken und für transnationale sowie natio-
nale Anpassungsstrategien die Bedeutung von lokalem Wissen betonen, fanden wir vergleichsweise 
wenige Bemühungen zu vertikaler Integration über Ebenen hinweg. Es ließen sich hauptsächlich infor-
melle Verbindungen zwischen den Strategieprozessen feststellen, wie zum Beispiel Erfahrungsaus-
tausch innerhalb von Anpassungs-Communities. Offizielle Unterstützung von übergeordneten Regie-
rungsebenen erfolgt hauptsächlich durch die Bereitstellung von Fördermitteln, zum Beispiel in Form 
von EU-Projektgeldern für regionale Anpassungsstrategien oder nationalen Forschungsförderungen 
für lokale Anpassungsprozesse. Die Abstimmung über politische Ebenen hinweg erfolgt bislang also 
unsystematisch und ad hoc. Vorschläge aus der Literatur, wie zum Beispiel eine „funktionale Auftei-
lung“ zwischen nationalstaatlicher und lokaler Ebene, finden keine Anwendung – mit einer Ausnahme: 
In Dänemark konzentriert sich die nationalstaatliche Regierung auf eine Veränderung der rechtlichen 
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und institutionellen Rahmenbedingungen, die es lokalen Verantwortlichen ermöglichen sollen, kon-
krete Anpassungsmaßnahmen zu entwickeln und umzusetzen.  

Die normative Bedeutung der Einbindung nicht-staatlicher Akteure in politische Strategieprozesse, die 
von der Literatur nahegelegt wird, wurde von unseren Interviews grundsätzlich bestätigt. Nichts desto 
trotz erfolgt auch diese in allen Fällen nur selektiv und ad-hoc. Die Good Governance-Prinzipien Trans-
parenz, Chancengleichheit im Zugang zum Prozess und Repräsentativität (vgl. Kapitel 5.2.4.b) werden 
dementsprechend nicht erfüllt. Inwiefern das Auswirkungen auf den Erfolg von Anpassungsstrategien 
hat, konnten wir mangels entsprechender Erfahrungen der InterviewpartnerInnen mit solchen Prozes-
sen nicht vertiefen. 

 

6.5. Persistente Rahmenbedingungen 

Unsere Ergebnisse bestätigen, dass besonders jene Sektoren für Anpassung offen sind, die bereits in 
der Vergangenheit mit ähnlichen Problemstellungen und Herausforderungen konfrontiert waren. In 
diesen Fällen können Strategieprozesse an bestehende Institutionen und Politiken anschließen. Dies-
bezüglich fällt allen voran die Fähigkeit ins Gewicht, mit Unsicherheiten und unerwarteten Ereignissen 
umgehen zu können. Lösungsvorschläge werden also dann am ehesten umgesetzt, wenn sie den Prio-
ritäten des jeweiligen Sektors entsprechen – bzw. diesen zumindest nicht entgegenstehen. In diesen 
Fällen müssen Strategieprozesse den betroffenen Sektoren lediglich eine zusätzliche Hilfestellung bie-
ten, ohne von ihnen zu viel zu verlangen (zum Beispiel den Einsatz beträchtlicher eigener Ressourcen, 
die Änderung eigener Pläne, o.ä.). In Hinblick auf alle anderen Sektoren sollten Anpassungsstrategien 
in erster Linie darauf abzielen, Klimawandelanpassung als ein gewinnbringendes Anliegen zu „framen“ 
und somit deutlich von Umwelt- und Klimaschutz abzugrenzen.  

Auch die in der Literatur anzutreffenden Annahmen bezüglich des Zusammenwirkens mehrerer Fakto-
ren, die im Idealfall sogenannte Zeit- oder Policy-Fenster („policy windows“) für politische Verände-
rungen öffnen, können wir bestätigen. Gerade dramatische Ereignisse wie Überschwemmungen oder 
Trockenperioden können einen entscheidenden Anstoß für die Umsetzung von Anpassungsmaßnah-
men geben. Dies gilt besonders dann, wenn einige Voraussetzungen (wie zum Beispiel bereits ausge-
arbeitete Strategien mit konkreten Maßnahmen) und auch sonstige förderliche Rahmenbedingungen 
(wie zum Beispiel bestätigende wissenschaftliche Erkenntnisse und öffentliches Bewusstsein dazu) ge-
geben sind. Die Herausforderung für Change Agents besteht dann vor allem darin, vergleichsweise 
kurze Zeitfenster für das Einleiten von zum Teil langwierigen Veränderungen zu nutzen. 
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7. Schlussfolgerungen 

Abschließend wollen wir die zu Beginn gestellten Forschungsfragen zusammenfassend beantworten 
sowie die Nützlichkeit unseres analytischen Rahmens – und damit auch des Model-of-Change-Ansatzes 
– diskutieren.  

 

7.1.  Antworten auf die Fragestellungen 

Die in Kapitel 1 gestellten Forschungsfragen können wie folgt zusammenfassend beantwortet werden: 

a) Wie werden Veränderungsprozesse im Kontext der Klimawandel-Anpassung gestaltet? 

Die meisten Veränderungsprozesse im Politikfeld Anpassung sind in Form von multi-sektoralen Anpas-
sungsstrategien organisiert und haben – egal auf welcher politischen Ebene – folgende Merkmale ge-
meinsam:  

 Sie sind unverbindlich und damit in der Umsetzung auf den guten Willen der angesprochenen 
Sektoren angewiesen. Manche Strategien weisen zwar eine Art Zeitplan für die angepeilte Um-
setzung von Maßnahmen aus (vgl. Kapitel 5.1.3.), es bleibt aber unklar, wie dieser erfüllt wer-
den soll bzw. was passiert, wenn er nicht erfüllt wird. 

 Ähnlich stellt es sich für die Wahl der Instrumente dar. Meist dominieren weiche, informatori-
sche Instrumente, die dabei helfen sollen, die Zielgruppen auf freiwilliger Basis für den Verän-
derungsprozess zu gewinnen bzw. sie in ihren Bemühungen zu unterstützen.  

 Die Einbindung nicht-staatlicher Akteure erfolgt oft im Rahmen der Wissensgenerierung, aber 
nur sehr selten in die Entwicklung konkreter Maßnahmen oder gar deren Umsetzung. 

Die auffälligsten Unterschiede zwischen den untersuchten Prozessen betreffen die folgenden Charak-
teristika:  

 Veränderungsideen und Lösungsvorschläge sind unterschiedlich konkret: Während in man-
chen Prozessen (meist auf höheren Regierungsebenen) den Zielgruppen viel Spielraum gelas-
sen wird, bieten andere Prozesse (mit wenigen Ausnahmen meist auf lokaler Ebene) konkre-
tere Vorschläge. Die Interviews lassen allerdings erkennen, dass dieser Unterschied nur auf 
dem Papier bedeutend ist. Da die KoordinatorInnen in der tatsächlichen Umsetzung vom guten 
Willen der Zielgruppen abhängig sind, entscheiden sie, inwieweit umgesetzte Maßnahmen mit 
Lösungsvorschlägen konformgehen.  

 Das den Veränderungsprozessen zugrunde liegende Wissen ist unterschiedlich: Manche Stra-
tegien verfolgen den Anspruch, auf anerkannten Erkenntnissen aufzubauen und sich somit nur 
auf gesichertem Terrain zu bewegen. Dementsprechend wenig gehen diese Prozesse ins De-
tail. Andere wählen eine möglichst sektoral und/oder regional fokussierte Herangehensweise 
und nehmen dabei manchmal eine höhere Unsicherheit in Kauf.  

 Zur weithin üblichen Praxis, Anpassung vor allem mit multi-sektoralen Strategieprozessen vo-
ranzutreiben, gibt es eine nennenswerte Ausnahme. Die Niederlande sind für einige Jahre mit 
einem starken sektoralen Fokus von Anpassung auf Hochwasserschutz davon durchaus erfolg-
reich abgewichen (Bauer & Steurer 2015).  
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In Summe handelt es sich bei allen Anpassungsstrategien um vergleichsweise junge und unverbindliche 
Koordinations- und Kommunikations-Drehscheiben. Da die Umsetzung in allen Fällen erst vor wenigen 
Jahren begonnen hat, müssen sie erst beweisen, inwiefern sie in der Lage sind, Anpassung tatsächlich 
voranzutreiben. 

b) Welche Faktoren entscheiden darüber, wie erfolgreich diese Anpassungsprozesse auf un-
terschiedlichen Ebenen sind?  

Aufgrund der hohen Komplexität politischer Prozesse sind es nicht ein paar wenige, sondern zahlrei-
che, meist fallspezifische Faktoren und komplexe Zusammenhänge zwischen diesen, die über den Er-
folg von Anpassungsprozessen entscheiden. Da wir unsere Analyse mit Hilfe eines literaturbasierten 
analytischen Rahmens (siehe unten) auf ausgewählte Faktoren fokussiert haben, ist anzunehmen, dass 
das hier gezeichnete Bild bei weitem nicht vollständig ist. Dessen ungeachtet ermöglichen unsere Er-
gebnisse Aussagen darüber, welche der ausgewählten Faktoren auf welche Weise wirken können. Zu 
den wichtigsten Erfolgsfaktoren zählen unseren InterviewpartnerInnen zufolge folgende Punkte: 

 Allen voran erweisen sich die Auslöser von Veränderungsprozessen als wichtige Erfolgsfakto-
ren. Demnach erhöhen vor allem großer Problemdruck sowie neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse die Chance, Anpassung tatsächlich voranzutreiben.  

 Auch die Bedeutung von „Change Agents“ und deren Unterstützung durch Koalitionen wird 
hoch eingeschätzt: In diesem Zusammenhang wurden vor allem deren Verantwortlichkeiten, 
Kapazitäten und Ressourcenausstattung betont. Die Change Agents sollen vor allem auf die 
Einbindung betroffener Sektoren achten, denn ohne diese könne ein Anpassungsprozess nicht 
erfolgreich sein.  

 Darüber hinaus gelten alle persistenten Rahmenbedingungen (vor allem Pfadabhängigkeiten, 
anschlussfähige Grundhaltungen und Zeitfenster) als wichtige Voraussetzungen für den Erfolg 
von Veränderungsprozessen. Deren Berücksichtigung gestaltet sich jedoch oft als schwierig bis 
unmöglich. 

Als weniger wichtig haben sich hingegen folgende Faktoren herausgestellt:  

 Vorgaben anderer politischer Ebenen werden zwar in manchen Fällen als Auslöser der Verän-
derungsprozesse genannt, bei näherem Betrachten erwiesen sich diese jedoch nicht als we-
sentliche Voraussetzung einer erfolgreichen Umsetzung. 

 Der Faktor Prozessgeschwindigkeit und Zeitressourcen spielt in den meisten Fällen keine be-
deutende Rolle. 

 Auch die Art der Zielformulierungen in den Strategiedokumenten und der Umgang mit Ziel-
konflikten haben keine feststellbaren Auswirkungen auf den Erfolg von Anpassungsprozessen. 
Das liegt zumeist daran, dass Ziele (egal ob vage oder konkret) ohnehin nur unverbindliche 
Absichtserklärungen darstellen. 

 Vertikale Integration ist den Interviews zufolge weitaus weniger wichtig für den Erfolg von Ver-
änderungsprozessen als horizontale Integration. 

Darüber hinaus stellte sich die Frage, ob die Bedeutung bestimmter Faktoren auf verschiedenen Re-
gierungsebenen unterschiedlich ist. Während bei den zentralen Erfolgsfaktoren (siehe oben) kaum Un-
terschiede festzustellen sind, scheint die Bedeutung vertikaler Integration zu variieren. Da transnatio-
nale und nationalstaatliche Prozesse vor allem auf die Umsetzung von Maßnahmen auf untergeordne-
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ten Ebenen angewiesen sind, betonen diese vertikale Integration als wichtigen Erfolgsfaktor. Im Ge-
gensatz dazu scheinen lokale Prozesse von Prozessen auf übergeordneten Ebenen wenig zu profitie-
ren. Aus diesem Grund betonen lokale Akteure in erster Linie die Bedeutung von horizontaler Integra-
tion zwischen Sektoren. In Summe scheint die Bedeutung von Erfolgsfaktoren eher von den spezifi-
schen politischen Rahmenbedingungen (Problemdruck, Konstellation politisch relevanter Akteure, öf-
fentliches Bewusstsein, etc.) als von der jeweiligen Regierungsebene abzuhängen.  

Inwiefern können Erfolgsfaktoren politisch gestaltet werden? Die hier erörterten Erfolgsfaktoren sind 
sehr unterschiedlicher Natur und können folglich unterschiedlich einfach politisch gestaltet werden. 
Jene Faktoren, die mit dem Governance-Design und dem Zeitmanagement von Anpassungsstrategien 
zu tun haben, liegen meist im Verantwortungsbereich der Strategie-KoordinatorInnen und können so-
mit vergleichsweise einfach gestaltet werden. Die große Herausforderung besteht jedoch in der Aus-
wahl des Designs. Wenngleich wir einige Erfolgsfaktoren dazu herausgearbeitet haben, müssen wir 
abschließend allerdings betonen, dass es dafür keine „one-size-fits-all“-Rezeptur gibt. Entscheidend 
ist, dass jede/r Strategieverantwortliche sich um ein individuelles Governance-Design bemüht, das den 
Rahmenbedingungen des jeweiligen Landes bestmöglich gerecht wird.  

Jene Faktoren, die mit „Veränderungsideen und Lösungsvorschlägen“ – also mit Policies bzw. Instru-
mentenmixturen - zu tun haben, liegen ebenfalls noch im Gestaltungsraum von Entscheidungsträge-
rInnen, allerdings nicht mehr nur im Bereich der Strategieverantwortlichen, sondern vielmehr in der 
Hand von Akteuren anderer Sektoren. Letztere können mangels hierarchischer Steuerungsmöglichkei-
ten meist nicht zu Anpassung gedrängt, sondern nur überzeugt, bestenfalls in ein größeres Ganzes 
integriert werden. Um das zu erreichen, sollte stets darauf geachtet werden, sektorales „Ownership“ 
von Anpassungsmaßnahmen zu generieren.  

Die Bedeutung der Faktoren „Change Agents“ und Akteurs-Koalitionen wird weniger durch das Design 
der Governance oder Policy, sondern vielmehr durch Merkmale des jeweiligen politischen Systems 
(„Polity“) bestimmt. Dazu zählen in unserer Untersuchung vor allem verfassungsmäßige Zuständigkei-
ten und darauf aufbauende Funktionszuschreibungen und politische Aufträge. Der diesbezüglich 
größte Gestaltungsspielraum besteht darin, dass nicht nur Institutionen, sondern auch Einzelpersonen 
von entscheidender Bedeutung sein können. So kann es zum Beispiel relevant sein, welche Institutio-
nen mit bestimmten Aufgaben betraut werden, welche Person dafür hauptverantwortlich zeichnen 
und welche Qualifikationen sie dafür mitbringen. Diesbezügliche Entscheidungen sind jenen zum De-
sign von Governance und Policies meist vorgelagert und haben somit einen grundlegenden Einfluss 
darauf.  

Bleiben schließlich noch sogenannte persistente Rahmenbedingungen politischen Handelns, die von 
EntscheidungsträgerInnen per Definition nicht oder nur eingeschränkt gestaltet werden können. Dazu 
gehören die Auslöser für Strategieprozesse im Allgemeinen oder für Policy Windows im Speziellen, 
Pfadabhängigkeiten sowie die Art des zu lösenden Problems. Unsere Ergebnisse zeigen, dass es weni-
ger bei der Veränderung als vielmehr im Umgang mit Rahmenbedingungen politische Spielräume gibt. 
So ist es zum Beispiel vorteilhaft, wenn man im Fall eines sich öffnenden Policy Windows bereits aus-
gearbeitete Lösungsvorschläge präsentieren und die Gunst der Stunde überzeugend nutzen kann. In 
Bezug auf Pfadabhängigkeiten und Problemcharakteristika gilt es vor allem auf das „Framing“ des 
Problems und der jeweiligen Lösungen zu achten, sodass das Interesse der relevanten Sektoren ge-
weckt werden kann.    
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c) Wie sind Anpassungsprozesse auf verschiedenen Regierungsebenen miteinander verbun-
den? Welche Rolle spielen diese Verbindungen? 

Eine zusätzliche Dimension unserer Analyse betrifft das Zusammenspiel zwischen Anpassungsprozes-
sen auf verschiedenen Regierungsebenen. Da die Folgen des Klimawandels alle politischen Ebenen be-
treffen, wird in der Literatur und in manchen Strategien betont, dass eine Koordination von Strategien 
und Maßnahmen über politische Ebenen hinweg ein zentraler Erfolgsfaktor der Klimawandelanpas-
sung sei. Vor diesem Hintergrund haben wir die analysierten Strategieprozesse so ausgewählt, dass 
vertikale Interaktionen über Ebenen hinweg sichtbar werden müssten - sofern vorhanden. Überra-
schenderweise wurde jedoch in keinem der 14 Fälle vertikale Integration als wichtiger Erfolgsfaktor 
hervorgehoben. Am ehesten suchen KoordinatorInnen auf transnationaler und nationalstaatlicher 
Ebene den Kontakt zu darunter liegenden Regierungsebenen, weil ihnen deren Bedeutung für die Um-
setzung konkreter Anpassungsmaßnahmen bewusst ist. Lokale Akteure haben hingegen meist wenig 
bis kein Interesse daran, ihre Prozesse mit jenen auf darüber liegenden Ebenen abzustimmen. Das liegt 
weniger an einer grundlegenden Abneigung gegenüber Einmischungen „von oben“, sondern vielmehr 
daran, dass die von uns untersuchten lokalen Prozesse meist weiter fortgeschritten waren. Vor diesem 
Hintergrund schlussfolgern wir, dass Anpassungsprozesse auf verschiedenen politischen Ebenen in den 
meisten Fällen mehr oder weniger unabhängig voneinander ablaufen. Sofern Zusammenhänge beste-
hen, kann nicht von Koordination oder Integration, sondern bestenfalls von Erfahrungsaustausch bzw. 
Lernprozessen gesprochen werden. Diese verlaufen in der Regel nicht (wie oft angenommen) von oben 
nach unten („top-down“), sondern eher in umgekehrter Richtung („bottom-up“).  

 

7.2.  Schlussfolgerungen zum Analyserahmen 

Der in Kapitel 3 erörterte analytische Rahmen baut nicht auf einem einzigen, sondern auf zahlreichen 
Ansätzen auf, die aus jahrzehntelanger politikwissenschaftlicher Policy-Forschung hervorgegangen 
sind. Somit ist es wenig überraschend, dass sich die daraus abgeleiteten Faktoren für politische Verän-
derungen als hilfreich für die Fokussierung unserer empirischen Forschung und in der Folge durchwegs 
als zutreffend erwiesen haben. Bemerkenswert ist diesbezüglich, dass uns trotz offener Interviewfra-
gen keine weiteren Erfolgsfaktoren genannt wurden. Wir schließen daraus nicht, dass die von uns ab-
gedeckten Faktoren einen vollständigen Überblick geben. Wir schließen daraus, dass unser Analyse-
rahmen für das Politikfeld Anpassung keine gravierenden Lücken aufweist.  

Der so genannte Models-of-Change Ansatz (Kristof 2010) war eine wesentliche Quelle für unseren ana-
lytischen Rahmen und die Prüfung seiner Anwendbarkeit auf das Politikfeld Klimawandelanpassung 
ausdrücklicher Gegenstand unserer Arbeiten. Der Ansatz basiert vor allem auf Erkenntnissen aus der 
Betriebswirtschaftslehre, der Innovations- und Diffusionsforschung sowie der Volkswirtschaftslehre. 
Ergänzend werden die Disziplinen Psychologie, Soziologie und Politikwissenschaft zumindest ansatz-
weise im Rahmen eines „Blicks über den Zaun“ berücksichtigt (Kristof 2010, VIII). Die auffälligste Stärke 
des Ansatzes ist somit seine Interdisziplinarität und die daraus folgende konzeptuelle Breite und 
Dichte, die weder mit einer einzigen Disziplin, geschweige denn mit einem ausgewählten politikwis-
senschaftlichen Konzept erreicht werden kann.  

Im Rahmen der hier vorliegenden politikwissenschaftlichen Analyse zu politischen Strategieprozessen 
war jedoch eine wesentliche Schwäche des Ansatzes nicht zu übersehen: Der „Blick über den Zaun“ 
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zur Politikwissenschaft  ist sehr eng ausgefallen. Kristof (2010, 107-114) hat lediglich ausgewählte An-
sätze der Policy-Diffusions- und –Transferforschung berücksichtigt (vgl. Kristof 2010, 107-114), blendet 
jedoch bedeutende politikwissenschaftliche Konzepte und Theorien aus, welche die Policy-Forschung 
seit Jahrzehnten prägen. Darunter fallen zum Beispiel der „multiple streams“-Ansatz von Kingdon 
(1984), von dem die Idee des „policy windows“ stammt, der „advocacy coalition“-Ansatz von Sabatier 
et al. (1993), die sehr umfangreiche Implementationsforschung (z.B. Fixsen et al. 2005) und die neuere 
Governance-Forschung zu politischen Strategien (z.B. Howlett & Rayner 2006; Casado-Asensio & Steu-
rer 2014 und 2015). Weil diese und andere Ansätze für eine Analyse von politischen Strategieprozessen 
im Politikfeld Anpassung von zentraler Bedeutung sind, haben wir den Models-of-Change Ansatz vor 
Beginn unserer empirischen Arbeiten entsprechend erweitert. Im Zuge dessen haben wir die vom Mo-
dels-of-Change-Ansatz vorgeschlagenen Faktoren neu strukturiert, die Terminologie der politikwissen-
schaftlichen Fachsprache angenähert und einzelne Faktoren substanziell überarbeitet (vgl. dazu „Er-
weiterung“ in Annex 2). So haben wir zum Beispiel die Faktoren „Zielgruppe/weitere Akteure“ sowie 
„Akteure und deren Interaktionen“ auf Basis der politikwissenschaftlichen Literatur ausdifferenziert 
und den Faktor „Umgang mit Zielkonflikten“ unter der Überschrift „Veränderungsidee und Lösungs-
vorschläge“ ergänzt.  

Die in Kapitel 3 vorgenommene Synthese des Models-of-Change-Ansatzes mit relevanten Konzepten 
der politikwissenschaftlichen Literatur hat sich im Zuge der empirischen Erhebungen durchwegs als 
sinnvoll erwiesen. Deshalb empfehlen wir nach Abschluss der Arbeiten keine weiteren Änderungen 
des analytischen Rahmens. Lediglich schwer greif- und veränderbare politische Faktoren wie zum Bei-
spiel politischer Wille und langfristiges „Commitment“ könnten mehr Beachtung finden. 

Alles in allem waren unsere Anpassungen des Models-of-Change-Ansatzes allerdings relativ moderat. 
Daher schlussfolgern wir, dass er erstaunlich viele politikwissenschaftlichen Konzepte und Erkennt-
nisse widerspiegelt, auch wenn er diese nicht explizit verwendet bzw. erwähnt. Das kann zum einen 
daran liegen, dass die vom Ansatz hauptsächlich verwendeten Disziplinen (auch) politikwissenschaftli-
che Erkenntnisse rezipieren und einfließen lassen. Zum anderen kann es daran liegen, dass der Models-
of-Change-Ansatz auch auf subjektiven Erfahrungen mit politischen Prozessen sowie auf zahlreichen 
Interviews mit politischen Akteuren aufbaut, die mit empirischen Erkenntnissen der Politikwissen-
schaft konform gehen. Die Quintessenz aus unserer Analyse ist also, dass der Models-of-Change-An-
satz – besonders in seiner auf Basis der politikwissenschaftlichen Literatur modifizierten Form – dafür 
gut geeignet ist, politische Veränderungsprozesse zu verstehen.  
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Annex 1: Liste der Interviews, geordnet nach politischen Ebenen (Region, Staat, Stadt) und Ak-
teur/Funktion (KoordinatorIn, Wassersektor, nicht-staatliche ExpertIn) 

 

Region Akteur Datum Anmerkung 

EU 
KoordinatorIn 12/3/2013 - 
ExpertIn 2/7/2014 - 

Baltic Sea  Re-
gion 

KoordinatorIn 11/14/2013 - 
ExpertIn 12/5/2013 - 

 

Staat Akteur Datum20 Anmerkung 

Finnland 

KoordinatorIn 11/26/2013  
RepräsentantIn 
Wassersektor 

-21 Verantwortliche verweisen auf KoordinatorIn 
und wollen nicht interviewt werden 

ExpertIn 2/3/2014  

Kanada 
KoordinatorIn 12/4/2013 Interview mit mehreren Personen gleichzeitig. 
Wassersektor 1/16/2014  
ExpertIn 12/11/2013  

Australien 

KoordinatorIn 11/28/2013  
RepräsentantIn 
Wassersektor 

- Verantwortliche bitten ohne Begründung, in 
keiner Weise an der Studie teilzunehmen 

ExpertIn 12/5/2013  

Niederlande 

KoordinatorIn 12/6/2013  
RepräsentantIn 
Wassersektor 

11/5/2013  

ExpertIn 11/19/2013  

Dänemark 

KoordinatorIn 2/10/2013  
RepräsentantIn 
Wassersektor 

2/24/2014  

ExpertIn 2/10/2013  

England 

KoordinatorIn 12/17/2013  
RepräsentantIn 
Wassersektor 

2/13/2014  

ExpertIn 2/6/2014  
 

Stadt Akteur Datum Anmerkung 

Melbourne 

KoordinatorIn 1/14/2014  
RepräsentantIn 
Stadtplanung 

- Keine Antwort auf mehrmalige Anfrage 

ExpertIn 4/24/2014  

Rotterdam 

KoordinatorIn 10/18/2013  
RepräsentantIn 
Wassersektor 

10/24/2013  

ExpertIn 4/17/2014  

                                                            
20 Datum im englischen Format: Monat/Tag/Jahr. 
21 Begründungen für jene Fälle, in denen einzelne Interviews nicht geführt werden konnten, finden sich in der 
Zeile „Anmerkung“. 
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London 

KoordinatorIn 3/4/2014  
RepräsentantIn 
Wassersektor 

3/11/2014  

ExpertIn 3/20/2014  

Kopenhagen 

KoordinatorIn 2/18/2014  
RepräsentantIn 
Wassersektor 

- Verantwortliche wollen kein Interview geben  
weil sie keinen Überblick über die Strategie ha-
ben  

ExpertIn 3/20/2014  

Helsinki 

KoordinatorIn 11/28/2013  
RepräsentantIn 
Wassersektor 

1/16/2014  

ExpertIn 11/5/2013 - 

Vancouver 

KoordinatorIn 11/28/2013 - 
RepräsentantIn 
Wassersektor 

- Keine Antwort auf mehrmalige Anfrage 

ExpertIn 1/7/2014 - 
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Annex 2: Analyseraster „Erfolgsfaktoren im Politikprozess Klimaanpassung“: Erweiterung des Model 
of Change-Ansatzes (MoC) 

 

 

Zeitaspekte 

MoC Erweiterung 

Merkmale Merkmale Operationalisierung 

Auslöser 
 

- Anlass für die Erstellung der Strategie (Extremwet-
terereignisse, Wahlen, Vorgaben höherer politi-
scher Ebenen, öffentlicher Druck, etc.) 

- Motivation hinter der Erstellung der Strategie 
(wirtschaftliche Möglichkeiten, Angst vor Schäden, 
etc.) 

Prozessgeschwindigkeit und  
Zeitressourcen 

- (Geplante) Geschwindigkeit des Veränderungspro-
zesses (kurz-, mittel- oder langfristig) 

- Zeitressourcen der beteiligten Akteure 

Veränderungsidee und Lösungsvorschläge 

MoC Erweiterung 

Merkmale Merkmale Operationalisierung 

Passgenaue Um-
setzungslösung Ziele 

- Art der Zielsetzungen 
- Prioritäten 
- Passgenauigkeit (Raum, Zeit, Politikfeld, 

etc.) 
- Detailliertheit (allgemeine Visionen vs. de-

taillierte Arbeitsprogramme) 

Instrumentenmix Instrumente 

- Art der Maßnahmen (harte vs. weiche In-
strumente: gesetzlich, informatorisch, öko-
nomisch, etc.) 

- Instrumentenmix 

 
Umgang mit Zielkon-
flikten 

- Art der Zielkonflikte 
- Umgang mit Konflikten 
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Akteure und Qualifikationen 

MoC Erweiterung 

Merkmale Merkmale Operationalisierung 

Change Agents 
 

- Verantwortliche Akteure 
- Qualifikationen, Fähigkeiten, Res-

sourcen  
- Position, Netzwerke, Beziehun-

gen, Kontakte 

Zielgruppe /  
Weitere Akteure 

Akteure bzw. Akteurs-Koa-
litionen, die für Anpassung 

eintreten 
 

- Akteure die für oder gegen An-
passung im Allgemeinen oder be-
stimmte Anpassungsmaßnahmen 
im Besonderen eintreten  Ak-
teure 

Akteure bzw. Akteurs-Koa-
litionen, die Anpassung 

skeptisch gegenüber ste-
hen 

 

Governance-Merkmale von Veränderungsprozessen 

MoC Erweiterung 

Merkmale Merkmale Operationalisierung 

Institutionalisierung von 
Akteuren und ihrer Inter-

aktionen 

Horizontale Integration 
- Institutionalisierung der Einbin-

dung staatlicher Akteure und ih-
rer Interaktionen 

Vertikale Integration 

Diagonale Integration 

Beteiligungsprozesse Einbindung nicht-staat-
licher Akteure 

- Institutionalisierung der Einbin-
dung 

- Auswahl der Akteure 
- Partizipationsform 

- Analyse von Ausgangs-
zustand und Verände-
rungsoptionen  

- Wissensbasis  
- Lernprozesse auf Basis 

einer kontinuierlichen 
Evaluation  

- Systematische Evaluie-
rung der Zielerreichung 

- Besonderes Augen-
merk auf Implementie-
rung 

Wissensbasis 

- Organisation und Einbindung von 
bestehendem Wissen 

- Produktion von neuem Wissen 
- Integration von neuem Wissen 
- Lernen 

Umsetzung - Implementationsprozess  
- Ressourcen 
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- Fehler- und Korrektur-
freundlichkeit 

Persistente Rahmenbedingungen 

MoC Erweiterung 

Merkmale Merkmale Operationalisierung 

Pfadabhängigkeit 
Pfadabhängigkeit, an-

schlussfähige Grundhal-
tung und „Framing“ des 
Problems (Anpassung an 

den) Klimawandel 

- Politische Entscheidungen in der 
Vergangenheit 

- Umgesetzte Maßnahmen 
- Akteursbeziehungen (Netzwerke, 

Handlungsmuster, Rollenvertei-
lungen, etc.) 

Anschlussfähige Verände-
rungsidee (im MoC: „Ver-

änderungsidee“) 

- Wahrnehmungen 
- Werte 
- Einstellungen 
- Framing des Problems  

Psychologie des Wandels 

Zeitfenster 
- Besondere Ereignisse (Klimabe-

dingte Katastrophen o.ä.) 
- Neue Akteurskonstellationen 
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